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A. Problem 

Das geltende Strafregisterrecht hemmt die Resozialisierung in 
nicht erforderlichem Ausmaß. Außerdem ist es unübersichtlich. 
Vorschriften über die Eintragung von Vorstrafen, jugendrichter- 
lichen Maßnahmen und bestimmten anderen Entscheidungen — 
z. B. der Zivilgerichte und der Verwaltungsbehörden — finden 
sich u. a. in der Strafregisterverordnung vom 17. Februar 1934 
(BGBl. III 312-4), dem Gesetz über beschränkte Auskünfte aus 
dem Strafregister und die Tilgung von Strafvermerken vom 
9. April 1920 (BGBl. III 312-5) und dem Jugendgerichtsgesetz 
vom 4. August 1953 (BGBl. III 451-1). Es besteht ein Bedürfnis, 
die gesamte Rechtsmaterie in einem Gesetz neu zu regeln. 


B. Lösung 

Der vom Ausschuß beschlossene und im ganzen einmütig ge- 
billigte Gesetzentwurf sieht folgende, teils über die Vorschläge 
des Regierungsentwurfs hinausgehende Neuerungen vor: 

a) An die Stelle zahlreicher Strafregister der Länder tritt ein 
zentrales Bundesregister. 

b) Führungszeugnisse werden nur noch von der Registerbe- 
hörde statt, wie bisher, von Polizeibehörden ausgestellt. 

c) Die Strafgrenze, bis zu der Verurteilungen in kein Führungs- 
zeugnis aufzunehmen sind, wird erhöht. 
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d) Uber die Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt, die 
allein oder neben leichteren Verurteilungen angeordnet ist, 
gibt nur das Führungszeugnis für Behörden Auskunft. 

e) Die Fristen, nach deren Ablauf Verurteilungen nicht mehr in 
das Führungszeugnis aufgenommen werden, sowie die Til- 
gungsfristen werden verkürzt. 

f) Die Tilgungswirkung wird verstärkt. 

C. Alternativen 

über die Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt soll 
entgegen der zu B d vorgeschlagenen Lösung in jedem Fall auch 
das Privatführungszeugnis Auskunft geben. 


D. Kosten 

Die Mehrkosten des Bundes für die Umstellung auf ein Bundes- 
zentralregister werden auf etwa 37 Millionen DM, verteilt auf 
sechs Jahre, geschätzt. Die Ausgaben des laufenden Betriebes 
werden auf jährlich rund 12 Millionen DM veranschlagt. Auf- 
grund von Einsparungen, die sich aus dem Wegfall des bis- 
herigen Bundesstrafregisters ergeben, und von Gebührenein- 
nahmen werden sich diese Ausgaben für den Bundeshaushalt 
um jährlich rund 3 Millionen DM verringern. 
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Schriftlicher Bericht 

des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform 
über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über das Zentralregister und das Erziehungsregister 
(Bundeszentralregistergesetz — BZRG) 

— Drucksache VI/477 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Eyrich und Frau Dr. Diemer-Nicolaus 


Einleitung 

Der Bundestag hat den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Bundeszentralregister- 
gesetzes in seiner 39. Sitzung am 18. März 1970 in 
erster Lesung behandelt und an den Sonderaus- 
schuß für die Strafrechtsreform (federführend), an 
den Innenausschuß (mitberatend) sowie an den 
Haushaltsausschuß (gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung) überwiesen. Der Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit wurde gutachtlich beteiligt. 

Der Sonderausschuß hat den Gesetzentwurf in 
14 Sitzungen beraten. Die von der Deutschen Ver- 
einigung für Jugendgerichte und Jugendgerichts- 
hilfen e. V. herausgegebene „Denkschrift zur Re- 
form des Strafregisterrechts", Stellungnahmen der 
Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenver- 
bände, des Strafrechtsausschusses der Bundesrechts-- 
anwaltskammer, der Arbeiterwohlfahrt Bundesver- 
band e. V. sowie eine große Anzahl von Beiträgen, 
die sich aus psychiatrischer Sicht mit dem Gesetz- 
gebungsvorhaben auseinandersetzten, waren in die 
Beratungen einbezogen. Angesichts der vielschich- 
tigen Problematik, die sich u. a. aus einer Verein- 
heitlichung des Strafregisterwesens und der beab- 
sichtigten Umstellung auf elektronische Daten- 
verarbeitung ergibt, erschien es dem Sonderaus- 
schuß dienlich, sich in Wien eingehend über das 
dort bereits auf eine elektronische Datenverarbei- 
tungsanlage umgestellte Zentralstrafregister für 
Österreich zu informieren. 

Die beträchtliche Dauer der Beratung erklärt sich 
nicht allein daraus, daß eine bisher auf verschiedene 
Gesetze und Verwaltungsvorschriften — u. a. Straf- 
registerverordnung, Straftilgungsgesetz, Jugend- 
gerichtsgesetz, Anordnung über die gerichtliche 
Erziehungskartei — verteilte komplizierte Materie 


in einem Gesetz vereinigt werden soll, sondern vor 
allem aus einer Fülle von rechtspolitischen und 
technischen Problemen, mit denen der Ausschuß sich 
auseinanderzusetzen hatte. 

In der rechtspolitischen Zielsetzung stellt die vom 
Ausschuß beschlossene Fassung des Gesetzes, die 
vom Regierungsentwurf nicht unerheblich abweicht, 
notwendigerweise einen Kompromiß dar. Wie be- 
reits bei den in den letzten Jahren verabschiedeten 
Strafrechtsreformgesetzen stand der Ausschuß auch 
jetzt wieder vor der vorrangigen Aufgabe, dem Ge- 
danken der Resozialisierung in besonderem Maße 
Rechnung zu tragen, d. h. in diesem Fall dafür zu 
sorgen, daß die Wiedereingliederung verurteilter 
Personen oder die Rehabilitation psychisch kranker 
Menschen durch Registereintragungen und Aus- 
kunftserteilung aus dem Register nicht oder nicht 
unnötig lange erschwert wird. Dem standen begrün- 
dete öffentliche und zum Teil auch private Inter- 
essen an einem möglichst umfassenden und lücken- 
losen Register gegenüber. Unter anderem mußte 
den Bedürfnissen der mit der Rechtspflege befaßten 
Behörden und Gerichte Rechnung getragen werden. 
In diesem Spannungsfeld gestalteten sich die Ent- 
scheidungen, die der Ausschuß im Zusammenhang 
mit Entmündigungen, Verfahrenseinstellungen 
wegen Zurechnungsunfähigkeit, Unterbringungen 
nach Landesrecht und — auf das Führungszeugnis 
bezogen — mit Unterbringungen in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt zu treffen hatte, besonders schwierig. 
Der Ausschuß hat sich bemüht, einen möglichst 
differenzierten Ausgleich zu finden, der in der 
Gesamttendenz stärker als im geltenden Recht und 
auch weitergehend als vom Entwurf vorgesehen zu- 
gunsten des Betroffenen ausfiel. 

Ein spezielles Problem lag in der registerrecht- 
lichen Behandlung Jugendlicher und Heranwachsen- 
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der. Auf der Grundlage des Regierungsentwurfs 
war der Ausschuß einmütig der Auffassung, daß an 
dem Konzept eines einheitlichen Bundeszentral- 
registers, in dem die bisherigen Strafregister und 
die gerichtlichen Erziehungskarteien organisatorisch 
verbunden sind, und an einer einheitlichen Rechts- 
grundlage hierfür festzuhalten sei. Insbesondere die 
in der Denkschrift der Deutschen Vereinigung für 
Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen e. V. ge- 
äußerten Befürchtungen, die organisatorische und 
rechtstechnische Verklammerung bedeute eine dem 
Erziehungsgedanken abträgliche Bindung des Ju- 
gendkriminalrechts an das allgemeine Strafrecht, 
wurden von den Mitgliedern des Ausschusses nicht 
geteilt, und zwar schon deshalb nicht, weil der Ent- 
wurf auf den Begriff „Strafregister" vollkommen 
verzichtet und das Bundeszentralregister künftig 
auch ganz andere Entscheidungen als die der Straf- 
gerichte registrieren soll. Davon abgesehen sah 
sich der Ausschuß jedoch veranlaßt, auch im Bereich 
des Jugendstrafrechts den Umfang der Eintragungen 
und die Fristen, nach deren Ablauf sie nicht mehr 
in ein Führungszeugnis aufgenommen werden, im 
Interesse der Rehabilitation Jugendlicher weiter ein- 
zuschränken. 

Das Bundeszentralregister soll die bei fast 100 
Staatsanwaltschaften geführten Strafregister ab- 
lösen. Gleichzeitig ist die Umstellung auf elektro- 
nische Datenverarbeitung vorgesehen. Dies bringt 
eine Fülle von technischen und organisatorischen 
Schwierigkeiten mit sich, die vom Ausschuß aus- 
führlich erörtert wurden. Insbesondere war darauf 
zu achten, einen maschinengerechten Gesetzestext 
mit eindeutig bestimmbaren Definitionen und bere- 
chenbaren Fristen zu verabschieden. Auf denkbare 
und von Einzelfallgruppen her gerechtfertigte wei- 
tere Differenzierungen wurde verzichtet, um den 
Computeraufwand in einem vertretbaren Rahmen 
zu halten. Über die Vorzüge einer zentralen elektro- 
nischen Datenverarbeitungsanlage, die in einer Um- 
schichtung der Personalkosten auf Sachkosten, einer 
beträchtlichen Raumersparnis und einer Qualitäts- 
steigerung der Arbeit liegen, bestanden beim Aus- 
schuß vor allem nach den eingehenden Informa- 
tionen über das vergleichbare österreichische Modell 
keine Zweifel mehr. 


Begründung zu den einzelnen Vorschriften 

ERSTER TEIL 

Das Zentralregister 

ERSTER ABSCHNITT 
Registerbehörde 

Zu § 1 (§ 1 E) 

Die Vorschrift wurde unverändert aus dem Ent- 
wurf übernommen. 


Zu § 2 (§ 2 E) 

In Übereinstimmung mit dem Entwurf sdilägt 
auch der Ausschuß in Absatz 1 vor, das Bundes- 
zentralregister in Berlin einzurichten. Der Vertreter 
der Bundesregierung hat dazu vorgetragen, daß die 
Bundespost für den durch die Einrichtung einer zen- 
tralen EDV-Anlage zu erwartenden Datenüber- 
tragungsverkehr von und nach Berlin Fernmelde- 
verbindungen in ausreichender Anzahl und Qualität 
bereitstellen kann; Störanfälligkeit und Abhör- 
möglichkeiten seien nicht größer, als wenn die 
Anlage an einem anderen Ort in der Bundesrepublik 
eingerichtet würde. 

Für den Standort Berlin spricht u. a., daß die 
Bediensteten des Bundesstrafregisters — z. Z. etwa 
180 Personen — - die Aufgabe übernehmen können. 
Außerdem sind in Berlin genügend geeignete 
Grundstücke vorhanden, während ein entsprechen- 
des Grundstück an anderen in Aussicht genom- 
menen Orten erst noch erworben werden müßte. Bei 
den Kosten für den Femmelde-, Fernschreib- oder 
DATEX- Verkehr ließen sich keine wesentlichen 
Unterschiede feststellen, die den geplanten Stand- 
ort in Frage stellen könnten. 

Absatz 2 Satz 2 ist auf Wunsch der Länder an- 
gefügt worden. Vor allem die computergerechte 
Erfassung und Aufbereitung der Daten sowie die 
Übertragung dieser Daten auf das Bundeszentral- 
register werden für die Länder insbesondere wäh- 
rend der Übergangszeit einen nicht unbeträchtlichen 
Verwaltungs- und Kostenaufwand mit sich bringen. 
Die Mitwirkung der Länder beim Erlaß der erforder- 
lichen Verwaltungs Vorschriften erscheint daher 
geboten. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Inhalt und Führung des Registers 

Zu § 3 (§ 3 E) 

Die Vorschrift wurde inhaltlich unverändert aus 
dem Entwurf übernommen. Dabei wurden die Zitate 
genauer gefaßt. Die Aufgliederung der Nummer 4 
des Entwurfs in die Nummern 4 und 5 entspricht der 
zu §§ 12, 13 getroffenen Regelung; durch die Ab- 
setzung der beiden Fälle voneinander soll auch hier 
der inhaltliche Unterschied der jeweiligen Entschei- 
dungen verdeutlicht werden. 

Zu § 4 (§ 4 E) 

Wie das geltende Recht (§ 2 Abs. 1 StRVO) unter- 
schied auch der Entwurf nicht zwischen Verurtei- 
lungen deutscher Gerichte innerhalb und außerhalb 
der Bundesrepublik. Diese Regelung ging schon bis- 
her an der Praxis vorbei. Die von deutschen Gerich- 
ten außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
ausgesprochenen Verurteilungen werden den Regi- 
sterbehörden nur in Ausnahmefällen bekannt, da 
ein geregelter Strafnachrichtenaustausch zwischen 
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beiden Teilen Deutschlands nicht stattfindet. Selbst 
wenn bei der Registerbehörde eine Strafnachricht 
aus dem anderen Teil Deutschlands eingeht, kann 
je nach Sachlage aus den Gründen des § 2 Abs. 1, 
5, 6 RAHG von der Eintragung abgesehen werden 
(§14 RAHG). Die Mehrheit der Ausschußmitglieder 
war daher der Auffassung, daß die Eintragungs- 
pflicht in § 4 Abs. 1 auf solche Verurteilungen be- 
schränkt werden solle, die von deutschen Gerichten 
innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes aus- 
gesprochen werden, zumal auch nur insoweit eine 
entsprechende Mitteilungspflicht (§ 20) begründet 
werden könne. Der Zusatz „deutsches" (Gericht) ist 
notwendig, weil die Entscheidungen anderer Behör- 
den im Geltungsbereich dieses Gesetzes, die keine 
deutschen Gerichte sind, nicht erfaßt werden sollen. 
Dazu gehören z. B. die Militärbehörden anderer 
Staaten, die nach dem NATO-Truppenstatut im 
räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes Straf- 
gerichtsbarkeit über die dem Militärrecht des Ent- 
sendestaates unterworfenen Personen ausüben. 

Für die Urteile deutscher Gerichte außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes hat der Ausschuß 
eine Regelung in § 52 getroffen. Dementsprechend 
mußte auch Absatz 3 des Entwurfs an dieser Stelle 
gestrichen werden. 

Dem Vorschlag der Deutschen Vereinigung für 
Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen e. V., Ver- 
urteilungen nach Jugendstrafrecht nicht oder nur 
dann in das Zentralregister einzutragen, wenn auf 
Jugendstrafe von mehr als vier Jahren erkannt ist 
oder wenn — bei einer Jugendstrafe von ein bis 
zu vier Jahren — das Gericht die Eintragung aus- 
drücklich angeordnet hat, hat der Ausschuß nicht 
entsprochen. Die Erfahrung zeigt, daß die Gerichte 
nur in wirklich schweren Fällen Jugendstrafe ver- 
hängen oder die Schuld nach § 27 JGG feststellen, 
und daß die Rückfallhäufigkeit insbesondere bei 
solchen Jugendlichen, gegen die Jugendstrafe ver- 
hängt werden mußte, sehr hoch ist. Es besteht des- 
halb die kriminalpolitische Notwendigkeit, auch 
den in § 39 Abs. 1 genannten Stellen, insbesondere 
soweit sie mit Verbrechensverhütung und -bekämp- 
fung betraut sind, die Kenntnisnahme von allen 
Verurteilungen zu Jugendstrafe und von Schuld- 
feststellungen nach § 27 JGG zu ermöglichen. Dem 
berechtigten Schutz- und Resozialisierungsbedürfnis 
der Betroffenen wird ausreichend dadurch Rechnung 
getragen, daß nach § 30 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 der größte 
Teil der entsprechenden Eintragungen nicht in das 
Führungszeugnis aufgenommen wird. 

Mit Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Re- 
form des Strafrechts am 1. Oktober 1973 werden 
Übertretungen beseitigt und vorhandene Eintragun- 
gen über derartige Verurteilungen zum großen Teil 
aus dem Register entfernt werden. Da jedoch die 
Möglichkeit besteht, daß einige Übertretungstat- 
bestände zu Vergehenstatbeständen aufgewertet 
und solche Verurteilungen deshalb auch später noch 
von Interesse sein werden, erscheint die vom Ent- 
wurf vorgeschlagene Lösung, bis dahin Verurtei- 
lungen wegen Übertretungen zu Freiheitsstrafe in 
das Zentralregister einzutragen, richtig. 


Zu § 5 (§ 5 E) 

In Absatz 1 Nr. 2 wurde klargestellt, daß auch 
die Geschäftsnummer einzutragen ist. 

Dem Vorschlag des Bundesrates, für Zwecke der 
kriminologischen Forschung auch die Eintragung 
der Tatzeit und bei mehreren Taten des Zeitraums, 
in dem sie begangen wurden, vorzuschreiben, hat 
sich der Ausschuß nicht angeschlossen. Nach der 
Überzeugung des Ausschusses, die insbesondere 
durch die bei dem Zentralregister in Wien gemach- 
ten Erfahrungen erhärtet wurde, würde der Nutzen 
für die kriminologische Forschung in keinem sinn- 
vollen Verhältnis zum zusätzlich erforderlichen Auf- 
wand an Arbeit und Speicherkapazität stehen. Auch 
die Notwendigkeit, in einem späteren Strafver- 
fahren gegen den Betroffenen die Rückfallvoraus- 
setzungen genau festzustellen, rechtfertigt diese zu- 
sätzliche Eintragung nicht; denn soweit Vorstrafen 
zum Nachteil des Betroffenen verwertet werden 
sollen, ist es ohnehin in aller Regel unumgänglich, 
die Akten beizuziehen. 

Absatz 1 Nr. 5 wurde im Wortlaut dem Sprach- 
gebrauch des Ersten Gesetzes zur Reform des Straf- 
rechts angepaßt und inhaltlich erweitert. Nach die- 
ser Vorschrift sollen nunmehr auch die in § 31 
Abs. 1, 5 StGB genannten Rechtsfolgen eingetragen 
werden. Die zusätzliche Eintragung ist erforderlich, 
weil im Falle einer Gesamtstrafenbildung für meh- 
rere Verbrechen oder für Verbrechen und Vergehen 
der Urteilstenor — und damit die entsprechende 
Eintragung für sich allein — meist nicht erkennen 
läßt, ob in der Gesamtstrafe eine die Rechtsfolge 
des § 31 Abs. 1 StGB auslösende Einzelfreiheits- 
strafe von mindestens einem Jahr für ein Ver- 
brechen enthalten ist. 

Absatz 2 in der Fassung des Entwurfs bestimmt 
sachgerecht, daß Erziehungsmaßregeln und Zucht- 
mittel nur dann in das Zentralregister eingetragen 
werden, wenn sie mit einer nach § 4 eintragungs- 
fähigen Maßnahme verbunden sind. Es ist jedoch 
angebracht, für Nebenstrafen und Nebenfolgen, auf 
die bei Anwendung von Jugendstrafrecht erkannt 
worden ist, die gleiche Regelung zu treffen. 


Zu §§ 6, 7 (§§ 6, 7 E) 

Die Vorschriften wurden, von einer redaktionel- 
len Änderung des § 6 abgesehen, unverändert aus 
dem Entwurf übernommen. 


Zu § 8 (§ 8 E) 

Der neue Absatz 3 ist im Hinblick auf § 4 Abs. 1 
Nr. 3 angefügt worden. Ein Schuldspruch nach § 27 
JGG ist kraft Gesetzes mit einer Bewährungszeit 
verbunden, deren Dauer jedoch vom Richter be- 
stimmt wird. Das Ende der Bewährungszeit muß 
aus dem Register ersichtlich sein, damit die Über- 
wachung nach § 21 möglich ist und im Falle einer 
weiteren Straftat des Betroffenen sofort beurteilt 
werden kann, ob sie in die Bewährungszeit fällt. 
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Zu §9 

Nach der vom Ausschuß zu § 45 Abs. 2 vor- 
geschlagenen Regelung kann der Zeitpunkt, zu dem 
die Sperre endet, für den Eintritt der Tilgungsreife 
maßgebend sein. Deshalb muß sich das Ende der 
Sperrfrist aus dem Register ergeben. § 17, der sich 
nur auf freiheitsentziehende Maßregeln bezieht, er- 
faßt diesen Fall nicht; vielmehr bedarf es der vor- 
geschlagenen zusätzlichen Vorschrift. 


Zu § 10 {§ 9 E) 

Die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und 
Nervenheilkunde, die Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Träger psychiatrischer Krankenhäuser und der 
Aktionsausschuß ^zur Verbesserung der Hilfe für 
psychisch Kranke haben unter Bezugnahme auf den 
Beitrag von J. E. Meyer und H. Schüler-Springorum 
„Zur Vormundschaft über psychisch Kranke" (Farn 
RZ 1968, Seiten 575 ff.) angeregt, den Eintragungs- 
zwang bei Entmündigungen vollständig abzuschaf- 
fen, weil er vom Betroffenen als diskriminierend 
empfunden werden könne und auch sonst nicht 
mehr sinnvoll erscheine. In dem erwähnten Beitrag 
wird u. a. auf Nachteile hingewiesen, die dem 
Betroffenen bei einer Stellenbewerbung oder im 
Zusammenhang mit den verschiedensten Anträgen 
gegenüber Behörden erwachsen können. 

Der Ausschuß konnte jedoch der Anregung auch 
bei Würdigung dieser Gesichtspunkte und bei Be- 
rücksichtigung der Interessen des Betroffenen nicht 
folgen. In der Begründung des Entwurfs wird zu- 
treffend darauf hingewiesen, daß Behörden in zahl- 
reichen Fällen ein berechtigtes Interesse an der 
Kenntnis davon haben, ob eine bestimmte Person 
entmündigt ist. über die dort erwähnten Beispiele 
hinaus wird u. a. auf § 13 des Bundeswahlgesetzes 
verwiesen, der einen Entmündigten vom Wahlrecht 
ausschließt, sowie auf § 15 Abs. 4 der Bundeswahl- 
ordnung, der die zuständigen Behörden zur Prüfung 
dieser Voraussetzungen verpflichtet. Besonders 
weitgehende Folgerungen zieht das Bürgerliche 
Gesetzbuch aus einer Entmündigung, indem es z. B. 
die Geschäftsfähigkeit des Entmündigten beseitigt 
oder einschränkt (§ 104 Nr. 3, § 114 BGB) und ihm 
die Eignung zum Vormund sowie zum Testaments- 
vollstrecker nimmt (§§ 1780, 2201 BGB). Es erscheint 
dem Ausschuß unerläßlich, den Gerichten und Be- 
hörden, die zu der entsprechenden Prüfung ver- 
pflichtet sind, die Möglichkeit zu geben, sich bei 
dem Bundeszentralregister bzw. anhand eines Füh- 
rungszeugnisses insoweit Klarheit zu verschaffen. 
Darüber hinaus müssen sich wegen der weitreichen- 
den Auswirkungen, welche die Entmündigung selbst 
im privaten Rechtsverkehr hat, auch Privatpersonen 
in bestimmten Fällen darüber vergewissern können, 
ob bei ihren Vertragspartnern derartige Voraus- 
setzungen vorliegen. Selbst dem Betroffenen wäre 
mit einem Verschweigen der Tatsache seiner Ent- 
mündigung nicht gedient. Inbesondere für die Fälle 
der Entmündigung wegen Trunksucht oder Ver- 
schwendung wird zusätzlich auf § 687 ZPO hin- 
gewiesen, der sogar die öffentliche Bekanntmachung 


der Entscheidung vorschreibt. Auch unter diesem 
Gesichtspunkt ist es nur folgerichtig, wenn der Fall 
der Entmündigung wegen Verschwendung entgegen 
dem geltenden Recht (§ 9 Nr. 2 StRVO) in diese 
Regelung einbezogen wird. Der Ausschuß schlägt 
deshalb in Absatz 1 vor, die Eintragungspflicht auf 
alle gerichtlichen Entscheidungen zu erstrecken, 
durch die jemand entmündigt worden ist. Die ge- 
nannten Gründe zwingen weiter dazu, die entspre- 
chenden Eintragungen für die Dauer des Bestehens 
der Entmündigung auch im Führungszeugnis er- 
scheinen zu lassen. 

Für die Fälle der Aufhebung einer Entmündigung 
empfiehlt der Ausschuß eine gegenüber dem gel- 
tenden Recht und dem Regierungsentwurf differen- 
zierende Lösung: 

Wird eine Entmündigung, weil sie zu Unrecht 
ausgesprochen worden war und ihre Voraussetzun- 
gen von Anfang an nicht Vorgelegen hatten, auf 
Anfechtungsklage hin rückwirkend aufgehoben 
(§§ 672, 684 ZPO), so besteht kein Grund, die Ein- 
tragung im Register zu belassen. Der Ausschuß hält 
es daher für erforderlich, daß die Eintragung der 
Entmündigung entsprechend dem geltenden Recht 
(§ 9 Nr. 3, § 21 Abs. 3 StRVO) aus dem Register ent- 
fernt wird. Dies wird in Übereinstimmung mit dem 
Entwurf in § 19 Abs. 1 vorgeschlagen. 

Wird dagegen die Entmündigung mit Wirkung ex 
nunc wieder aufgehoben, weil ihre ursprünglich zu 
Recht angenommenen Voraussetzungen nachträglich 
weggefallen sind (§§ 675, 679, 685, 686 ZPO), so 
soll die vorhandene Eintragung im Register beste- 
hen bleiben; jedoch soll die Wiederaufhebung nach 
Absatz 2 ebenfalls, eingetragen werden. Uber diese 
Eintragungen sollen dann nur noch Gerichte und 
Staatsanwaltschaften für Zwecke der Rechtspflege 
Auskunft erhalten (§ 39 Abs. 2); in ein Führungs- 
zeugnis sollen die Eintragungen nicht mehr auf- 
genommen werden (§ 30 Abs. 2 Nr. 8). Eine Minder- 
heit im Ausschuß hatte sich dafür ausgesprochen, 
die Eintragungen auch in diesen Fällen entspre- 
chend der in § 17 Abs. 1 des Entwurfs vorgesehenen 
Regelung aus dem Register zu entfernen. Die Mehr- 
heit erachtet jedoch die hier vorgeschlagene Lösung 
für sachgerecht. Maßgebend für diese Entscheidung 
war die Erwägung, daß die Tatsache einer zu Recht 
angeordneten Entmündigung auch nach ihrer Auf- 
hebung für den Ausgang eines Zivilrechtsstreits 
oder eines Strafverfahrens noch von erheblicher Be- 
deutung sein kann. Dies gilt insbesondere, wenn 
eine mit Strafe bedrohte Handlung zu untersuchen 
ist, die der Betroffene während der Zeit seiner Ent- 
mündigung begangen hat; in diesen Fällen wird der 
Staatsanwalt häufig in der Lage sein, das Verfahren 
einzustellen, sobald er die erwähnte Vorgeschichte 
kennt. Die gebotene frühzeitige Unterrichtung und 
damit eine sinnvolle Persönlichkeitserforschung 
wären aber nach Auffassung der Mehrheit des Aus- 
schusses nicht gewährleistet, wenn die Eintragung 
mit Wiederaufhebung der Entmündigung aus dem 
Register entfernt würde, weil nicht jeder Betroffene 
von sich aus zu den entsprechenden Angaben bereit 
ist. Nach dieser Auffassung ergibt sich daraus 
gleichzeitig, daß die Beibehaltung der Eintragung 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1550 


ganz überwiegend dem Schutz des früher Entmün- 
digten dient, während andererseits bei dem äußerst 
begrenzten Kreis der Auskunftsberechtigten nicht 
mehr die Gefahr besteht, daß der Betroffene in 
seiner beruflichen oder sozialen Entwicklung behin- 
dert wird. 


Zu § 11 (§ 10 E) 

Die vom Ausschuß beschlossene Fassung stimmt 
im wesentlichen mit dem Entwurf überein. 

Nummer 4 ist um die Fälle ergänzt, in denen sich 
die Entscheidung der Verwaltungsbehörde nach 
Buchstaben a bis d nicht gegen eine natürliche Per- 
son, sondern gegen eine juristische Person oder 
eine Handelsgesellschaft richtet, der Grund für 
diese Entscheidung jedoch in der Unzuverlässigkeit, 
Ungeeignetheit oder Unwürdigkeit einer vertre- 
tungsberechtigten natürlichen Person liegt. 

Beispiel 

Einer Gaststätten-GmbH wird die Erlaubnis zum 
Betrieb einer Gastwirtschaft wegen Unzuverlässig- 
keit eines nach § 35 GmbHg vertretungsberechtigten 
Geschäftsführers versagt (§ 2 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 
des Gaststättengesetzes). 

Auch in diesen Fällen besteht ein Bedürfnis, die 
Entscheidung zu registrieren, jedoch nicht bei üer 
juristischen Person oder der Handelsgesellschaft, 
sondern bei der vertretungsberechtigten Person. Es 
muß nämlich nach Auffassung des Ausschusses ver- 
hindert werden, daß sich jemand der Überwachung 
seiner Zuverlässigkeit für einen Beruf oder ein Ge- 
werbe dadurch entzieht, daß er eine neue Gesell- 
schaft mit anderer Firmenbezeichnung gründet. Eine 
Eintragung kommt allerdings nur in Betracht, wenn 
,die Unzuverlässigkeit, Ungeeignetheit oder Unwür- 
digkeit bestimmter vertretungsberechtigter Per- 
sonen in den Gründen der Entscheidung der Ver- 
waltungsbehörde eindeutig festgestellt wird. In 
Zweifelsfällen muß eine Eintragung unterbleiben. 
Dies ist unter Umständen durch entsprechende Ver- 
waltungsvorschriften sicherzustellen. 

Nummer 6 des Entwurfs erfaßte nur den Fall der 
Untersagung des Erwerbs oder Besitzes von Schuß- 
waffen oder Munition, nicht jedoch Entscheidungen, 
durch welche die Erteilung einer waffenrechtlichen 
Erlaubnis abgelehnt, zurückgenommen oder wider- 
rufen wird. Der Ausschuß hat die Vorschrift ent- 
sprechend ergänzt, um auch bei der zweiten Fall- 
gruppe den Verwaltungsbehörden aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit eine Kontrollmöglichkeit in 
die Hand zu geben. Die Verwaltungsbehörde soll, 
wenn sie über einen neuen Antrag auf Erteilung 
einer waffenrechtlichen Erlaubnis zu entscheiden 
hat, von der früheren ablehnenden Entscheidung, 
die von der Verwaltungsbehörde eines anderen Be- 
zirks erlassen sein kann, Kenntnis erhalten. An- 
dererseits beschränkt die Ausschußfassung den Ein- 
tragungszwang ausidrücklich auf die Fälle des Miß- 
brauchs, der Unzuverlässigkeit oder fehlenden Eig- 
nung. 


Das Waffenrecht der Länder wird voraussichtlich 
schon innerhalb der nächsten zwei Jahre geändert 
werden, und zwar auf der Grundlage eines von der 
Innenministerkonferenz verabschiedeten Muster- 
entwurfs eines Landeswaffengesetzes. Die vom Aus- 
schuß vorgeschlagene Formulierung für Nummer ‘6 
knüpft sprachlich an diesen Musterentwurf an, ohne 
hierdurch eine Lücke zum geltenden Recht ent- 
stehen zu lassen. 

Die Eintragung beistimmter, in ider Regel in die 
Zukunft gerichteter Verwaltungsentscheidungen 
kann sich im Einzelfall für den Betroffenen ähnlich 
nachteilig auswirken, wie die Eintragung einer Ver- 
urteilung, da sie den Betroffenen je nach ihrem In- 
halt (vgl. Nummer 4) mit dem Makel belastet, in be- 
stimmter Beziehung unzuverlässig, ungeeignet oder 
unwüridig zu sein. Der Eintragungszwang läßt sich 
daher nach Auffassung des Ausschusses nur recht- 
fertigen, wenn auch die Belange des Betroffenen in 
größtmöglichem Umfang gewahrt werden. 

Wie im Entwurf vorgesehen soll eine Eintragung 
nach § 1 1 nur in ein Führungszeugnis für Behörden 
aufgenommen (§ 30 Abs. 2 Nr. 9, Abs. 3 Nr. 2) und 
auf ausdrückliches Ersuchen den in § 39 Abs. 1 ge- 
nannten Behörden mitgeteilt werden. Hierdurch 
wird der Kreis der Auskunftsberechtigten bereits 
beträchtlich eingeschränkt. 

Weiter soll eine solche Eintragung aus dem Register 
entfernt werden, wenn die Entscheidung der Ver- 
waltungsbehörde aufgehoben worden oder durch 
eine neue Verfügung gegenstandslos geworden ist, 
oder wenn die Entscheidung bzw. die Eintragung 
von vornherein ausdrücklich befristet war und diese 
Frist abgelaufen ist (§19 Abs. 2). Dies genügt dem 
Ausschuß jedoch nicht zum Schutz des Betroffenen 
gegen überholte Eintragungen. Es sind nämlich Fälle 
denkbar, in denen die Voraussetzungen für die der 
Eintragung zugrunde liegende Verwaltungsentschei- 
dung entfallen sind, ohne daß der Betroffene eine 
neue Entscheidung beantragt, die nach § 19 Abs. 2 
die Entfernung der Eintragung zur Folge hätte. So ist 
z. B. nach § 7 Abs. 1 Buchstabe b des Gesetzes über 
das Paßwesen der Paß zu versagen, wenn Tatsachen 
die Annähme rechtfertigen, daß der Paßbewerber 
sich einer Strafverfolgung oder Strafvollstreckung, 
die im Inland gegen ihn schwebt, entziehen will. 
Diese Entscheidung wird nach § 11 Nr. 5 einge- 
tragen, und sie bleibt auch dann im Register, wenn 
die Strafverfolgung oder Strafvollstreckung längst 
erledigt ist, es sei denn, daß der Betroffene auf- 
grund eines neuen Antrags einen Paß erhält oder 
eine andere Verfügung nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 
oder nach § 23 erwirkt. In vielen Fällen wird aber 
der Betroffene gar nicht damit rechnen, daß die ihn 
belastende, längst überholte Eintragung noch fort- 
besteht, und er wird unter Umständen erst durch 
die Anforderung eines Führungszeugnisses aus ak- 
tuellem Anlaß, d. h. oft zu spät, davon erfahren. 

Verschiedene Lösungsmöglichkeiten wurden im Aus- 
schuß erörtert. Unter anderem wurde vorgeschla- 
gen, § 19 Abs. 2 dahin zu ändern, daß alle Ein- 
tragungen nach § 11 Nr. 4, 5 und 6 nach Ablauf 
einer bestimmten Frist zu entfernen seien, wenn 
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die zuständige Verwaltungsbeihörde nicht wider- 
spreche. Danach sollte es Aufgabe der Verwaltungs- 
behörde sein zu prüfen, ob der Grund für die Ein- 
tragung auch für die Zeit nach Ablauf der Frist noch 
fortdauere oder nicht. Hiergegen machte der Ver- 
treter des Bundesministers des Innern geltend, die 
automatische Überprüfung der Eintragung durch die 
Verwaltungsbehörde erfordere einen hohen Ver- 
waltungsaufwand, der zu dem angestrebten Erfolg 
außer Verhältnis stehe. Bedenken ergaben sich auch 
aus dem Hinweis, daß es sich bei der geforderten 
Mitteilung der Verwaltungsbehörde, die Gründe für 
die Eintragung dauerten noch fort, um einen für 
den Betroffenen belastenden Verwaltungsakt han- 
dele, der häufig erst nach zeitraubenden Ermittlun- 
gen — u. U. auch nach Anhörung des Betroffenen, 
Artikel 103 Abs. 1 des Grundgesetzes — erlassen 
werden könne und dem Betrdffenen den Verwal- 
tungsrechtsweg eröffne. Es erschien dem Ausschuß 
nicht sinnvoll, die Eintragung von einer derart 
komplizierten Regelung abhängig zu machen. 

Der Ausschuß entschied sich schließlich für fol- 
gende Lösung: Die Eintragungen nach § 11 sollen, 
sofern sie nicht auigrund einer anderen Verfügung 
entfernt werden, auf Lebenszeit bzw. bis zur Voll- 
endung des 90. Lebensjahres des Betroffenen im Re- 
gister bleiben und den in § 39 Abs. 1 genannten 
Stellen zugänglich sein. Sie sollen jedoch in das 
Privatführungszeugnis von vornherein nicht, in das 
Führungszeugnis für Behörden nur zehn Jahre lang 
seit Erlaß der Verwaltungsentscheidung aufgenom- 
men werden (§ 30 Abs. 2 Nr. 9, Abs. 3 Nr. 2). 
Außerdem soll der Betroffene über § 28 Abs. 5 dann, 
wenn er ein Führungszeugnis für Behörden be- 
antragt, die (ihm im Entwurf nicht einigeräumte) 
Möglichkeit erhalten, sich zuerst über den Inhalt 
des Führungszeugnisses zu informieren und zu ent- 
scheiden, ob es anschließend an die Behörde wei- 
tergeleitet werden soll. Hierdurch wird er in die 
Lage versetzt, vorher noch einen Antrag beim Ge- 
rieralbundesanwalt zu stellen, die belastende Ein- 
tragung aus dem Register zu entfernen (§ 23 Abs. 1 
Satz 1). 


Zu § 12 (§ 11 E) 

Der Ausschuß schlägt vor, aus § 1 1 des Entwurfs 
Absatz 1 Nr. 5 auszuklammern (vgl. insoweit § 13 
der Ausschußfassung) und die Vorschrift im übrigen 
unverändert zu übernehmen. Sie erfaßt dann Fälle, 
in denen der Betroffene eine mit Strafe bedrohte 
Handlung hegangen hat, das Verfahren gegen ihn 
aber wegen seiner Zurechnungsunfähigkeit ohne 
Verurteilung — also auch oihne Anordnung einer 
Maßregel der Sicherung und Besserung — abge- 
schlossen wird. Der Ausschuß geht bei seinem Vor- 
schlag davon aus, daß eine derartige Tat auch dann, 
wenn die Unterbringung in einer Heil- oder Pflege- 
anstalt unterbleibt, dennoch Ausdruck einer nicht 
uneiiheblichen Gefährlichkeit des Betroffenen sein 
kann. Die Möglichkeit, daß die Beeinträchtigung des 
Geisteszustandes des Betroffenen oder seine Dispo- 
sition zu erneuter, akuter Zurechnungsunfähigkeit 
fortdauert, kann, von ganz seltenen Ausnahmefällen 


abgesehen, zum Zeitpunkt der Entscheidung nicht 
ausgeschlossen werden. 

Damit ist aber eine Lösung, nach der einmal die 
in § 39 Abs. 1 genannten Stellen — meistens aus 
Anlaß einer erneuten mit Strafe bedrohten Hand- 
lung des Betroffenen — von entsprechenden Ent- 
scheidungen Kenntnis erlangen können, unabweis- 
bar. Dies nicht nur, um der hetreffenden Stelle die 
Erledigung ihrer Aufgaben zu ermöglichen, isondern 
.gerade auch im Interesse des Betroffenen selbst, der 
häufig nur so vor einem erneuten Strafverfahren 
bewahrt und von vornherein sinnvoll behandelt 
wenden kann. Auch für andere Behörden, die mit 
hoheitlichen Aufgaben betraut sind — etwa mit der 
Einstellung von Polizei- oider Grenzschutzbeamten, 
mit der Ausstellung von Jagd-, Waffen- oder Führer- 
scheinen — ist die Kenntnis, ob Anhaltspunkte für 
eine (latente) Gefährlichkeit des Bewerbers oder 
Antragstellers vorliegen, unerläßlich. Die notwen- 
dige Unterrichtung läßt sich aber nur durch Ein- 
tragung der erwähnten Entschäidungen in das Zen- 
tralregister und ihre Aufnahme in das Behörden- 
führungszeugnis (§ 30 Abs. 3 Nr. 3) erreichen. 

Dem Rehabilitationshedürfnis des Betroffenen 
wird insoweit Rechnung getragen, als die Eintra- 
gungen nicht lin das Privatführungszeugnis aufge- 
nommen werden (§ 30 Abs. 2 Nr. 9). Von den Be- 
hörden andererseits wird zunehmend eine objek- 
tive und sachgemäße Wertung der entsprechenden 
Eintragungen erwartet werden können. In vielen 
Fällen — wie etwa bei ider Entscheidung über die 
Erteilung eines Passes, einer BaugenehJmigung 
usw. — läßt überdies schon das Gesetz eine die Re- 
habilitationschancen des Betroffenen mindernde 
Bewertung der Eintragung nicht zu. 

Im Hinblick auf die oben angedeuteten Aus- 
nahmefälle, in denen schon zur Zeit der Entschei- 
dung die künftige Gefährlichkeit des Betroffenen 
mit Sicheiiheit ausgeschlossen werden kann, hat der 
Strafrechtsausschuß der Bundesrechtsanwaltskam- 
mer eine entsprechende Einschränkung des § 12 an- 
geregt. Dabei wird etwa an den Fall zu denken 
sein, in dem die Zurechnungsunfähigkeit und die 
mit Strafe bedrohte Handlung durch eine dem Be- 
troffenen ohne sein Wissen beigebrachte Droge aus- 
gelöst wurden. Ein Bedürfnis für die Registrierung 
der Entscheidung kann weiter dann fehlen, wenn 
der Betroffene nach der Tat in eine so tiefgreifende, 
auch seine physischen Funktionen beeinträchtigende 
Geisteskrankheit verfällt, daß eine künftige Gefähr- 
lichkeit auszuschließen ist. Die Verschiedenheit der 
denkbaren Sachverhalte zeigt aber, daß ihre Be- 
rücksichtigung im Wege der Einschränkung des 
§12 kaum möglich ist oder jedenfalls eine Diffe- 
renzierung verlangen würde, die in Anbetracht der 
Seltenheit der Fälle nicht vertreten werden kann. 
Nach der Auffassung des Ausschusses gibt § 23 
eine ausreichende Handhabe, alle in Frage kommen- 
den Fälle befriedigend zu lösen. 

Bedenken gegen § 12 wurden auch darauf ge- 
stützt, daß einerseits mit den modernen Behand- 
lungsmethoden beachtliche Heilerfolge erzielt wer- 
den, daß andererseits aber die Eintragungen nach 
dieser Vorschrift bis zum 90. Lebensjahr des Be- 
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troffenen im Register bleiben und in das Behörden- 
führungszeugnis aufgenommen werden. Diese Ein- 
wendungen richten sich in Wirklichkeit nicht gegen 
die Eintragung, sondern zielen vielmehr auf eine 
Änderung der Vorschriften über deren Entfernung 
ab. Insoweit gilt aber ähnliches wie für die zuvor 
erörterten Fälle. Die Frajge, ob die Gefährlichkeit 
des Betroffenen endgültig beseitigt ist, bzw. von 
welchem Grad der Besserung ab auf die Eintragung 
auch bei Berücksichtigung aller maßgeblichen Inter- 
essen verzichtet werden kann, läßt sich nur auf- 
grund einer Prüfung im Einzelfall entscheiden. Auch 
hierfür gibt § 23 die geeignete Handhabe. 

Zu § 13 (§ 11 Abs. 1 Nr. 5 E) 

Der Entwurf hatte in § 11 Nr. 5, § 28 Abs, 2 
Nr. 7, Abs. 3 Nr. 4, § 37 Abs. 1 eine Regelung vor- 
geschlagen, nach der gerichtliche Entscheidungen 
über Unterbringungen aufgrund landesrechtlicher 
Vorschriften in das Register eingetragen und die Ein- 
tragungen allen Behörden in Form der unbeschränk- 
ten Auskunfterteilung oder auf dem Weg über das 
Führungszeugnis für Beihörden zugänglich gemacht 
werden. Dieser Vorschlag, der im geltenden Recht 
kein Vorbild hat, löste, heftigen Widerspruch aus, 
u. a. seitens des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie und Gesundheit, der zu § 10 erwähnten 
Vereinigungen und des Präsidenten des Drakoni- 
schen Werkes. Auch der Ausschuß für Jugend» Fa.* 
milie und Gesundheit meldete in einer gutacht- 
lichen Stellungnähme Bedenken an. Es wurde aus 
psychiatrischer Sicht eingewandt, die Untergebrach- 
ten hätten in der Regel keine mit Strafe bedrohte 
Handlung begangen; bei vielen von ihnen bestehe 
nur die Gefahr der Selbstschädigung. Die modernen 
Behandlungsmethoden eröiffneten in zunehmendem 
Maße die Möglichkeit, die Untergebrachten wieder 
zu entlassen. Der endgültige Erfolg hänge aber 
entscheidend davon ab, daß einmal die Behandlung 
früh einsetze und daß zum anderen die Rehabili- 
tation des Betroffenen nach seiner Entlassung ge- 
linge. Die Aussichten dafür würden jedoch durch 
eine Registrierung des Betroffenen und durch die 
Auskunfterteilung im vorgesehenen Umfang stark 
verringert. Durch die Registrierung würden die Un- 
tergebrachten optisch in idie Nähe von Kriminellen 
gerückt. Die Furcht davor mindere die ohnehin ge- 
ringe Bereitschaft der Angdhörigen von Patienten, 
eine Frühbehandlung einzuleiten, datüber hinaus 
aber auch die Bereitschaft der behandelnden Ärzte, 
bei fehlender Einsicht des Patienten zu der ge- 
botenen gerichtlichen Unterbringung beizutragen. 
Für die Zeit nach der Entlassung würden sich bei 
einer solchen Regelung die Schwierigkeiten des Be- 
troffenen, wieder in den Beruf zu kommen und seine 
soziale Stellung zu behaupten, vermehiien. 

Der Ausschuß hat diese Gesichtspunkte eingehend 
erörtert und dabei das Rehabilitationäbedürfnis des 
Betroffenen in den Vordergrund gestellt. Er kommt 
jedoch auch — und gerade — bei Berücksichtigung 
dieses Anliegens nicht in allen Punkten zum selben 
Ergebnis wie die genannten Stellungnahmen. 

Zunächst einmal hält es der Ausschuß nicht für ge- 
rechtfertigt, der Registereintragung als solcher ohne 


weiteres die erwähnten negativen Wiifkungen ibei- 
zumessen. Bei der oben wiedergegebenen Argumen- 
tation wird übersehen, daß das künftige Bunides- 
zentralregister in nicht unerheblichem Umfang auch 
andere nichtdiskriminierende Entscheidungen auf- 
nehmen und somit insgesamt einen anderen Cha- 
rakter als das bisherige Strafregister erhalten wird. 
Die Erfahrungen mit dem Verkehrszentralregister, 
in das neben schwersten Verurteilungen z. B. auch 
Versagungen von Fahrerlaubnissen wegen körper- 
licher Ungeeignetheit eingetragen werden, geben 
keine Anhaltspunkte dafür, daß Öffentlichkeit und 
Behörden insoweit nicht zu differenzieren verstän- 
den. Zum anderen ist nicht berücksichtigt, daß eine 
Eintragung der Unterbringungsentscheidung für 
den Betroffenen auch von Vorteil sein kann. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn er nach seiner Ent- 
lassung eine mit Strafe bedrohte Handlung begeht 
und ein Verfahren gegen ihn eingeleitet wird. In 
diesen Fällen ist es nicht nur für die Rechtsfindung 
unerläßlich, sondern es entspricht in aller Regel 
auch dem richtig verstandenen Interesse des Be- 
troffenen, daß die Gerichte und Staatsanwaltschaf- 
ten, die mit der Untersuchung der Tat befaßt isind, 
von vornherein von der erwähnten Vorgeschichte 
Kenntnis erlangen, weil sie nur so die für den Be- 
troffenen sinnvollen und insbesondere auch vom 
psychiatrischen Standpunkt aus angezeigten Maß- 
nahmen ergreifen können. Söhr oft führt diese 
Kenntnis dazu, daß es erst gar nicht zu ednem 
Strafverfähren kommt. Selbst wenn keine therapeu- 
tischen Maßnahmen angezeigt sind, kann sich die 
Tatsache der früheren Unterbringung auf die Ent- 
scheidung — und zwar wohl ausnahmslos zugun- 
sten des Betroffenen — auswirken. 

Aus diesen ‘ Gründen schlägt der Ausschuß die 
Lösung vor, nach der gerichtliche Entscheidungien 
über Unterbringungen in das Register eingetragen 
(Absatz 1) und die Eintragungen (ausschließlich) den 
Gerichten und Staatsanwaltschaften auf deren Er- 
suchen für Zwecke der Rechtspflege mitgeteilt wer- 
den (§ 30 Abs. 2 Nr. 9, § 39 Abs. 2). Dabei will der 
Ausschuß diese Eintragungspflicht in einer beson- 
deren Vorschrift geregelt wissen, um dadurch auch 
einer bloß gedanklichen Verbindung zu Straftatbe- 
ständen entgegenzuwirken. Die Eintragungspflicht 
soll auf die Entscheidungen beschränkt werden, 
durch die eine Unterlbringung nicht nur einstweilig 
angeordnet wird, durch die also die materiellen Un- 
terbringungsvoraussetzungen eindeutig festgestellt 
werden. Von der Eintragung ausgenommen sind da- 
nach solche Entscheidungen, die eine endgültige 
Prüfung der Unterbringungsvoraussetzungen Vorbe- 
halten oder erst ermöglichen sollen (vgl. z. B. § 18 
Abs. 1 des Gesetzes des Landes Baden-Württemberg 
über die Unterbringung von Geisteskranken und 
Suchtkranken vom 16. Mai 1955, GBl. S. 87; §§ 8, 9 
des Gesetzes des Landes Hessen über die Entzie- 
hung der Freiheit geisteskranker, geistesschwacher, 
rauschgift- oder alkoholsüchtiger Personen vom 19. 
Mai 1952, GVBL S. 111). Der auf Anregung des 
Bundesrates gewählte Wortlaut der entsprechenden 
Einschränkung verdeutlicht diesen Inhalt und be- 
gegnet dem Mißverständnis, es seien in den ent- 
sprechenden Landesgesetzen Unterbringungen auf 
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Lebenszeit vorgesehen. Andererseits stellt die Vor- 
schrift nicht möhr darauf ab, ob Einweisung in eine 
geschlossene Anstalt erfolgt, weil sich die Ent- 
scheidungen hierüber nicht oder jedenfalls nicht 
immer auslassen. 

Nach Absatz 2 soll der Tag der endgültigen Er- 
ledigung der Unterbringung eingetragen werden, 
nicht aber eine Beurlaubung oder Entlassung auf 
Probe, die noch keine eindeutige Aussage über den 
Wegfall der früher festgestellten Unterbringungs- 
voraussetzungen zuläßt. Die endgültige Erledigung 
wird nicht in allen Fällen vom Gericht ausdrück- 
lich angeordnet; sie kann sich vielmehr z. B. auch 
daraus ergeben, daß das Gericht innerhalb der von 
ihm selbst bestimmten Prüfungsfrist keine weitere 
Entscheidung erläßt und nunmehr der Anstaltsleiter 
den Untergebrachten endgültig zu entlassen hat (vgl. 
z. B. § 10 Abs. 2 des Gesetzes des Landes Berlin über 
die Unterbringung von Geisteskranken und Süchti- 
gen vom 5. Juni 1958, GVBl. S. 521). Deshalb geht 
der Ausschuß davon aus, daß die Länder durch ent- 
sprechende Verwaltungsanordnungen die erforder- 
lichen Mitteilungspflichten begründen. 

Mit dieser Lösung, die allen anderen Behörden 
— außer Gerichten und Staatsanwaltschaften — und 
erst recht natürlich allen Privatpersonen den Zu- 
gang zu den Registereintragungen nach § 13 unmög- 
lich macht, kommt der Ausschuß den Betroffenen 
außerordentlich weit entgegen. Sie bedeutet, um 
einige konkrete Beispiele zu erwähnen, daß eine 
Behörde für die Entscheidung über eine Bewerbung 
üm Einstellung als Lehrer, Kraftfahrer, Polizeibe- 
amter oder über einen Antrag auf Erteilung eines 
Waffenscheins, Führerscheins oder einer Gewerbe- 
erlaubnis von einer (noch andauernden, bedingt 
ausgesetzten oder wieder aufgehobenen) Unter- 
bringung auf dem Weg über das Register nichts er- 
fahren kann. Die Lösung läßt isich jedoch im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt auch bei Berücksichtigung des 
öffentlichen Sicherheitsinteresses vertreten, weil 
kein zuverlässiges statistisches Material vorliegt, 
das zu einer anderen Regelung zwingen würde.. Der 
Ausschuß vertraut darauf, daß die (Entlassungs-) 
Praxis der insoweit zuständigen Gerichte, Behörden 
und Krankenanstalten die hier getroffene Entschei- 
dung auch auf Dauer rechtfertigen wird. 

Zu§14(§12E) 

Der zweite Halbsatz der Nummer 4 ist mit Rück- 
sicht auf § 42 h Abs. 2 StGB neu angefügt worden. 
Wie in den Fällen der Nummer 2 sollte auch hier 
die Bestellung eines Bewährungshelfers eingetragen 
werden, um in einem etwaigen späteren Verfahren 
durch Rückgriff auf den Bewährungshelfer und 
dessen Beobachtungen weitere Anhaltspunkte zur 
Erforschung der Persönlichkeit des Betroffenen zu 
gewinnen. 

In der neuen Nummer 10 hat der Ausschuß einen 
Vorschlag des Bundesrates aufgegriffen. Wegen der 
registerrechtlichen Wirkungen des Verlustes oder 
der Aberkennung der in § 31 Abs. 1, 5 StGB bezeich- 
neten Fähigkeiten und Rechte (vgl. § 35 Abs. 1, § 37 
Abs. 2, § 45 Abs. 2 Satz 2, § 47 Abs. 2, § 62) ist es 


erforderlich, auch die Wiederverleihung dieser 
Rechte und Fähigkeiten einzutragen. 

Die weiteren Änderungen in den Nummern 1, 4, 
6 und 8 haben lediglich redaktionelle Bedeutung. 
Teils mußte die Gesetzessprache an die Termino- 
logie des Ersten Gesetzes zur Reform des Straf- 
rechts vom 25. Juni 1969 (BGBl. I S. 645) angepaßt 
werden, teils waren die Gesetzeszitate zu präzi- 
sieren. 

Zu § 15 (§ 13 E) 

Die beiden Absätze von § 13 des Entwurfs wur- 
den umgestellt. Der Ausschuß hat dabei Absatz 1 
gegenüber § 13 Abs. 2 des Entwurfs wie folgt 
ergänzt: 

Auch bei nachträglicher Aussetzung der Jugend- 
strafe durch Beschluß nach § 57 JGG ist entspre- 
chend § 8 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3, § 14 Nr. 1 das 
Ende der Bewährungszeit zu vermerken (Nr. 1). 

Dasselbe gilt, wenn der Jugendliche zur Bewäh- 
rung entlassen wird (Nr. 2). 

Die Bewährungszeit kann auch nach § 28 Abs. 2 
Satz 2 JGG abgekürzt oder verlängert werden 
(Nr. 3). 

§ 26 des Jugendgerichtsgesetzes spricht nicht von 
„Strafaussetzung zur Bewährung'', sondern von 
„Aussetzung der Jugendstrafe" (Nr. 6). 

Absatz 2 — bisher § 13 Abs. 1 des Entwurfs — 
wurde inhaltlich geändert. Wird eine Jugendstrafe, 
auf die nach § 30 Abs. 1 JGG erkannt worden ist, 
eingetragen, so soll die Eintragung über den Schuld- 
spruch nicht aus dem Register entfernt werden. Vor- 
bild für diese Regelung ist § 7. Wie die Einzelstrafe 
hat zwar der Schuldspruch keine selbständige Be- 
deutung mehr. Die spätere Eintragung wird jedoch 
häufig erst durch den Inhalt der früheren Eintragung 
verständlich, da der Tenor der Verurteilung zu 
Gesamtstrafe bzw. zu Jugendstrafe nach § 30 Abs. 1 
JGG nicht mehr die Angaben zu enthalten braucht, 
die nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 eingetragen werden sollen 
und Gegenstand einer späteren Auskunft aus dem 
Register sind. Der Fall, daß ein Schuldspruch nach- 
träglich nach § 31 Abs. 2, § 66 JGG in eine einheit- 
liche Jugendstrafe einbezogen wird, ist bereits in 
§ 7 geregelt. 

Die Eintragung über einen Schuldspruch soll nur 
aus dem Register entfernt werden, wenn der Schuld- 
spruch nach § 30 Abs. 2 JGG getilgt wird (so bereits 
§ 13 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 des Entwurfs) oder 
wenn der Schuldspruch nach § 31 Abs. 2, § 66 JGG 
in eine Entscheidung einbezogen wird, die in das 
Erziehungsregister einzutragen ist (z. B, die Anord- 
nung von Zuchtmitteln). Für den letzteren Fall hat 
der Ausschuß § 56 dahin ergänzt, daß der Schuld- 
spruch nunmehr in das Erziehungsregister einzu- 
tragen ist. 

Zu§§ 16, 17(§§ 14, 15 E) 

Es werden gegenüber dem Entwurf sprachliche 
Vereinfachungen und Klarstellungen vorgeschlagen. 
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Zu§18(§16E) 

Die Vorschrift ist unverändert aus dem Entwurf 
übernommen. 

Zu§19(§ 17 E) 

Aus den bereits zu § 10 genannten Gründen hat 
der Ausschuß Absatz 1, der die Entfernung von 
Eintragungen über Entmündigungen regelt, auf die 
Fälle beschränkt, in denen der die Entmündigung 
aussprechende Beschluß auf eine Anfechtungsklage 
hin rückwirkend aufgehoben wird (§§ 672, 684 ZPO). 
Nur in diesen Fällen, in denen sich die Entmündi- 
gung als von vornherein unberechtigt herausstellt, 
fehlt es an einem Grund dafür, die Eintragung beizu- 
behalten. Für die übrigen Fälle, in denen eine zu 
Recht ausgesprochene Entmündigung später wieder 
aufgehoben wird, gilt nunmehr die Regelung in 
§ 10 Abs. 2, § 39 Abs. 2. 

Absatz 2 ist inhaltlich unverändert, insbesondere 
ohne die vom Bundesrat vorgeschlagene Ergänzung 
übernommen worden. Nach jenem Vorschlag sollen 
Eintragungen nach § 11 Abs. 1 Nr. 5 des Entwurfs 
(^ § 13 Abs. 1 der Ausschußfassung) entfernt wer- 
den, wenn die gerichtliche Unterbringungsentschei- 
dung gegenstandslos geworden oder durch eine 
neue gerichtliche Entscheidung aufgehoben worden 
ist. Nach Auffassung des Ausschusses ist es auch 
für diese Fälle — wie bei den wieder aufgehobenen 
Entmündigungen, § 10 Abs, 2 — vorzuziehen, die 
Erledigung der Unterbringung in das Register ein- 
zutragen (§13 Abs. 2) und die Eintragung auf aus- 
drückliches Ersuchen den Gerichten und Staats- 
anwaltschaften für Zwecke der Rechtspflege mitzu- 
teilen (§ 39 Abs, 2). 

Zu § 20 (§ 18 E) 

Diese Vorschrift ist unverändert aus dem Ent- 
wurf übernommen. 

Zu §21 (§19E) 

Diese Vorschrift, die der Ausschuß mit einigen 
Änderungen aus dem Entwurf übernommen hat, er- 
leichtert es Gerichten und anderen Behörden (vgl. 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 9), einen Probanden während 
der laufenden Bewährungsfrist zu überwachen. Die 
Behörden erhalten nämlich — wie im geltenden 
Recht nach § 30 StRVO — von der Registerbehörde 
Nachricht über erneute Verurteilungen oder andere 
Umstände, z. B. einfe Steckbriefnachricht, die auf ein 
neues Strafverfahren gegen den Verurteilten schlie- 
ßen lassen. 

Absatz 1 Nr. 3 mußte sprachlich an § 26 StGB 
in der Fassung des Ersten Gesetzes zur Reform des 
Strafrechts vom 25. Juni 1969 (BGBl. I S, 645) an- 
gepaßt werden. 

Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 hat der Ausschuß neu ein- 
gefügt, da nach § 25 a Abs. 2 StGB auch der Erlaß 
oder Teilerlaß einer Strafe innerhalb bestimmter 
Fristen widerrufen werden kann. 


Mit Rücksicht auf das Erste Gesetz zur Reform 
des Strafrechts war auch Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 
zu ergänzen. Die Anordnung des Gerichts nach 
§ 42 g Abs. 1 Satz 2 StGB gilt, wie die Entlassung 
des Üntergebrachten nach § 42 f Abs. 2 StGB, als 
bedingte Aussetzung der Unterbringung (§ 42 h 
Abs. 1 Satz 2 StGB), so daß auch in diesem Falle 
eine Überwachung des Betroffenen erforderlich ist. 

Nach Absatz 1 der Entwurfsfassung sollte die 
Registerbehörde tätig werden, „wenn vor Eingang 
der Nachricht über die nach Ablauf der Bewährungs- 
zeit getroffene Entscheidung eine Strafnachricht 
eingeht." Die hiervon abweichende Formulierung 
des Ausschusses (Absatz 1 Satz 1, nach Nr. 9) ver- 
meidet den Begriff „Bewährungszeit", der nicht 
auf alle in den Nummern 1 bis 9 aufgeführten 
Fälle paßt. So beginnt in den Fällen der Nummer 5 
für den gemäß § 42 f Abs. 2 StGB aus der Unter- 
bringung Entlassenen keine „Bewährungszeit". 
Außerdem hat der Ausschuß berücksichtigt, daß 
nicht in jedem Fall nach Ablauf einer Bewährungs- 
zeit oder Widerrufsfrist eine neue Entscheidung ge- 
troffen wird, über die dann eine entsprechende 
Nachricht beim Register eingeht (z. B. in den Fällen 
der Nummer 6, wenn das Gericht die Untersagung 
der Berufsausübung gemäß § 42 1 Abs. 4 Satz 1 
StGB wieder aufhebt). 

Absatz 1 Satz 2 ist neu angefügt. Die Beschrän- 
kung auf die Mitteilung von Strafnachrichten erschien 
dem Ausschuß in den Fällen des Satzes 1 Nr. 5 
und 9 als zu eng. Bei der bedingten Aussetzung 
einer Unterbringung sollte die anordnende Behörde 
vielmehr auch dann benachrichtigt werden, wenn 
ein späteres Strafverfahren wegen Zurechnungs- 
unfähigkeit eingestellt oder wenn der Entlassene 
aufgrund eines Landesunterbringungsgesetzes in 
eine psychiatrische Krankenanstalt eingewiesen 
wird. 

Absatz 3 ist nur sprachlich geändert worden. 

Zu § 22 (§ 20 E) 

Absatz 1 wurde unverändert aus dem Entwurf 
übernommen. 

In Absatz 2 hat der Ausschuß die Altersgrenze 
um zehn Jahre erhöht, um auf die vom Entwurf 
vorgesehenen Ausnahmen verzichten zu können 
und dadurch den Computeraufwand zu verringern. 

Zu § 23 (§ 21 E) 

Die Vorschrift eröffnet für den Betroffenen die 
Möglichkeit, unter bestimmten Voraussetzungen 
Eintragungen nach §§ 11, 12 Abs. 1, § 13 vorzeitig 
aus dem Register entfernen zu lassen. 

Der Ausschuß hat sich eingehend mit dem Anlie- 
gen des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit befaßt, in den Fällen der §§ 12, 13 die 
Mitwirkung eines in der Psychiatrie erfahrenen 
Arztes sicherzustellen. Eine Anregung ging dahin, 
dem behandelnden Arzt ein Antragsrecht einzu- 
räumen. Sie beruhte auf der Erwägung, daß der 
Betroffene wie auch sein gesetzlicher Vertreter es 
u. U. aus Unkenntnis über die bestehenden Mög- 
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lidikeiten oder aus Scheu vor Behörden und Ver- 
verwaltungsverfahren unterlassen könnten, einen 
Antrag zu stellen und damit die Rehabilitations- 
chancen zu verbessern. Der Ausschuß konnte sich 
jedoch von der Notwendigkeit oder auch nur Zweck- 
mäßigkeit einer solchen Ausdehnung des Kreises 
der Antragsberechtigten nicht überzeugen: Ein Arzt, 
der die Entfernung einer seinen Patienten belasten- 
den Registereintragung für richtig erachtet, wird 
den Patienten oder dessen gesetzlichen Vertreter 
entsprechend unterrichten und zur Antragstellung 
veranlassen. Daß der Generalbundesanwalt ein Gut- 
achten des Arztes, das diesem Antrag beigefügt ist, 
gleichermaßen zu beachten hat, wie wenn es in 
einem vom Arzt selbst gestellten Antrag enthalten 
wäre, bedarf keiner Erörterung. Die Übertragung 
des Antragsrechts auch auf den Arzt könnte des- 
halb allenfalls für die Fälle Bedeutung haben, in 
denen der Patient und sein gesetzlicher Vertreter 
weder von sich aus zur Antragstellung bereit sind 
noch vom Arzt dazu bewogen werden können. Bei 
einer solchen Sachlage werden aber in aller Regel 
die Voraussetzungen für eine Entfernung der Ein- 
tragung nicht gegeben sein. Sofern ein Ausnahme- 
fall vorliegt, steht es andererseits dem Arzt frei, 
seine Beurteilung in Form einer Anregung an den 
Generalbundesanwalt heranzutragen, der dieser in 
gleicher Weise nachzugehen hat wie einem Antrag. 
Sind somit schon keine Vorteile erkennbar, so ist 
zusätzlich darauf hinzuweisen, daß sich der Kreis 
der für diese förmliche Rechtsstellung in Frage kom- 
menden Ärzte auch nicht annähernd sachgerecht 
abgrenzen ließe. Insbesondere könnte er nicht auf 
Amtsärzte beschränkt werden, da sonst häufig zu- 
sätzliche Beobachtungen oder Untersuchungen er- 
forderlich würden, die für die Rehabilitation des 
Betroffenen schädlich sein könnten. Weiter würde 
dem Arzt aus dem Antragsrecht in Verbindung mit 
seinem Vertrags- und Betreuungsverhältnis gegen- 
über dem Patienten je nach Sachlage eine Antrags- 
und gegebenenfalls Beschwerdepflicht erwachsen, 
für deren Versäumung er u. U. einzustehen hätte. 
Zugleich würde die Gefahr bestehen, daß Patienten 
unter Berufung auf diese Rechtsstellung des Arztes 
mit ungerechtfertigten Ansinnen an ihn herantre- 
ten. Unter den gegebenen Umständen könnte sich 
die erwähnte Regelung auf das zwischen Arzt und 
Patienten bestehende Vertrauensverhältnis eher 
negativ auswirken. 

Dagegen erscheint es sachgerecht, im Rahmen 
einer von Amts wegen oder auf Antrag veranlaßten 
Prüfung grundsätzlich die Anhörung eines in der 
Psychiatrie erfahrenen medizinischen Sachverstän- 
digen vorzuschreiben und dadurch dem General- 
bundesanwalt eine umfassende und zutreffende 
Würdigung der Rehabilitationschancen und -inter- 
essen des Betroffenen zu ermöglichen. Allerdings 
wäre auch hier eine zu starre Regelung nicht sinn- 
voll. Für den Fall etwa, daß die Entfernung der 
Eintragung ohnehin angeordnet werden soll oder 
daß ein Gutachten aus jüngster Zeit vorliegt, muß 
der Generalbundesanwalt sowohl im Interesse des 
Betroffenen als auch zur Vermeidung einer nicht ge- 
botenen Inanspruchnahme der großenteils überlaste- 


ten Gutachter von der Anhörung eines Sachverstän- 
digen absehen können. 

Die Beibehaltung des Absatzes 2 erscheint auch 
bei Berücksichtigung der vom Bundesrat vor- 
gebrachten Bedenken zumindest zweckmäßig. Die 
Entscheidungen des Generalbundesanwalts unter- 
liegen zwar in jedem Fall der Kontrolle durch die 
Oberlandesgerichte nach §§ 23 ff. EG GVG. Es er- 
scheint aber zweckmäßig, diesem schwerfälligen 
Verfahren den vom Entwurf vorgeschlagenen 
Rechtsbehelf vorzuschalten und somit auf einfachere 
Weise eine Überprüfung und gegebenenfalls Ab- 
hilfe von Beanstandungen zu ermöglichen. 

Zu § 24 (§ 22 E) 

Satz 2 wurde neu angefügt. Der Ausschuß trägt 
damit, einer Anregung des Bundesrates folgend, 
dem Grundgedanken des Artikels 103 Abs. 1 des 
Grundgesetzes Rechnung. 

Hingegen wurde Absatz 2 in der Fassung des 
Entwurfs gestrichen, da für die Aufnahme einer 
Vormerkung, die anderen Stellen nicht mitgeteilt 
würde (vgl. §§ 3, 30 Abs. 1, § 39 Abs. 1), kein 
Bedürfnis besteht und der Verzicht auf eine solche 
Möglichkeit zur Beschleunigung des Prüfungsver- 
fahrens beiträgt. 


DRITTER ABSCHNITT 

Steckbriefnachrichten und Suchvermerke 

Zu §§ 25 bis 27 (§§ 23 bis 25 E) 

Der Ausschuß hatte zunächst erwogen, die ent- 
sprechenden §§ 23 bis 25 des Entwurfs ersatzlos zu 
streichen, da die Aufnahme von Steckbriefnach- 
richten und Suchvermerken mit erheblichem Auf- 
wand verbunden ist. Allein im April 1970 gingen 
bei allen Strafregistern insgesamt rund 14 000 An- 
fragen ein, und zwar überwiegend Such vermerke, 
die sich zu ca. 98'®/o auf Strafverfahren bezogen. 
Aufgrund einer vom Ausschuß veranlaßten Um- 
frage, ob der Erfolg den Aufwand rechtfertige, be- 
richteten jedoch die Landesjustizverwaltungen, daß 
die Praxis auf die durch diese Vorschriften ermög- 
lichte Hilfe insbesondere bei der Ermittlung flüch- 
tiger Straftäter nicht verzichten könne. 

Die Ausschußfassung weicht von der Fassung des 
Entwurfs in mehrfacher Hinsicht ab. 

Suchvermerke und Steckbriefnachrichten werden 
in § 25 von vornherein gleich behandelt, so daß 
eine zusätzliche Vorschrift für Suchvermerke (vgl. 
§ 25 des Entwurfs) entbehrlich wird. 

§ 24 Abs. 1 und 2 des Entwurfs setzte voraus, daß 
die Tatsache der Inhaftnahme, der Haftort und der 
tatsächliche Aufenthalt eines Eingetragenen aus 
dem Register hervorgehen. Das ist aber nicht der 
Fall. Außerdem ist der in § 24 Abs. 1 des Entwurfs 
verwendete Begriff „aus der letzten Zeit" für die 
Datenverarbeitung unbrauchbar. Schließlich bedeu- 
tete es einen unnötigen und durch den Computer 
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nicht zu bewältigenden Aufwand, wenn die Regi- 
sterbehörde jeweils die ursprünglich eingegangenen 
Steckbriefnachrichten oder Suchvermerke mit der 
Auskunft über den Betroffenen zurücksenden müßte. 

Der Ausschuß schlägt daher in § 26 Abs. 1 eine 
einfachere und vor allem computergerechte Lösung 
vor: Das Register hat die anfragende Behörde über 
alle früheren Eintragungen und später eingehen- 
den Mitteilungen zu unterrichten. Die Auskunft ist 
auf das Datum und die Geschäftsnummer der Ent- 
scheidung sowie die mitteilende Behörde beschränkt. 
Hierdurch wird ausgeschlossen, daß Behörden auf- 
grund eines Suchvermerks u. U. mehr erfahren kön- 
nen als über ein Führungszeugnis. § 26 Abs. 1 er- 
faßt auch die in § 24 Abs. 2 des Entwurfs geregelten 
Fälle. Absatz 2 entspricht § 24 Abs. 3 des Entwurfs. 

In Übereinstimmung mit dem Bundesrat hält es 
auch der Ausschuß für erforderlich, das Register 
durch eine § 41 Abs. 3 StRVO entsprechende Vor- 
schrift zu entlasten. Diesem Zweck dient der neue 
§ 27. Die Steckbriefnachricht oder der Suchvermerk 
wird spätestens nach Ablauf von drei Jahren seit 
der Niederlegung entfernt (§ 27 Abs. 2). Dasselbe 
gilt, wenn die anfragende Behörde nach § 27 Abs. 1 
vor Ablauf von drei Jahren mitteilt, daß die Nach- 
richt sich erledigt hat. 


VIERTER ABSCHNITT 

Auskunft aus dem Zentralregister 


1. Führungszeugnis 

Zu § 28 (§ 26 E) 

Die Absätze 1 bis 3 bestimmen den Kreis der 
Antragsberechtigten und Einzelheiten der Antrag- 
stellung, während die Absätze 4 und 5 die Über- 
sendung des Führungszeugnisses regeln. 

Nach Absatz 1 ist zum Antrag berechtigt jede 
Person ab 14 Jahren — über Kinder unter 14 Jahren 
wird das Register ohnehin keine Eintragungen ent- 
halten — , sofern sie nicht geschäftsunfähig ist. Dem 
Vorschlag der Deutschen Vereinigung für Jugend- 
gerichte und Jugendgerichtshilfen e. V., die Alters- 
grenze bei 18 Jahren anzusetzen und damit sicher- 
zustellen, daß nur die in § 39 Abs. 1 genannten 
Stellen von Registereintragungen über Jugendliche 
Kenntnis erlangen können, hat sich der Ausschuß 
nicht angeschlossen. Er hält es für unvertretbar, 
anderen Behörden, die unter den verschiedensten 
Gesichtspunkten mit der Prüfung der Zuverlässig- 
keit des Betroffenen befaßt werden können, aber 
auch etwaigen Arbeitgebern des Betroffenen, selbst 
schwerste Jugendstrafen vorzuenthalten und Per- 
sonen ab 18 Jahren auch bei Vorhandensein ent- 
sprechender Eintragungen ein vermerkfreies Füh- 
rungszeugnis zu erteilen. Im übrigen sind auch die 
Fälle zu berücksichtigen, in denen jemandem daran 
gelegen ist nachzuweisen, daß er im Alter zwischen 
14 und 18 Jahren nicht mit dem Gesetz in Konflikt 
gekommen ist. Hat der Betroffene als beschränkt 


oder (vgl. §§1910, 1911 BGB) voll Geschäftsfähiger 
einen gesetzlichen Vertreter, so sind beide zum 
Antrag berechtigt. Für einen Geschäftsunfähigen 
kann nur der gesetzliche Vertreter den Antrag stel- 
len. Damit entspricht die Regelung, abgesehen von 
der Altersgrenze, der des § 65 StGB, wie er von der 
Praxis verstanden wird. 

Mit den Absätzen 2 und 3 soll ausgeschlossen 
werden, daß sich jemand unberechtigt ein Führungs- 
zeugnis über eine andere Person verschafft. Zu die- 
sem Zweck ist bereits bei der Antragstellung eine 
Kontrolle erforderlich, die aber nicht von der Regi- 
sterbehörde ausgeübt werden kann. Am geeignet- 
sten erscheint der vom Entwurf vorgeschlagene 
Weg, grundsätzlich die für den Wohnsitz des An- 
tragstellers zuständige Meldebehörde mit der Auf- 
nahme seines Antrags und zugleich mit der Über- 
prüfung seiner Angaben zur Person — zu denen 
gegebenenfalls auch die Angaben über die gesetz- 
liche Vertretungsbefugnis gehören — zu betrauen. 
Demgegenüber hatte der Bundesrat angeregt, es den 
Ländern zu überlassen, welcher Behörde sie diese 
Aufgabe übertragen wollen. Hinter dieser Anre- 
gung stand die Erwägung, daß im Falle einer Neu- 
organisation des Meldewesens der Begriff „Melde- 
behörde" unter ümständen nicht mehr passe. Der 
Ausschuß teilt die Bedenken des Bundesrates nicht. 
Mit dem Begriff „Meldebehörde" ist in jedem Falle 
die Behörde bezeichnet, die nach dem jeweiligen 
Landesrecht mit dem Meldewesen betraut ist. Für 
Anträge von Personen, die außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes wohnen, ist das erwähnte 
Verfahren allerdings nicht praktikabel. Einerseits 
kann solchen Personen der Weg in die Bundesrepu- 
blik oder auch nur zu deren nächster Auslandsver- 
tretung in der Regel nicht zugemutet werden. Ande- 
rerseits fehlt dem Gesetzgeber die Kompetenz, einen 
Antragsteller an eine ausländische Behörde zu ver- 
weisen bzw. diese für die Aufnahme von Anträgen 
für zuständig zu erklären. Deshalb muß in diesen 
Fällen der Antrag bei der Registerbehörde unmittel- 
bar und auch schriftlich gestellt werden können. Der 
Bundesrat hat vorgeschlagen, die Beifügung einer 
amtlichen Identitätsbescheinigung vorzuschreiben. 
Die für die Ausnahmeregelung bei der Antragstel- 
lung maßgeblichen Gesichtspunkte stehen aber auch 
diesem Vorschlag entgegen und lassen nur eine 
Sollvorschrift zu, die es in gewissem Umfang der 
Registerbehörde überläßt, welche Anforderungen im 
Einzelfall an die Glaubhaftmachung der Identität 
(und gegebenenfalls der gesetzlichen Vertretungs- 
befugnis) zu stellen sind. So wird z. B. großzügiger 
verfahren werden können, wenn ein vermerkfreies 
Führungszeugnis zu erteilen ist. 

Die Absätze 4 und 5 unterscheiden bei der Über- 
sendung des Führungszeugnisses zwei Fälle: 

Führungszeugnisse, die dex Antragsteller nicht zur 
Vorlage bei einer Behörde beantragt hat (Absatz 4), 
werden dem Antragsteller persönlich übersandt; die 
Übersendung dn einen Bevollmächtigten ist aus- 
geschlossen. 

Führungszeugnisse, die zur Vorlage bei einer Be- 
hörde beantragt werden (Absatz 5) und die sich 
damit auch auf die in § 30 Abs. 3 erwähnten Ein- 
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tragungen erstrecken, werden dem Antragsteller in 
keinem Fall zu seiner Verfügung ausgehändigt. Da- 
mit soll ausgeschlossen werden, daß interessierte 
Privatpersonen — z. B. ein Arbeitgeber, bei dem er 
sich bewirbt — ihn unter Druck setzen, ein derarti- 
ges Führungszeugnis unter einem Vorwand anzu- 
fordern und dem Interessenten vorzulegen. Deshalb 
wird dieses Führungszeugnis grundsätzlich der Be- 
hörde unmittelbar übersandt. Sofern das Führungs- 
zeugnis Eintragungen enthält, kann allerdings dem 
Antragsteller an einer vorherigen Einsichtnahme ge- 
legen sein, z. B. weil er sich über den Inhalt des Füh- 
rungszeugnisses nicht im klaren ist und gegebenen- 
falls von seinem Vorhaben doch lieber Abstand neh- 
men oder vor der Übersendung an die Behörde nach 
§ 23 die Entfernung einer ihn belastenden Eintragung 
erwirken möchte. Der Ausschuß schlägt vor, diesem 
Anliegen Rechnung zu tragen. Jedoch soll das vom 
Antragsteller zu bezeichnende Amtsgericht damit 
betraut werden, die Einsicht zu gewähren, nicht 
etwa die Meldebehörde, da deren Aufgaben in klei- 
nen Gemeinden möglicherweise von derselben Per- 
son wahrgenommen werden, die auch über das 
eigentliche Begehren des Betroffenen zu entschei- 
den hat. Die den Amtsgerichten dadurch entste- 
hende zusätzliche Belastung dürfte nicht ins Gewicht 
fallen, weil die Fälle, in denen der Antragsteller 
eine vorherige Einsichtnahme für erforderlich hält 
und ausdrücklich begehrt, nach Auffassung des Aus- 
schusses selten sein werden. Der Regelfall wird viel- 
mehr der sein, daß das Führungszeugnis keine Ein- 
tragung enthält oder daß der Betroffene seinen In- 
halt kennt und an der schnellsten, für ihn einfach- 
sten Erledigung, nämlich der unmittelbaren Über- 
sendung des Führungszeugnisses' an die Behörde 
interessiert ist, zumal er es anschließend dort ein- 
sehen kann. 


Zu § 29 (§ 27 E) 

Behörden sollen unter bestimmten Voraussetzun- 
gen ein um die in § 30' Abs. 3 bezeichneten Eintra- 
gungen erweitertes Führungszeugnis auch unmittel- 
bar einholen können. Der Ausschuß hat den Anwen- 
dungsbereich dieser Vorschrift jedoch gegenüber 
§ 27 des Entwurfs eingeschränkt. 

So hält die Mehrheit der Ausschußmitglieder es 
nicht für gerechtfertigt, den Behörden im Gegensatz 
zu Privatpersonen ein unmittelbares Auskunftsrecht 
auch dann einzuräumen, wenn das Führungszeug- 
nis nicht für die Erledigung hoheitlicher Aufgaben 
benötigt wird. In diesen Fällen soll es vielmehr bei 
dem ausschließlichen Antragsrecht desjenigen ver- 
bleiben, über den die Behörde ein Führungszeug- 
nis haben will (§ 28 Abs. 1,5). Die von den Behör- 
den in eigener Verantwortung vorzunehmende Ab- 
grenzung zwischen hoheitlichem und nichthoheit- 
lichem Handeln wird zwar gelegentlich Schwierig- 
keiten bereiten. Diese Schwierigkeiten müssen je- 
doch nach Auffassung der Mehrheit der Ausschuß- 
mitglieder in Kauf genommen werden; sie dürften 
sich auch weitgehend dadurch verringern lassen, daß 
die obersten Bundes- und Landesbehörden entspre- 
chende Richtlinien erlassen, an denen sich die ihnen 


nachgeordneten, mit derartigen Rechtsfragen nicht 
besonders vertrauten Behörden orientieren können. 

Auch wenn die Behörde das Führungszeugnis für 
die Erledigung hoheitlicher Aufgaben benötigt, ist 
sie nur dann befugt, es sich ohne weiteres selbst 
vom Zentralregister zu beschaffen, wenn eine Auf- 
forderung an den Betroffenen, von sich aus ein Füh- 
rungszeugnis nach § 28 zu beantragen und an die 
Behörde übersenden zu lassen, nicht sachgemäß 
wäre. Gedacht ist an Fälle, in denen z. B. ein Paß 
entzogen, eine Erlaubnis zurückgenommen, eine 
Geldbuße verhängt oder der Betroffene zum Wehr- 
dienst einberufen werden soll, in denen also ein 
eigener (dazu noch gebührenpflichtiger) Beitrag des 
Betroffenen nicht erwartet oder eine mögliche Ver- 
zögerung durch den Betroffenen von vornherein 
nicht in Kauf genommen werden kann. Mit der Er- 
setzung des vom Entwurf vorgesehenen und viele 
Möglichkeiten offenlassenden Wortes „untunlich" 
durch den Begriff „nicht sachgemäß" will der Aus- 
schuß einer zu großzügigen Handhabung entgegen- 
treten. 

Wenn die Behörde das Führungszeugnis zur Erle- 
digung hoheitlicher Aufgaben benötigt, die zuletzt- 
genannte Voraussetzung aber nicht gegeben ist, muß 
sie den Betroffenen auffordern, das Führungszeug- 
nis nach § 28 Abs. 1, 5 zu beantragen und durch die 
Registerbehörde übersenden zu lassen. Erst dann, 
wenn eine entsprechende Aufforderung an den Be- 
troffenen erfolglos geblieben ist, darf sie sich das 
Führungszeugnis selbst beschaffen. Hier können 
sich jedoch aus dem Zusammenhang der Vorschrift 
mit § 28 Abs. 5 Satz 3 bis 6 weitere Einschränkun- 
gen ergeben: Hat der Betroffene z. B. einen jeder- 
zeit zurücknehmbaren Antrag (auf Erteilung eines 
Waffenscheins, einer Gewerbeerlaubnis usw.) ge- 
stellt oder sich um eine Stelle beworben, und hat 
die Behörde Anhaltspunkte für die Annahme, daß 
der Betroffene der Aufforderung zur Vorlage eines 
Führungszeugnisses bewußt keine Folge leisten 
und lieber die Ablehnung eines Antrags oder Ge- 
suchs in Kauf nehmen möchte, so wird sie diese Ent- 
scheidung zu respektieren haben. 


Zu § 30 (§ 28 E) 

Der Aufbau der Vorschrift wurde der besseren Über- 
sichtlichkeit wegen geringfügig geändert. 

Absatz 1 stellt den Grundsatz auf, daß die im Zen- 
tralregister enthaltenen Eintragungen — unbescha- 
det der in anderen Vorschriften bestimmten zeit- 
lichen Beschränkung — zunächst einmal auch im 
(Privat- und Behörden-) Führungszeugnis erscheinen 
sollen. 

Absatz 2 nennt abschließend die Eintragungen, 
die entgegen dem Grundsatz nicht in das Führungs- 
zeugnis aufzunehmen sind. Einschränkend bezeich- 
net Absatz 3 diejenigen Fälle des Absatzes 2, in de- 
nen die Ausnahmeregelung nur für das Privatfüh- 
rungszeugnis gelten soll. Mit der in den Absätzen 2 
und 3 verwendeten Formulierung „Verurteilungen, 
durch die ..." soll deutlicher zum Ausdruck gebracht 
werden, daß jeweils die gesamte Verurteilung ge- 
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meint ist, daß also das, was für die ausdrücklich 
erwähnte Sanktion (z. B. Freiheitsstrafe von nicht 
mehr als drei Monaten in Absatz 2 Nr. 5) bestimmt 
ist, auch für etwa damit verbundene Sanktionen 
(z. B. Nebenstrafen, Maßregeln der Sicherung und 
Besserung) gilt. Im einzelnen ist zu bemerken: 

In Absatz 2 Nr. 1 bis 3 wird die vom Entwurf 
vorgesehene Regelung beibehalten. [Wegen der sich 
aus Absatz 3 Nr. 1 ergebenden Änderung, die er- 
wähnten Verurteilungen in das Behördenführungs- 
zeugnis aufzunehmen, wenn durch sie auch die Un- 
terbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt ange- 
ordnet worden ist, vergleiche unten b) aa).] 

Zu Absatz 2 Nr. 4 und 5 hatte der Bundesrat 
vorgeschlagen, die Strafgrenze, bis zu der Eintra- 
gungen bei Erstverurteilten oder bisher nur zu 
Geldstrafe verurteilten Personen nicht in das Füh- 
rungszeugnis aufgenommen werden sollen, zu er- 
höhen. Der Ausschuß hat diesen Vorschlag in modi- 
fizierter Form übernommen, um die Bewährungs- 
chancen dieses Personenkreises weiter zu verbes- 
sern. Eine Freiheitsstrafe von nicht mehr als drei 
Monaten (Entwurf: ein Monat) soll nicht im Füh- 
rungszeugnis erscheinen, wenn keine weitere Frei- 
heits- oder Geldstrafe im Register eingetragen ist 
(Absatz 2 Nr. 5). Dasselbe soll für eine Geldstrafe 
gelten, deren Ersatzfreiheitsstrafe nicht mehr als 
drei Monate beträgt (Absatz 2 Nr. 4 Buchstabe b). 
Ist die Ersatzfreiheitsstrafe dagegen nur auf einen 
Monat oder weniger bemessen, soll die Geldstrafe 
entsprechend Absatz 2 Nr. 4 des Entwurfs nur auf- 
genommen werden, wenn bereits eine Freiheits- 
strafe für den Betroffenen eingetragen ist (Absatz 2 
Nr. 4 Buchstabe a). Ist der Betroffene mehrfach nach- 
einander zu einer Geldstrafe verurteilt worden, de- 
ren Ersatzfreiheitsstrafe jeweils über einen Monat 
nicht hinausgeht, wird demnach keine dieser Geld- 
strafen im Führungszeugnis berücksichtigt (vgl. auch 
§ 36). Nach Absatz 2 Nr. 4 letzter Halbsatz des Ent- 
wurfs sollte bei einer Verurteilung zu mehreren 
Geldstrafen die Summe der Ersatzfreiheitsstrafen 
maßgebend sein. Dieser Fall ist jedoch nicht mehr 
denkbar, da nach § 74 Abs. 1 StGB in der Fassung 
des Ersten Gesetzes zur Reform des Strafrechts vom 
25. Juni 1969 (BGBl. I S. 645) auf eine Gesamt- 
strafe erkannt werden muß. Diese allein ist für die 
Frage der Aufnahme in das Führungszeugnis maß- 
gebend (§ 33 Abs. 1). 

Absatz 2 Nr. 6 führt zu einer der bedeutsamsten 
Änderungen gegenüber dem Entwurf, die der Aus- 
schuß beschlossen hat. 

Nach dem Entwurf sollten grundsätzlich alle Ver- 
urteilungen, welche die Anordnung einer Maßregel 
der Sicherung und Besserung enthalten, in das Füh- 
rungszeugnis aufgenommen werden. Dies sollte ins- 
besondere auch für die Fälle gelten, in denen Unter- 
bringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt oder Ent- 
ziehung der Fahrerlaubnis allein oder in Verbin- 
dung mit einer geringfügigen Strafe (vgl. z. B. Ab- 
satz 2 Nr. 4, 5) angeordnet wird. Nur im Falle der 
Verbindung von Unterbringung in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt oder von Entziehung der Fahrerlaub- 
nis mit einer der in Absatz 2 Nr. 1 bis 3 genannten 
Sanktionen des Jugendstrafrechts sollte es dabei 


verbleiben, daß die (gesamte) Verurteilung weder 
im privaten noch im Behördenführungszeugnis er- 
scheint. 

a) Unproblematisch erscheinen dem Ausschuß die 
Fälle, in denen eine Maßregel neben einer schwe- 
reren als den in Absatz 2 Nr. 1 bis 5 erwähnten 
Sanktionen angeordnet wird. Solche Verurteilun- 
gen sind schon vom Grundsatz des Absatzes 1 
her insgesamt in das Führungszeugnis aufzuneh- 
men. Bei Anordnung von Sicherungsverwahrung 
liegen diese Voraussetzungen ausnahmslos vor. 
Auch Untersagung der Berufsausübung, die ne- 
ben einer Freiheitsstrafe von mindestens drei 
Monaten angeordnet werden kann, wird einem 
sachlichen Bedürfnis entsprechend in der Praxis 
in jedem Fall durch das Führungszeugnis ausge- 
wiesen werden. Würde allerdings eine bisher un- 
bestrafte Person zu genau drei Monaten Frei- 
heitsstrafe bei gleichzeitiger Untersagung der 
Berufsausübung verurteilt, so würde diese ge- 
samte Verurteilung nicht im Führungszeugnis 
erscheinen (Absatz 2 Nr. 5). Der Ausschuß glaubt 
jedoch, diesen wohl nur theoretisch denkbaren 
Fall zum Zwecke der Vermeidung unverhältnis- 
mäßig hohen Computeraufwands außer Betracht 
lassen zu können. Denn erfahrungsgemäß tref- 
fen die Gerichte eine für die wirtschaftliche Exi- 
stenz des Betroffenen derart einschneidende 
Maßnahme noch nicht, wenn dieser zum ersten 
Mal vor Gericht steht und keine höhere als eine 
dreimonatige Freiheitsstrafe verdient. 

b) Demgegenüber können die Unterbringung in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt, einer Trinkerheil- 
anstalt oder einer Entziehungsanstalt auch ne- 
ben den in Absatz 2 Nr. 4, 5 genannten Strafen, 
die Unterbringung in einer Heil- oder Pflege- 
anstalt darüber hinaus neben den in Absatz 2 
Nr. 1 bis 3 genannten Sanktionen oder selb- 
ständig angeordnet werden. 

aa) Im Ausschuß besteht Einigkeit darüber, daß 
jedenfalls den Behörden auch solche Ver- 
urteilungen nicht vorenthalten werden dür- 
fen. Zur ordnungsgemäßen Erfüllung zahl- 
reicher Aufgaben — erwähnt seien etwa 
Entscheidungen über Anträge auf Erteilung 
eines Führerscheins, eines Waffenscheins, 
über Bewerbungen um Einstellung als Poli- 
zeibeamter, Lehrer usw. — ist die Kenntnis 
derartiger Tatsachen im Interesse der Allge- 
meinheit wie auch des Betroffenen selbst 
unerläßlich. Die erforderliche Unterrichtung 
ist nur dann gewährleistet, wenn solche 
Verurteilungen in das Führungszeugnis, das 
Behörden nach § 28 Abs. 5, § 29 verlangen 
können, aufgenommen werden. Diese Inter- 
essenlage besteht aber auch in den Fällen, in 
denen Unterbringung in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt neben einer der in Absatz 2 
Nr. 1 bis 3 genannten Sanktionen des Ju- 
gendstrafrechts angeordnet wird. Der Aus- 
schuß konnte sich deshalb im Gegensatz zum 
Entwurf nicht entschließen, hier eine Aus- 
nahme zu machen. Dem entspricht die in Ab- 
satz 3 Nr. 1 vorgeschlagene Regelung, bei 
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Anordnung der Unterbringung in einer Heil- 
oder Pflegeanstalt, einer Trinkerheilanstalt 
oder einer Entziehungsanstalt in jedem Fall, 
also auch unter den oben erwähnten Voraus- 
setzungen, die gesamte Verurteilung in das 
für Behörden bestimmte Führungszeugnis 
aufzunehmen. 

bb) In der Frage, ob die Unterbringung in einer 
Heil- oder Pflegeanstalt, einer Trinkerheil- 
anstalt oder einer Entziehungsanstalt unter 
allen Umständen — bei Verbindung mit 
einer der in Absatz 2 Nr. 1 bis 5 genannten 
Sanktionen zusammen mit dieser — auch im 
Privatführungszeugnis erscheinen müsse, 
konnte bei sehr eingehender Beratung keine 
Übereinstimmung erzielt werden. Eine starke 
Minderheit bejahte diese Frage mit dem 
Hinweis darauf, daß zumindest im Falle der 
Unterbringung in einer Heil- oder Pflegean- 
stalt die Gemeingefährlichkeit des Betroffe- 
nen vom Gericht festgestellt worden sei. Im 
Falle einer bedingten Entlassung des Betrof- 
fenen könne die Gefährlichkeit, wenn auch 
in verminderter Form, noch andauern. Das 
Gesetz verlange keine absolute Gewißheit 
von der Beendigung dieses Zustandes, und 
die Ärzte könnten nicht immer die volle 
Verantwortung für die Zeit nach der Ent- 
lassung übernehmen. Deshalb müsse z. B. 
auch einem privaten Arbeitgeber des Betrof- 
fenen die Möglichkeit gegeben werden, von 
einem derartigen Zustand seines Arbeitneh- 
mers Kenntnis zu erlangen und durch er- 
höhte Wachsamkeit einem Schaden vorzu- 
beugen. Man könne die Resozialisierung 
nicht dadurch fördern, daß man ein Füh- 
rungszeugnis schaffe, in das wegen seiner 
Unvollständigkeit niemand mehr Vertrauen 
haben könne. Der richtige Weg sei, bei der 
Bevölkerung Verständnis für die Resozia- 
lisierung zu wecken, dann aber auch klar 
zu sagen, wie es um den Betroffenen stehe. 

Die Mehrheit der Ausschußmitglieder ließ 
sich dagegen von dem Gedanken leiten, daß 
eine Nichtaufnahme der erwähnten Verur- 
teilungen in das Privatführungszeugnis in 
vielen Fällen das berufliche Fortkommen 
und die soziale Rehabilitation des Betrof- 
fenen erleichtere, ohne andererseits Privat- 
personen, die an einem Führungszeugnis 
interessiert seien, besonderen Gefahren aus- 
zusetzen. Die Entlassung werde nämlich 
nur angeordnet, wenn „verantwortet wer- 
den kann zu erproben, ob der Unterge- 
brachte außerhalb des Maßregelvollzugs 
keine mit Strafe bedrohte Handlung mehr 
begehen wird" (§ 42 f Abs. 2 StGB; das- 
selbe gilt in den Fällen des § 42 g Abs, 1). 
Die Prüfung schließe in allen Fällen ein 
ärztliches Gutachten über die Gefährlichkeit 
des Betroffenen ein. Nach der nur bedingt 
angeordneten Entlassung stehe der Betrof- 
fene unter der Kontrolle des Gerichtes, das 
ihm besondere Pflichten auferlegen und ins- 
besondere einen Bewährungshelfer bestel- 


len könne (§ 42 h Abs. 2 StGB). Ab 1. Ok- 
tober 1973, wenn die Vorschriften des Zwei- 
ten Gesetzes zur Reform des Strafrechts vom 
4. Juli 1969 (BGBl. I S. 717) in Kraft getre- 
ten seien, werde der Betroffene einer noch 
gründlicheren Aufsicht unterstellt, da in dem 
Augenblick, in dem er aus der Unterbrin- 
gung in einer psychiatrischen Krankenan- 
stalt entlassen werde (§ 61 Nr. 1) oder die 
Vollstreckung der Unterbringung von vorn- 
herein ausgesetzt werde (§ 67 b Abs. 1), für 
eine längere Zeit Führungsaufsicht eintrete 
(§ 67 b Abs. 2, § 67 d Abs. 2 Satz 2). In aller 
Regel werde sich der Betroffene dann nur 
im Einvernehmen mit seinem Bewährungs- 
helfer oder der „Aufsichtsstelle" (§§ 68 a, 
68 b) um einen Arbeitsplatz bewerben kön- 
nen. Diese Tatsachen ließen es vertretbar er- 
scheinen, auf einen Vermerk im Privatfüh- 
rungszeugnis zu verzichten, zumal auch Ein- 
tragungen nach § 12 und insbesondere § 13 
Abs. 1, obwohl ihnen ähnliche Sachverhalte 
zugrunde liegen könnten, nicht in das Privat- 
führungszeugnis aufgenommen werden soll- 
ten. Dementsprechend beschloß der Aus- 
schuß mit geringer Mehrheit die sich aus Ab- 
satz 2 Nr. 1 bis 6 ergebende Regelung, wo- 
nach die eingangs unter b) erwähnten Ver- 
urteilungen nicht im Privatführungszeug- 
nis erscheinen sollen. 

c) Die Untersagung der Erteilung einer Fahr- 
erlaubnis soll nach dem Vorschlag des Ausschus- 
ses nur noch dann im Führungszeugnis erschei- 
nen, wenn sie mit einer Sanktion verbunden 
ist, die schon für sich in das Führungszeugnis 
aufzunehmen ist. In anderen Fällen, also wenn 
sie selbständig oder mit einer der in Absatz 2 
Nr. 1 bis 5 genannten Sanktionen verbunden ist, 
soll sie entgegen der vom Entwurf vorgesehenen 
Regelung weder in das Privat- noch in das 
Behördenführungszeugnis aufgenommen werden. 
Ein Bedürfnis für die Aufnahme besteht nicht. 
Die in § 30 Abs. 2 StVG bezeichneten Stellen 
können die entsprechenden Auskünfte, auf die 
sie — beispielsweise für Zwecke der Strafverfol- 
gung oder für Verwaltungsmaßnahmen auf ver- 
kehrsrechtlichem Gebiet — angewiesen sind, 
vom Verkehrszentralregister einholen. Soweit 
sich andere Behörden oder Privatpersonen dar- 
über informieren müssen, ob der Betroffene 
eine Fahrerlaubnis besitzt, können sie sich den 
Führerschein zeigen lassen. 

Der strafgerichtlichen Untersagung der Ertei- 
lung einer Fahrerlaubnis für die Frage, ob eine 
Verurteilung in ein Führungszeugnis aufzuneh- 
men ist, selbständige Wirkung beizumessen, er- 
scheint auch deshalb nicht gerechtfertigt, weil 
eine von der Verwaltungsbehörde ausgespro- 
chene Versagung oder Entziehung der Fahr- 
erlaubnis schon gar nicht in das Bundeszentral- 
register eingetragen wird. Der Vorschlag des 
Ausschusses sieht auch keine Ausnahme für die 
Fälle vor, in denen die Erteilung einer Fahr- 
erlaubnis für immer untersagt wird; denn die 
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angeführten Gründe gelten hier ebenfalls. So- 
fern das Verhalten, das die Anordnung der Maß- 
regel auslöste, zugleich einen schwerwiegenden 
Schuldvorwurf rechtfertigt, muß dieser schon im 
Strafmaß zum Ausdruck kommen, womit die 
gesamte Verurteilung für längere Zeit in das 
Führungszeugnis aufgenommen wird. Andern- 
falls, wenn etwa unverschuldete psychische oder 
physische Mängel die Anordnung der Maßregel 
erforderlich machten, besteht auch bei lebens- 
langer Sperrfrist kein Anlaß, den bereits im 
Verkehrszentralregister eingetragenen Betroffe- 
nen zusätzlich mit dem Vermerk im Führungs- 
zeugnis zu belasten. 

d) Der in Absatz 2 Nr. 6 aufgenommene Vorschlag, 
Nebenstrafen und Nebenfolgen dann nicht im 
Führungszeugnis erscheinen zu lassen, wenn sie 
allein oder in Verbindung mit Erziehungsmaß- 
regeln oder Zuchtmitteln angeordnet worden 
sind, korrigiert ein Versehen des Entwurfs. 

Absatz 2 Nr. 7 ist inhaltlich unverändert aus 
dem Entwurf übernommen. 

Absatz 2 Nr. 8, 9 und Absatz 3 Nr. 2, 3 berück- 
sichtigen die zu den §§ 10 bis 13 getroffenen 
Entscheidungen des Ausschusses, wonach 

Vermerke über Zurechnungsunfähigkeit und 

Eintragungen über nicht länger als zehn 
Jahre zurückliegende Verwaltungsentschei- 
dungen 

nur in das Behördenführungszeugnis aufgenom- 
men werden, dagegen Eintragungen über 

wiederaufgehobene Entmündigungen, 

länger als zehn Jahre zurückliegende Ver- 
waltungsentscheidungen und 

Unterbringungen nach landesrechtlichen Vor- 
schriften 

in keinem Führungszeugnis erscheinen sollen 
(vgl. Bericht zu den §§ 10 bis 13). 

Mit einigen Vorschlägen der Deutschen Vereini- 
gung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshil- 
fen e. V. hat sich der Ausschuß eingehend be- 
faßt. Insbesondere die vom Entwurf abweichen- 
den Empfehlungen des Ausschusses hinsichtlich 
der Maßregeln der Sicherung und Besserung 
stimmen weitgehend mit den Intentionen der 
von der Vereinigung herausgegebenen Denk- 
schrift überein. 

Den Vorschlag, alle jugendrichterlichen Maßnah- 
men oder jedenfalls grundsätzlich diejenigen, 
die eine vierjährige Jugendstrafe nicht überstei- 
gen, von der Aufnahme in das Führungszeug- 
nis auszunehmen, hat der Ausschuß dagegen 
nicht übernommen, und zwar aus denselben 
Gründen, aus denen die Erteilung eines Füh- 
rungszeugnisses auch bei Jugendlichen für erfor- 
derlich gehalten wird. Jugendrichterliche Verur- 
teilungen, die über die in Absatz 2 Nr. 1 bis 3 
bezeichneten Sanktionen hinausgehen, betreffen 
in aller Regel Fälle schwerwiegender Delinquenz 
(vgl. Bericht zu § 4 und zu § 28). 


Ein weiterer Vorschlag, im Falle der Eintragung 
jugendrichterlicher Maßnahmenverbindungen 
die neben anderen Maßnahmen angeordneten 
Erziehungsmaßregein und Zuchlmittel nicht in 
ein Führungszeugnis aufzunehmen, ist weitge- 
hend in Absatz 2 Nr. 6 der Ausschußfassung be- 
rücksichtigt. 

Die Vereinigung hat schließlich vorgeschlagen, 
nur solche Registereintragungen in das Füh- 
rungszeugnis aufzunehmen, die nach Art der ihr 
zugrundeliegenden Straftat in einer sinnvollen 
Beziehung zu dem vom Antragsteller anzuge- 
benden besonderen Zweck der Auskunft stehen. 
Eine solche Regelung läßt sich jedoch nicht in 
ein Programm für die elektronische Datenverar- 
beitung einbeziehen. 

Zu § 31 (§ 29 E) 

Die Beschlüsse zu § 30 machen im Bereich dieser 
Vorschrift zwei Änderungen notwendig: 

In den von § 30 Abs. 2 erfaßten Fällen gelangt 
die Eintragung der Unterbringung in einer Heil- 
oder Pflegeanstalt von vornherein nicht mehr in das 
Privatführungszeugnis. Es ist daher konsequent, 
wenn die Eintragung dieser Maßregel auch in den 
übrigen Fällen nicht mehr auf Lebenszeit (bzw. bis 
zum 90. Lebensjahr, vgl. § 22), sondern nur solange 
im privaten Führungszeugnis erscheint, wie die 
Strafe, mit der sie verbunden ist. Entsprechendes 
gilt — in bezug auf das Privat- und das Behörden- 
führungszeugnis — für Untersagungen der Erteilung 
einer Fahrerlaubnis für immer. 

Die Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und 
Jugendgerichtshilfen e. V. hat vorgeschlagen, die 
gegen einen Jugendlichen angeordnete Unterbrin- 
gung in einer Heil- oder Pflegeanstalt zeitlich nur 
befristet in das Führungszeugnis aufzunehmen. Dies 
sei deshalb gerechtfertigt, weil die Unterbringung 
bei Jugendlichen einen weniger definitiven Charak- 
ter habe, als das bei Erwachsenen mit abgeschlosse- 
ner Entwicklung der Fall sei. Die Chancen einer 
Heilung seien größer. Auch das noch geltende Ju- 
gendstrafrecht kenne keine einzige Sanktion, über 
die als solche zeitlich unbefristet Auskunft erteilt 
werde. 

Der Ausschuß hat diesem Vorschlag hinsichtlich 
des privaten Führungszeugnisses mit der Änderung 
dieser Vorschrift und vor allem durch die Beschlüsse 
zu § 30 teilweise Rechnung getragen. Die zeitlich 
unbeschränkte Aufnahme in das Behördenführungs- 
zeugnis ist jedoch angesichts der möglichen Bedeu- 
tung der Unterbringung für spätere Verwaltungs- 
entscheidungen gerechtfertigt, auch wenn die Unter- 
bringung gegen einen Jugendlichen angeordnet wor- 
den ist. Probleme des Jugendschutzes werden durch 
eine dem geltenden Recht entsprechende Regelung 
nicht gelöst. Nach § 95 Abs. 1 JGG unterliegt aller- 
dings die Unterbringung in einer Heil- oder Pflege- 
anstalt, jedenfalls soweit sie neben einer Jugend- 
strafe angeordnet worden ist, nach Ablauf einer 
gewissen Frist der beschränkten Auskunft (vgl. Dal- 
linger-Lackner, Jugendgerichtsgesetz, 2. Aufl., Rdz. 5 
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und 6 zu § 95; Hartung, Das Strafregister, 2. Aufl. 
Anm. 2 zu § 95 JGG). Die Frist beträgt fünf Jahre 
(§ 95 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 JGG). Sie beginnt aber 
nicht vor dem Tag, an dem die Unterbringung er- 
ledigt ist (§ 95 Abs. 1 Satz 3 JGG). Da die Unter- 
bringung an keine Frist gebunden ist (§ 42 f Abs. 1 
Satz 2 StGB) und die Entlassung des Untergebrach- 
ten immer nur als bedingte Aussetzung gilt (§ 42 h 
Abs. 1 Satz 1 StGB), kann sich die Unterbringung 
nur durch Verjährung erledigen. Die Vollstreckung 
verjährt in zehn Jahren, seit das Urteil rechtskräftig 
geworden bzw. seit der Untergebrachte bedingt ent- 
lassen worden ist (§ 70 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3, § 72 
Abs. 2 StGB). Hinsichtlich der gegen einen Jugend- 
lichen angeordneten Unterbringung tritt daher, 
wenn er mit 21 Jahren entlassen worden ist, frühe- 
stens nach Ablauf von weiteren fünfzehn Jahren, 
wenn er 36 Jahre alt ist, die beschränkte Auskunft 
ein. Es leuchtet nicht ein, weshalb im Bereich des 
Führungszeugnisses unbedingt ein Unterschied ge- 
macht werden soll zwischen einem 40jährigen und 
einem 36jährigen, nur weil die Unterbringung des 
letzteren angeordnet worden war, bevor er 18 oder 
21 Jahre alt war. Gesichtspunkte der Resozialisie- 
rung Jugendlicher spielen zu diesem Zeitpunkt 
keine Rolle mehr. 

In den Fällen, in denen der Fortschritt im Hei- 
lungsprozeß und die Gesamtentwidtlung des jungen 
Menschen einen Vermerk im Führungszeugnis über- 
flüssig machen oder in denen die Aufnahme in das 
Führungszeugnis die Rehabilitation des Betroffenen 
eher beeinträchtigen könnte, besteht die Möglich- 
keit, die Auskunftsbeschränkung über eine Anord- 
nung des Generalbundesanwalts nach § 37 herbei- 
zuführen. Die dort zur Regel gemachte Beteiligung 
eines medizinischen Sachverständigen stellt sicher, 
daß die Interessen des Betroffenen in ausreichendem 
Maße gewährleistet werden. 


Zu § 32 (§ 30 E) 

Der Ausschuß hat den Bereich der Verurteilungen, 
die bereits nach Ablauf der kürzeren Frist von drei 
Jahren nicht mehr in das Führungszeugnis aufge- 
nommen werden, gegenüber dem Entwurf erweitert. 
Unter anderem werden durch Absatz 1 Nr. 1 Buch- 
stabe d in Verbindung mit Absatz 2 jetzt auch 
Jugendstrafen von mehr als zwei Jahren einbezogen 
— für geringere Jugendstrafen vgl. auch § 30 Abs. 2 
Nr. 2 — , wenn die Jugendlichen die Chance der für 
eine Reststrafe zugebilligten Bewährung genutzt 
haben. Außerdem verlängert sich die kürzere Frist 
nicht mehr allein deshalb auf fünf Jahre, weil neben 
einer Strafe zugleich eine Maßregel der Sicherung 
und Besserung angeordnet worden ist. Nur dann, 
wenn im Einzelfall Maßregeln der Sicherung und 
Besserung — ausgenommen Untersagung der Er- 
teilung einer Fahrerlaubnis — nach Ende der Drei- 
jahresfrist noch nicht erledigt sind, wird der Ablauf 
der Frist nach § 35 Abs. 2 gehemmt. Auf die vom 
Entwurf vorgesehene Sonderregelung für die Fälle, 
in denen Polizeiaufsicht für zulässig erklärt worden 
ist, wird verzichtet. Diese Maßnahme wird neben 
den unter Buchstaben a und b genannten verhältnis- 


mäßig geringfügigen Freiheitsstrafen selten ange- 
wandt werden; überdies wird das Institut der Poli- 
zeiaufsicht ab 1. Oktober 1973 durch das Zweite 
Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 4. Juli 1969 
(BGBl. IS. 717) beseitigt. Es wäre deshalb nicht sinn- 
voll, wegen der wenigen bis dahin in Frage kom- 
menden Fälle zusätzlichen Computeraufwand zu 
verursachen. 

Die weiteren Änderungen sind redaktioneller Art. 
Die im Entwurf in Absatz 1 Nr. 1 Buchstaben a und b 
noch getrennt aufgeführten Fallgruppen konnten im 
Hinblick auf die Beschlüsse zu § 30 Abs. 2 Nr. 4 
und 5 zusammengefaßt werden (Absatz 1 Nr. 1 
Buchstabe a). Absatz 1 Nr. 1 Buchstaben b und c der 
Ausschußfassung entspricht Absatz 1 Nr. 1 Buch- 
staben c und d des Entwurfs. Absatz 2 des Entwurfs 
ist in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b aufgegangen. 

Die Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und 
Jugendgerichtshilfen hat vorgeschlagen, die Frist für 
Jugendstrafen zu verkürzen, und zwar allgemein auf 
zwei Jahre; wenigstens aber sollte bei Jugend- 
strafen bis zu einem Jahr diese kürzere Frist und 
bei allen Jugendstrafen von über einem Jahr die 
Frist von drei Jahren gewählt werden. Der Aus- 
schuß hat dem Anliegen der Vereinigung durch 
Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe d zum Teil Rechnung ge- 
tragen, da in den meisten Fällen auch einer höheren 
Jugendstrafe ein noch nicht verbüßter Teil zur Be- 
währung ausgesetzt werden wird. Außerdem werden 
sich die Fristen gegenüber dem geltenden Recht 
(§ 95 JGG) häufig dadurch verkürzen, daß sie immer 
vom Tag der Entscheidung im ersten Rechtszug an 
berechnet werden (§ 34 Abs. 1 Satz 1). Darüber hin- 
aus zu differenzieren und für Jugendstrafen neue 
Fristen einzuführen, die wiederum zu einem tech- 
nisch und finanziell beträchtlich erhöhten Computer- 
aufwand führen müßten, erschien dem Ausschuß da- 
gegen nicht sinnvoll. 


Zu § 33 (§ 31 E) 

Die beiden Absätze des Entwurfs wurden umge- 
stellt. 

Bei einer Gesamtstrafe haben die Einzelstrafen 
keine selbständige Bedeutung mehr, obwohl sie im 
Register erhalten bleiben. Daher ist die Gesamt- 
strafe allein nicht nur für die Feststellung der Frist 
— so Absatz 2 des Entwurfs — , sondern auch dafür 
maßgebend, ob die Verurteilung überhaupt in das 
Führungszeugnis aufgenommen wird. Der Ausschuß 
schlägt vor, dies durch den Hinweis auf § 30 Abs. 2 
und § 32 im Gesetzestext klarzustellen. Außerdem 
sind die Einheitsstrafe nach dem Jugendstrafrecht 
(§§ 31, 66 JGG) und die Jugendstrafe, auf die nach 
§ 30 Abs. 1 JGG erkannt wird, der Gesamtstrafe 
gleichzustellen. Sind die Gesamtstrafe, die Einheits- 
strafe oder die Jugendstrafe, auf die nach § 30 
Abs. 1 JGG erkannt wird, in das Führungszeugnis 
aufzunehmen, so sind auch — ungeachtet des § 30 
Abs. 2 — frühere Einzelverurteilungen, die in der 
Gesamtstrafe bzw. der Einheitsstrafe aufgegangen 
sind, oder der Schuldspruch aufzunehmen. 
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In Absatz 2 wird ausdrücklich klargestellt, daß 
sich diese Vorschrift — im Gegensatz zu Absatz 1 — 
nur auf § 32 bezieht. 


Zu § 34 (§ 32 E) 

Satz 1 in der vom Ausschuß beschlossenen Fas- 
sung stellt klar, daß bei der Fristberechnung in 
jedem Fall an den Tag des ersten Urteils anzu- 
knüpfen ist, selbst wenn der Betroffene erst im 
höheren Rechtszug oder nach Rückverweisung ver- 
urteilt worden ist (vgl. auch § 6). Hierdurch wird 
der Betroffene so gestellt, als wenn von vornherein 
das vom endgültigen Verfahrensausgang aus ge- 
sehen für richtig erkannte Urteil ergangen wäre. 
Daß der Betroffene durch die Einlegung von (selbst 
unbegründeten) Rechtsmitteln die Frist für die Auf- 
nahme der Verurteilung in das Führungszeugnis 
verkürzen kann, wird in Kauf genommen. 

Der Tag des ersten Urteils soll entgegen der Ent- 
wurfsfassung auch dann maßgeblich bleiben, wenn 
nachträglich eine Gesamtstrafe oder eine einheit- 
liche Jugendstrafe gebildet wird sowie wenn im 
Anschluß an einen Schuldspruch auf Jugendstrafe 
erkannt wird (Satz 2 Nr. 1,2). Der Ausschuß berück- 
sichtigt damit auch in diesen Fällen die in Satz 1 
verfolgte Absicht, den Fristbeginn möglichst nahe 
an den Zeitpunkt der Tat heranzurücken. So sind 
z. B. die in die Gesamtstrafe einbezogenen, zu ver- 
schiedenen Zeitpunkten abgeurteilten Einzeltaten 
meistens vor dem Tag des in der ersten Hauptver- 
handlung ergangenen Urteils begangen. Häufig hat 
auch der Betroffene keinen Einfluß darauf, ob eine 
Gesamtstrafe schon zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
oder erst nachträglich (§ 76 StGB, § 460 StPO) ge- 
bildet wird. Dies soll ihm hinsichtlich der Frist nicht 
zum Nachteil gereichen. Der Ausschuß sah um einer 
übersichtlichen und praktikablen Regelung willen 
davon ab, für Ausnahmefälle, in denen der nachträg- 
lich zu einer Gesamtstrafe verurteilte Betroffene 
durch den frühen Fristbeginn einen unbegründeten 
Vorteil erlangt, etwas anderes zu bestimmen. 

Wird der Betroffene in einem Wiederaufnahme- 
verfahren zu einer milderen Strafe verurteilt (Fall 
des § 18 Abs. 2 Satz 3), darf für diese Verurteilung 
die Frist nicht von neuem beginnen, sondern sie 
muß nach wie vor an den Tag des ersten Urteils 
im früheren Verfahren anknüpfen. Diese in Satz 2 
Nr. 3 der Ausschußfassung enthaltene Regelung 
schließt eine Lücke des geltenden Rechts und des 
Entwurfs. 


Zu § 35 (§ 33 E) 

Der neugefaßte Absatz 1 beschränkt die Ablauf- 
hemmung auf die in § 31 StGB und § 401 RAO ge- 
regelten wichtigsten Fälle der Aberkennung oder 
des Verlustes von Rechten und Fähigkeiten. Hier- 
durch werden einmal Unklarheiten des Entwurfs ver- 
mieden. Zum anderen werden Fälle des Rechtsver- 
lustes ausgeschlossen, die auch an anderer Stelle 


dieses Gesetzes eine komplizierte Neuregelung von 
Eintragungs- und Mitteilungspflichten erforderlich 
gemacht hätten (z. B. die Untersagung der Führung 
eines Betriebes nach § 14 des Lebensmittelgesetzes 
oder die Entziehung des Jagdscheins nach § 41 des 
Bundes] agdgesetzes), oder denen die Wirkung der 
Ablaufhemmung von der Sache her nicht beigegeben 
werden kann (vgl. z. B. §§ 40, 41 a Abs. 1 StGB). 
Aus diesem Grund fand auch der Vorschlag der 
Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenver- 
bände, den Fristablauf auch dann hinauszuschieben, 
wenn der Rechtsverlust aufgrund einer außerstraf- 
rechtlichen Norm eingetreten ist, keine Unterstüt- 
zung. Tritt der Rechtsverlust nicht infolge der Ver- 
urteilung, sondern infolge einer von § 11 erfaßten 
Verwaltungsentscheidung ein, gelten ohnehin nicht 
die §§ 32 ff., sondern § 30 Abs. 3 Nr. 2 mit der 
generell auf zehn Jahre begrenzten Frist für die 
Aufnahme in das Behördenführungszeugnis. 

Absatz 2 wurde dahin geändert, daß die Frist für 
die Aufnahme einer Verurteilung in das Führungs- 
zeugnis ungeachtet einer noch bestehenden Sperre 
für die Erteilung einer Fahrerlaubnis abläuft. Dieser 
Vorschlag deckt sich mit dem entsprechenden Be- 
schluß zu § 30, wonach die Untersagung der Er- 
teilung einer Fahrerlaubnis keinen Einfluß darauf 
haben soll, ob (und wie lange) eine Verurteilung in 
das Führungszeugnis aufgenommen wird. 


Zu § 36 (§ 34 E) 

Es wurde erwogen, diese Vorschrift ersatzlos zu 
streichen. Die Konsequenz wäre, daß die Frage, ob 
und wie lange eine Eintragung in das Führungs- 
zeugnis aufzunehmen ist, für jede Verurteilung unab- 
hängig von weiteren Verurteilungen zu entscheiden 
wäre. Die Chancen für die Wiedereingliederung 
mehrfach verurteilter Personen könnten sich hier- 
durch erhöhen. Der Ausschuß entschied sich jedoch 
im Interesse der Wahrheit und der Vollständigkeit 
des Führungszeugnisses für die vom Entwurf aus 
dem geltenden Recht übernommene Lösung. Behör- 
den und private Arbeitgeber müssen sich auf das 
Führungszeugnis in gewissem Umfang verlassen 
können. Es muß daher gewährleistet sein, daß bei- 
spielsweise eine Verurteilung zu einem Jahr Frei- 
heitsstrafe wegen Betruges auch nach sechs Jahren 
noch trotz Fristablaufs nach § 32 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 
im Führungszeugnis erscheint, wenn der Betroffene 
erneut wegen Betruges zu mehr als drei Monaten 
Freiheitsstrafe verurteilt wird. Enthielte das Füh- 
rungszeugnis nur die Eintragung über die spätere 
Verurteilung, könnte dies auf eine einmalige Ent- 
gleisung hindeuten. Eine so lückenhafte Auskunft 
könnte Behörden und Arbeitgeber zu fehlerhaften 
Entscheidungen veranlassen. 

Allerdings schlägt der Ausschuß in dem neu an- 
gefügten Absatz 2 einige wichtige Ausnahmen vor. 
Bestimmte Verurteilungen werden in die gemein- 
same Berechnung nicht einbezogen, d. h. sie ziehen 
die Aufnahme anderer Verurteilungen in das Füh- 
rungszeugnis nicht nach sich, und sie werden auch 
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selbst nicht nur wegen anderer Verurteilungen in 
das Führungszeugnis auf genommen: 

Dazu gehören nach Absatz 2 Nr. 1 Verurteilungen, 
die nur in ein Führungszeugnis für Behörden auf- 
zunehmen sind. Der wichtigste Fall ist die Unter- 
bringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt. Hier soll 
es im Interesse der Rehabilitation des Betroffenen 
bei der in § 30 Abs. 3 Nr. 1, § 31 Abs. 2 Nr. 2 
vorgesehenen Regelung bleiben, auch wenn andere 
Verurteilungen in das private Führungszeugnis auf- 
zunehmen sind. Ebenfalls besteht kein überwiegen- 
des Bedürfnis dafür, daß Behörden, die aus bestimm- 
ten Gründen über die Tatsache der früheren Unter- 
bringung — und zwar für immer (§ 31 Abs. 2 
Nr. 2) — informiert werden müssen, nun auch von 
anderen Verurteilungen für immer Kenntnis erhal- 
ten. 

In Absatz 2 Nr. 2 wird eine Gruppe von Jugend- 
verfehlungen ausgenommen. Wenn der Jugend- 
richter in einer späteren Verurteilung keinen Anlaß 
sieht oder von Gesetzes wegen nicht mehr die Mög- 
lichkeit hat, einen Schuldspruch in eine Jugendstrafe 
umzuwandeln, sollte die spätere Verurteilung auch 
nicht die Aufnahme der Jugendverfehlung iii das 
Führungszeugnis nach sich ziehen können. Es bleibt 
bei der Regelung in § 30 Abs. 2 Nr. 1. Entsprechen- 
des gilt für die Fälle, in denen eine Jugendstrafe 
zur Bewährung ausgesetzt oder der Strafmakel als 
beseitigt erklärt worden ist. Werden diese Entschei- 
dungen trotz weiterer Verurteilung nicht wider- 
rufen, besteht kein Grund, von der für § 30 Abs. 2 
Nr. 2 und 3 vorgeschlagenen Lösung abzurücken. 

Absatz 2 Nr. 3 schließt aus, daß eine verhältnis- 
mäßig geringfügige Geld- oder Freiheitsstrafe die 
Aufnahme früherer Verurteilungen in das Führungs- 
zeugnis nach sich zieht. Der Ausschuß verfolgt damit 
die Absicht, die Bewährung und Resozialisierung 
eines Verurteilten nicht zu gefährden. Die Eintra- 
gung einer Freiheitsstrafe von sechs Jahren wegen 
eines Totschlags erscheint für die Dauer von elf 
Jahren im Führungszeugnis (§ 32 Abs. 1 Nr. 2, 
Abs. 2). Der Betroffene müßte trotz einwandfreier 
Führung ohne Grund erhebliche soziale und beruf- 
liche Nachteile in Kauf nehmen, wenn sich diese 
Frist aufgrund einer späteren geringfügigen Ver- 
urteilung (z. B. 50 DM Geldstrafe wegen fahrlässiger 
Körperverletzung) verlängern würde. Auch nach 
geltendem Recht hindert eine Geldstrafe den Eintritt 
der Auskunftsbeschränkung für andere Verurteilun- 
gen nicht {§ 2 Abs. 2 StTilgG). Die Ausschußfassung 
bezieht darüber hinaus auch geringfügige Freiheits- 
strafen ein. Hinsichtlich der festgelegten Strafgren- 
zen ist Absatz 2 Nr. 3 an § 30 Abs. 2 Nr. 4 und 5 
angepaßt. 

Eine Anregung der Deutschen Vereinigung für 
Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen e. V., dem 
erkennenden Richter im Einzelfall die Entscheidung 
darüber zu überlassen, ob eine neue Verurteilung 
die Aufnahme einer früheren Jugendstrafe in das 
Führungszeugnis zur Folge haben soll — etwa 
wegen des inneren Zusammenhangs zwischen dem 
Jugenddelikt und der neuen Straftat — , fand im 
Ausschuß keine Zustimmung. Das Strafverfahren 


soll nicht mit neuen Ermittlungen und zusätzlichen 
Rechtsmitteln belastet werden. Im übrigen hat der 
Ausschuß die Vorschläge der Vereinigung auch im 
Rahmen dieser Vorschrift weitgehend berücksichtigt. 


Zu § 37 (§ 35 E) 

Satz 1 wurde lediglich redaktionell geändert. Wie 
in § 23 Abs. 1 Satz 1 ist auch hier klargestellt, daß 
der Generalbundesanwalt auf Antrag oder von 
Amts wegen tätig werden kann. Das Beschwerde- 
recht nach Absatz 3 ist nur dann gegeben, wenn der 
Generalbundesanwalt aufgrund eines Antrages (ab- 
lehnend) entschieden hat. Daß der Generalbundes- 
anwalt die Anordnung der Nichtaufnahme auf ein- 
zelne von mehreren Verurteilungen oder sogar auf 
Teile einer Verurteilung beschränken kann, bedarf 
keiner ausdrücklichen Erwähnung im Gesetz. 

Absatz 1 Satz 3 geht auf einen Vorschlag des Bun- 
desrates zurück, der folgende Formulierung emp- 
fohlen hatte: 

„Wohnt der Betroffene im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes, so gibt der Generalbundesanwalt 
vor seiner Entscheidung der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde Gelegenheit zur Stellung- 
nahme.'" 

Zur Begründung hatte der Bundesrat ausgeführt, 
daß vor allem die für den Wohnort des Betroffenen 
zuständige Landesbehörde beurteilen könne, ob ein 
öffentliches Interesse der Anordnung entgegen- 
stehe; sie müsse daher in allen Fällen gehört wer- 
den, in denen der Betroffene seinen Wohnsitz im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes habe. Nach Auf- 
fassung des Ausschusses sollte es jedoch dem Er- 
messen des Generalbundesanwalts^ überlassen blei- 
ben, ob er im Einzelfall zur Frage des öffentlichen 
Interesses die nach Landesrecht oder Bundesrecht 
zuständige Verwaltungsbehörde, das erkennende 
Gericht oder mehrere dieser Stellen hören will. Den 
Ländern bleibt es dabei unbenommen, kraft ihrer 
Organisationsgewalt die für ihren Bereich zustän- 
digen Behörden zu bestimmen. Da die Stellung- 
nahme eines Gerichtes oder einer Behörde nicht in 
allen Fällen geboten sein wird, so z. B. wenn eine 
Fülle schwerster Vorstrafen eine Anordnung nach 
Satz 1 kurze Zeit nach der letzten Verurteilung aus- 
schließt, hat sich der Ausschuß für eine Sollvor- 
schrift entschieden. 

Absatz 1 Satz 4 wurde in Anlehnung an einen 
Vorschlag des Ausschusses für Jugend, Familie und 
Gesundheit ebenfalls neu angefügt. Die Anhörung 
eines medizinischen Sachverständigen entspricht in 
den genannten Fällen der auch in § 23 Abs. 1 Satz 2 
vorausgesetzten Interessenlage. 

Die Neufassung des Absatzes 2 beruht auf der 
vorgeschlagenen Änderung zu § 35 Abs. 1. 

Zu Absatz 3 vgl. die Bemerkungen zu § 23 Abs. 2. 

Zu § 38 (§ 36 E) 

Diese Vorschrift wurde unverändert übernommen. 
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2. Unbeschränkte Auskunft aus dem 
Zentralregister. 


Zu § 39 (§ 37 E) 

Der Ausschuß will in Absatz 1 Nr. 3 ausdrücklich 
klargestellt wissen, daß die dort genannten Behör- 
den unbeschränkte Auskunft nur für die ihnen über- 
tragenen Sicherheitsaufgaben erhalten. Mit Absatz 1 
Nr. 7 werden die Ausländerbehörden, einem Vor- 
schlag des Bundesrates entsprechend, in den Kreis 
der unbeschränkt auskunftsberechtigten Stellen ein- 
bezogen. 

Dagegen sieht der Ausschuß davon ab, für Ge- 
meinden allgemein sowie für sonstige kommunale 
und staatliche Ordnungsbehörden eine entspre- 
chende Regelung zu treffen, wie es der Innenaus- 
schuß und die Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände empfohlen hatten. Andernfalls 
wäre der Sinn dieser Vorschrift, über die nicht im 
Führungszeugnis erscheinenden Eintragungen im 
Interesse der Resozialisierung der Betroffenen nur 
in besonderen Ausnahmefällen Auskunft zu erteilen, 
in Frage gestellt. Fälle, in denen wichtige öffentliche 
Belange gebieten, auch diesen Behörden die nach 
§ 39 Abs. 1 zu erteilenden Auskünfte zukommen zu 
lassen, können über § 41 gelöst werden. 

Der neu gefaßte Absatz 2 berücksichtigt die be- 
reits im Rahmen der §§ 10, 13 erörterten Beschlüsse 
des Ausschusses, daß nur noch Gerichte und Staats- 
anwaltschaften für Zwecke der Rechtspflege von 
wiederaufgehobenen Entmündigungen und von 
Unterbringungen Kenntnis erhalten sollen. 

Absatz 4 bestimmt über den entsprechenden Ab- 
satz 3 des Entwurfs hinaus, daß alle Behörden — 
also auch die obersten Bundes- und Landesbehörden 
— den Zweck anzugeben haben, für den die unbe- 
schränkte Auskunft benötigt wird. Die Angabe des 
Zwecks dient der eigenen Kontrolle und Selbstbe- 
schränkung der anfragenden Behörde. Eine tech- 
nisch nur unter großem Aufwand durchführbare 
Überprüfung durch die Registerbehörde ist dagegen 
nicht beabsichtigt. 

Der letzte Halbsatz von Absatz 4 Satz 2 stimmt 
inhaltlich mit Absatz 5 des Entwurfs überein. 


Zu § 40 (§ 38 E) 

Absatz 1 Satz 1 und 2 in der vom Ausschuß be- 
schlossenen Fassung legt nunmehr entsprechend der 
Regelung in § 28 Abs. 1 eindeutig fest, wer befugt 
sein soll, eine Mitteilung nach Satz 1 zu beantragen. 
Ein berechtigtes Interesse an dieser Mitteilung kann 
auch derjenige haben, der nicht im Register einge- 
tragen und somit nicht „Betroffener" im Sinne dieses 
Gesetzes ist, wenn er darüber keine Gewißheit hat. 

Die Sätze 3 und 4 des Absatzes 1 gehen auf einen 
Vorschlag des Bundesrates zurück. Es soll verhin- 
dert werden, daß andere Personen als der Antrag- 
steller in den Besitz der Mitteilung gelangen und 


dadurch mehr erfahren, als ihnen aus einem Füh- 
rungszeugnis bekannt wird (vgl. auch § 28 Abs. 5). 

Absatz 2 bringt in der vom Ausschuß vorgeschla- 
genen Fassung unmißverständlich zum Ausdruck, 
daß nur wissenschaftliche Forschungsvorhaben durch 
unbeschränkte Auskunft aus dem Register unter- 
stützt werden dürfen. Selbst in diesem Rahmen will 
der Ausschuß die Anonymität so weit wie möglich 
gewahrt wissen. Diesem Zweck dient der neu an- 
gefügte Satz 2. In aller Regel wird im Zusammen- 
hang mit einem Forschungsvorhaben die Kenntnis 
der Namen der Betroffenen entweder entbehrlich 
sein oder — wenn die Persönlichkeit des Eingetra- 
genen von Bedeutung ist — nicht genügen. Im letz- 
teren Fall wird ohnehin auf die zugrunde liegenden 
Akten zurückgegriffen werden müssen. Die Stelle, 
welche die Akten verwahrt, kann aber besser als 
der Generalbundesanwalt beurteilen, ob im konkre- 
ten Fall der vorgesehene Eingriff in die Privatsphäre 
vertretbar ist. 


Zu § 41 (§ 39 E) 

Nach dem Entwurf sollten oberste Bundes- und 
Landesbehörden, falls sie ein besonderes öffentliches 
Interesse bejahen, eine nach § 39 Abs. 1 erhaltene, 
nicht auf den Inhalt des Führungszeugnisses be- 
schränkte Auskunft an andere Behörden weiter- 
leiten können. Den gegen diese Fassung geäußerten 
Bedenken hat der Ausschuß dadurch Rechnung ge- 
tragen, daß er die Entscheidung der obersten Bun- 
des- und Landesbehörden an eindeutig objektive 
und daher präziser abgrenzbare und nachprüfbare 
Voraussetzungen bindet. 

Der Ausschuß hält es für selbstverständlich, daß 
das Verbot, über diese Vorschrift hinaus Register- 
mitteilungen weiterzuleiten, nicht dadurch umgan- 
gen werden darf, daß mißbräuchlich die den Eintra- 
gungen zugrunde liegenden Sachverhalte offenbart 
oder die entsprechenden Akten übersandt werden. 
Das Problem der Aktenübersendung läßt sich jedoch 
nicht durch eine ausdrückliche Regelung im Bundes- 
zentralregistergesetz sachgerecht lösen, wie es zu- 
nächst bei den Ausschußberatungen erwogen wurde, 
sondern nur in den einzelnen Verfahrensgesetzen 
oder im Zusammenhang mit diesen durch Vorschrif- 
ten über die Akteneinsicht. Es erscheint ausgeschlos- 
sen, die Fälle des Mißbrauchs allgemein einzugren- 
zen. Nicht immer bedeutet es einen Mißbrauch, 
Akten zu versenden, auch wenn die darin nieder- 
gelegten Entscheidungen oder Tatsachen nicht in 
ein Führungszeugnis aufgenommen werden. So kann 
z. B. eine Versicherungsgesellschaft bei einer Ver- 
urteilung, die nach § 30 Abs. 2 in keinem Führungs- 
zeugnis berücksichtigt wird, ein berechtigtes Inter- 
esse daran haben, zum Zwecke der Schadensregu- 
lierung die Strafakten durch einen bevollmächtigten 
Rechtsanwalt einsehen zu lassen. Es kann auch ein- 
mal notwendig sein, die Presse und damit die 
Öffentlichkeit über lange zurückliegende Ereignisse 
zu informieren, z. B. um eine falsche Meldung sach- 
lich richtigzustellen. Die Beispiele dürften sich be- 
liebig vermehren lassen. 
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3. Auskünfte an Behörden 

Zu § 42 

Der Ausschuß hat diese Vorschrift neu eingefügt, 
um die Geheimhaltung der den Behörden gegebenen 
Auskünfte zu fördern. Zwar sind die Bediensteten 
aufgrund entsprechender Vorschriften des öffent- 
lichen Dienstrechts nach außen hin zur Verschwie- 
genheit verpflichtet. Der Betroffene hat jedoch dar- 
über hinaus ein Interesse daran, daß auch innerhalb 
der Behörde — insbesondere einer größeren Be- 
hörde, die mehrere Verwaltungszweige betreut — 
nur möglichst wenige Personen vom Inhalt des 
Registers Kenntnis erhalten. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Tilgung 

Zu § 43 (§ 40 E) 

Diese Vorschrift ist mit Ausnahme des Absatzes 4 
unverändert aus dem Entwurf übernommen. Der 
Wortlaut des Absatzes 4 ist aus systematischen 
Gründen in einen neuen Absatz 3 des '§ 45 aufge- 
fiommen. 

Ein Antrag, die Tilgung von Eintragungen über 
die Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt 
oder über die auf Lebenszeit angeordnete Unter- 
sagung der Erteilung einer Fahrerlaubnis entgegen 
Absatz 3 Nr. 2 nach Ablauf bestimmter Fristen dann 
zuzulassen, wenn diese Maßregeln gegen Jugend- 
liche angeordnet worden sind, fand im Ausschuß 
keine Mehrheit. Die Annahme des Antrages hätte 
— ganz abgesehen von den Tilgungswirkungen nach 
§ 49 — u. a. zur Folge, daß Gerichte und Staatsan- 
waltschaften in späteren Strafverfahren von diesen 
für die Persönlichkeitsanamnese bedeutsamen Ent- 
scheidungen keine Kenntnis mehr erhielten. Dieses 
Ergebnis erschien den meisten Ausschußmitgliedern 
nicht vertretbar. Das geltende Jugendstrafrecht 
schließt es allerdings nicht aus, daß eine Eintragung 
über die Unterbringung in einer Heil- oder Pflege- 
anstalt (jedenfalls soweit sie neben einer Jugend- 
strafe angeordnet worden ist) aus dem Register ge- 
tilgt wird, sobald die Unterbringung erledigt und 
anschließend eine bestimmte Frist verstrichen ist 
(§ 95 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Satz 3, Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, 
Satz 2 JGG; die Frist bis zur Tilgung beträgt min- 
destens 19 Jahre). Diese Regelung ist jedoch auch 
aus Gründen der Resozialisierung Jugendlicher nicht 
überzeugend, wie im einzelnen zu § 31 dargelegt ist. 
In Einzelfällen kann der Generalbundesanwalt die 
Tilgung der Eintragung über eine Unterbringung 
nach § 47 Abs. 1 anordnen. 

Zu § 44 (§ 41 £) 

Der Ausschuß schlägt aus Gründen der Verein- 
fachung nur noch drei anstelle von vier Tilgungs- 
fristen vor. Die Dreijahresfrist, die nach dem Ent- 
wurf bei Verurteilungen zu Jugendstrafe von nicht 


mehr als einem Jahr vorgesehen war, wenn Straf- 
aussetzung oder Entlassung zur Bewährung bewil- 
ligt worden ist, soll entfallen; nach Absatz 1 Nr. 1 
Buchstabe c gilt nunmehr auch hier die Fünfjahres- 
frist. Die Ausschußmitglieder waren sich darüber im 
klaren, daß sich die Tilgungsfrist für diesen Kreis 
von Verurteilungen gegenüber dem geltenden Recht 
(zwei Jahre, vgl. § 95 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 in 
Verbindung mit § 96 Abs. 2 Satz 1 JGG) nicht unbe- 
trächtlich verlängert. Dabei ist aber zu berücksichti- 
gen, daß für die Resozialisierung des Betroffenen 
nicht die Eintragung als solche, bzw. deren Beseiti- 
gung von entscheidender Bedeutung ist, sondern 
allein die Frage, wer von der Eintragung Kenntnis 
erlangen kann. Dem Resozialisierungsgedanken hat 
der Ausschuß dadurch Rechnung getragen, daß er 
den Jugendlichen bei der Regelung der Aufnahme 
von Verurteilungen in das Führungszeugnis sehr 
weit entgegengekommen ist. Die Tilgung von Ein- 
tragungen, die nur noch den in § 39 Abs. 1 genann- 
ten Stellen — das bedeutet fast ausschließlich: den 
Strafverfolgungsorganen aus Anlaß einer erneuten 
Straftat des Betroffenen — zugänglich sind, hat in 
diesem Zusammenhang nur geringe Bedeutung. Des- 
halb erscheint es vertretbar, für die hier erörterten 
Fälle ausnahmsweise die Tilgungsfrist zu verlän- 
gern, wenn dadurch das Gesetz vereinfacht und der 
für den Aufbau des Zentralregisters erforderliche 
technische und finanzielle Aufwand erheblich ver- 
ringert werden kann. 

Dagegen werden die Tilgungsfristen für einen 
anderen Bereich von Verurteilungen — insbeson- 
dere auch nach Jugendstrafrecht — gegenüber dem 
Entwurf verkürzt. Die Strafgrenzen in Absatz 1 
Nr. 1 Buchstaben a und b sind in Anlehnung 
an die zu § 30 Abs. 2 Nr. 4 und 5 vorgeschlagene 
Regelung heraufgesetzt. Eine Jugendstrafe von 
mehr als zwei Jahren soll, wenn ein Rest zur 
Bewährung ausgesetzt und nach Ablauf der Be- 
währungszeit erlassen worden ist, nach Absatz 1 
Nr. 1 Buchstabe e, Absatz 3 ebenfalls nach fünf 
Jahren zuzüglich der Dauer der Jugendstrafe getilgt 
werden können (vgl. auch § 32 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe d). 

Ist neben einer Strafe auf eine Maßregel der 
Sicherung und Besserung erkannt worden, soll dies 
entgegen dem Vorschlag des Entwurfs nicht dazu 
führen, daß sich die Fünfjahresfrist in bestimmten 
Fällen auf zehn oder gar — z. B. bei einer nicht aus- 
gesetzten sechsmonatigen Jugendstrafe, wenn 
gleichzeitig die Erteilung einer Fahrerlaubnis für 
die Dauer von sechs Monaten untersagt worden ist 
— auf fünfzehn Jahre verlängert. Vielmehr wird 
(durch die in § 45 Abs. 2 neu geregelte Ablaufhem- 
mung) nur noch verhindert, daß eine Verurteilung 
getilgt wird, bevor eine durch sie angeordnete Maß- 
regel der Sicherung und Besserung, erledigt ist. 

Verurteilungen, durch welche die Untersagung 
der Erteilung einer Fahrerlaubnis auf Zeit oder eine 
Nebenstrafe oder Nebenfolge allein oder in Verbin- 
dung miteinander oder in Verbindung mit Erzie- 
hungsmaßregeln oder Zuchtmitteln angeordnet wor- 
den sind, hätten nach dem Entwurf zu den „übrigen 
Fällen" gezählt, in denen eine Eintragung erst nach 
fünfzehn Jahren getilgt wird, Der Ausschuß hat 
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diese Verurteilungen b'zw. Maßnahmenverbindun- 
gen in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe g aufgenommen, so 
daß nunmehr die Fünf Jahresfrist gilt (vgl. auch § 30 
Abs. 2 Nr. 6). 

Im übrigen hat der Ausschuß redaktionelle Ände- 
rungen beschlossen. Das gilt insbesondere für Ab- 
satz 2, ln dem auf die unübersichtliche Kasuistik 
der Entwurfsfassung verzichtet wird. 

Zu § 45 (§§ 42, 40 Abs. 4 E) 

Absatz 2 wurde neu angefügt. Nach dem Entwurf 
sollte Tilgungsreife unabhängig davon eintreten, ob 
die Strafvollstreckung oder eine Maßregel der 
Sicherung und Besserung bereits erledigt ist; die 
weitere Strafvollstreckung sollte nach § 45 Abs. 1 
ausgeschlossen sein. Dies bedeutete u. a., daß der 
Richter eine bewilligte Strafaussetzung trotz lau- 
fender Bewährungsfrist nicht mehr widerrufen 
könnte, wenn inzwischen bereits Tilgungsreife ein- 
getreten ist. Derartige Fälle wären durchaus denk- 
bar, da die Tilgungsfristen nach § 44 allgemein abge- 
kürzt werden. Der Ausschuß hatte gegen einen so 
weitgehenden Eingriff in das materielle Strafrecht 
und in die Wirkungen eines Gerichtsurteils Beden- 
ken. In Übereinstimmung mit einem Vorschlag des 
Bundesrates hält der Ausschuß es für erforderlich, 
auch für den Bereich des Tilgungsrechts eine dem 
Inhalt des § 35 Abs. 2 entsprechende Vorschrift zu 
übernehmen, nach der die Frist nicht abläuft, bevor 
die Vollstreckung der Strafe oder eine Maßregel 
der Sicherung und Besserung erledigt ist. Gerade 
für solche Maßregeln der Sicherung und Besserung, 
die nach § 44 der Ausschußfassung nicht mehr eine 
längere Frist zur Folge haben, als eine gleichzeitig 
ausgesprochene Strafe, hat diese Vorschrift Bedeu- 
tung. 

Absatz 3 Satz 1 entspricht § 40 Abs. 4 des Ent- 
wurfs. Der Grundsatz, daß bei mehreren Verurtei- 
lungen die Tilgung einer Eintragung erst möglich 
ist, wenn hinsichtlich aller Verurteilungen Tilgungs- 
reife eingetreten ist, soll Jedoch nach Absatz 3 
Satz 2 nicht ausnahmslos gelten. Die Eintragung 
über eine Verurteilung, durch welche die Erteilung 
einer Fahrerlaubnis für immer untersagt worden ist, 
bleibt grundsätzlich auf Lebenszeit bzw. bis zur 
Vollendung des 90. Lebensjahres des Betroffenen im 
Register (§ 43 Abs. 3 Nr. 2, i§ 22). Es wäre aber 
angesichts der eingeschränkten Bedeutung dieser 
Maßregel unvertretbar, wenn allein ihretwegen an- 
dere Verurteilungen ebenfalls nicht mehr getilgt 
werden könnten und der Betroffene daher auch inso- 
weit für immer der Rechtsvorteile aus § 49 entsagen 
müßte. Anders verhält es sich mit der Unterbrin- 
gung in einer Heil- oder Pflegeanstalt, die nach § 43 
Abs. 3 Nr. 2 ebenfalls zeitlich unbegrenzt registriert 
werden soll. Eine sorgfältige Persönlichkeits- 
anamnese erfordert, daß das Gericht nicht nur von 
der Unterbringung, sondern auch von weiteren Ver- 
urteilungen Kenntnis erhält. 

Zu § 46 (§ 43 E) 

Diese Vorschrift wurde unverändert aus dem Ent- 
wurf übernommen. 


Zu § 47 (§ 44 E) 

Die im Entwurf vorgesehene Überschrift beruhte 
auf einem redaktionellen Versehen. 

Beide Absätze dieser Vorschrift wurden entspre- 
chend den Beschlüssen zu § 37 neu gefaßt. Vor- 
schläge des Bundesrates und des Ausschusses für 
Jugend, Familie und Gesundheit wurden dabei be- 
rücksichtigt. 

Zu § 48 (§ 46 E) 

Die in dieser Vorschrift vorgenommenen Ände- 
rungen gegenüber § 46 des Entwurfs entsprechen 
den Änderungen zu § 24. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Rechtswirkungen der Tilgung 

Zu §§ 49, 50 (§ 45 E) 

Im geltenden Recht fehlen Vorschriften darüber, 
welche materiell-rechtlichen Folgen sich für den 
Betroffenen aus der Tatsache ergeben, daß die Ein- 
tragung einer Verurteilung aus dem Strafregister 
zu tilgen ist. Eines der wichtigsten Ziele des Ent- 
wurfs war es, diese Lücke zu schließen und den 
Betroffenen vom Zeitpunkt der Tilgung bzw. der 
Tilgungsreife an nach Möglichkeit von dem Makel 
der Vorstrafe zu befreien (§ 45 des Entwurfs). Der 
Ausschuß hat diese Materie ihrer besonderen Be- 
deutung wegen in einem neuen Abschnitt „Rechts- 
wirkungen der Tilgung" geregelt. 

In § 49 Abs. 1 ist der Grundsatz übernommen, daß 
Tat und Verurteilung dem Betroffenen im Rechts- 
verkehr nicht mehr vorgehalten und nicht mehr 
zu seinem Nachteil verwertet werden dürfen, wenn 
die Eintragung getilgt oder zu tilgen ist. 

Nach § 45 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs sollte auch 
eine weitere Strafvollstreckung ausgeschlossen sein. 
Diese Folge kann nach § 45 Abs. 2 Satz 1 der Aus- 
schußfassung nicht mehr eintreten. Danach läuft 
nämlich die Tilgungsfrist nicht ab, solange die Voll- 
streckung einer Strafe nicht erledigt ist. Nach der 
übereinstimmenden Auffassung aller Mitglieder des 
Ausschusses sollten die Folgen eines Strafurteils 
nicht von der starren Fristenregelung für Eintra- 
gungen im Zentralregister abhängig gemacht wer- 
den. Andernfalls könnte sich ein Verurteilter durch 
vorübergehende Flucht in das Ausland oder da- 
durch, daß er in geschickter Weise das Erkenntnis- 
verfahren oder das Vollstreckungsverfahren ver- 
zögert, der Vollstreckung im Einzelfall ganz ent- 
ziehen. Welchen Einfluß der Zeitablauf auf die Voll- 
streckung einer Strafe haben soll, ist bereits in den 
Vorschriften des Strafgesetzbuchs über die Voll- 
streckungsverjährung bestimmt. 

In § 49 Abs. 2 hat der Ausschuß das Verwertungs- 
verbot in seinen Wirkungen gegenüber dem Ent- 
wurf eingeschränkt, um unerwünschte und unbillige 
Rechtsfolgen zu vermeiden. So sollen entsprechend 
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einem Vorschlag des Bundesrates „Rechte Dritter“ 
von der Tilgung unberührt bleiben. Gedacht ist u. a. 
an Ansprüche aus bürgerlichem Recht. Es gibt 
keinen einleuchtenden Grund dafür, einem Geschä- 
digten, der wegen der Tat, die Gegenstand der 
registrierten Verurteilung ist, innerhalb der Ver- 
jährungsfrist des Bürgerlichen Gesetzbuchs An- 
sprüche gegen den Betroffenen geltend macht, den 
Schadensersatz nach Ablauf der Tilgungsfrist zu 
versagen. Dies käme in vielen Fällen, in denen sich 
das Strafverfahren und der anschließende Zivil- 
prozeß aufgrund von Beweisschwierigkeiten oder 
wegen anderer Verzögerungen über einen längeren 
Zeitraum erstrecken, einer willkürlichen Enteignung 
gleich. Unberührt bleibt auch das Recht, wegen 
einer strafbaren Handlung die Scheidung zu ver- 
langen, dem Täter den Pflichtteil zu entziehen oder 
den Erbschaftserwerb anzufechten (Erbunwürdig- 
keit). Diese Rechte unterliegen besonderen Bestim- 
mungen, und zwar auch hinsichtlich eines even- 
tuellen Fristablaufs (§ 50 Ehegesetz, §§ 2332 ff., 
§§ 2339 ff. BGB). Es besteht kein sinnvoller Zusam- 
menhang mit den Tilgungsfristen dieses Gesetzes. 
Weiter könnte nach der Fassung des Entwurfs ein 
Sozialversicherungsträger einem Arbeitnehmer ge- 
genüber, der Leistungen wegen eines Arbeits- 
(wege-)unfalls geltend macht (§§ 548, 550 RVO), 
nicht mehr einwenden, es habe sich um eine Trun- 
kenheitsfahrt gehandelt, wenn der Arbeitnehmer 
deswegen verurteilt worden und die Eintragung 
hierüber getilgt ist (vgl. auch § 554 RVO, der dem 
Versicherungsträger erlaubt, Leistungen zu ver- 
sagen, wenn der Verletzte den Arbeitsunfall beim 
Begehen einer Handlung erlitten hat, die nach 
rechtskräftigem strafgerichtli ehern Urteil ein Ver- 
brechen oder vorsätzliches Vergehen ist). Dieses 
Ergebnis hielt der Ausschuß ebenfalls für uner- 
wünscht. 

Ferner sollen nach § 49 Abs. 2 „gesetzliche 
Rechtsfolgen der Tat oder der Verurteilung" un- 
berührt bleiben. Eine Straftat kann ungeachtet einer 
späteren Verurteilung dazu führen, daß der Täter 
bestimmte Rechte verwirkt, z. B. Unterhalts- 
ansprüche (vgl. § 66 Ehegesetz und § 1611 BGB). Es 
war offenbar auch nach dem Entwurf nicht beab- 
sichtigt, diese Ansprüche nach Eintritt der Tilgungs- 
reife wieder aufleben zu lassen. Das ist nunmehr 
klargestellt. Zu den Rechtsfolgen der Verurteilung 
rechnen u. a. der dauernde Verlust von Rechts- 
stellungen und Rechten nach § 31 Abs. 3, 4 StGB 
bzw. §§ 48, 49 BBG und der Ausschluß von ver- 
mögensrechtlichen Ansprüchen (z. B. nach § 8 des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes in der 
Fassung vom 29. September 1969, Bundesgesetzbl. I 
S. 1800). In diesen Fällen sollten auch nach dem 
Entwurf (§ 45 Abs. 2) die verlorenen Rechte oder 
Ansprüche nicht wieder aufleben. Im übrigen war 
aber im Entwurf vorgesehen, daß der Verurteilte 
Rechte oder Fähigkeiten, die er infolge der Ver- 
urteilung verloren hat, spätestens mit der Tilgungs- 
reife der Eintragung wiedererlangt. Dieser Rege- 
lung haben die Mitglieder des Ausschusses aus den 
gleichen Gründen widersprochen, aus denen auch 
eine laufende Strafvollstreckung nicht beeinträchtigt 
werden soll (s. o.). Ein wichtiger Unterfall ist be- 


reits in § 45 Abs. 2 Satz 2 geregelt. Danach läuft 
die Tilgungsfrist nicht ab, bevor der Verurteilte 
nicht die in § 31 Abs. 1, 5 StGB bezeichneten Fähig- 
keiten und Rechte, die er kraft Gesetzes verloren hat 
oder die ihm durch das Gericht aberkannt worden 
sind, wiedererlangt hat. Es geht im Bundeszentral- 
registergesetz nicht darum, die nach anderen Ge- 
setzen festgelegten unmittelbaren Urteilsfolgen 
einzuschränken — dies müßte in den anderen Ge- 
setzen selbst geregelt werden — , sondern den 
Verurteilten von darüber hinausgehenden Nach- 
teilen und dem in sozialer und beruflicher Hinsicht 
belastenden Makel der Vorstrafe zu befreien. 

Auch die Erstattung von Gerichtskosten oder 
außergerichtlichen Auslagen gehört zu den Rechts- 
folgen der Verurteilung, auf welche die Tilgung 
keinen Einfluß haben soll. 

In diesem Zusammenhang hat der Ausschuß auch 
die Problematik des § 190 Satz 1 StGB, d. h. die 
Frage erörtert, ob eine Verurteilung auch nach Ein- 
tritt der Tilgungsreife noch als Mittel zum Wahr- 
heitsbeweis geeignet sein soll. Der Ausschuß ist 
der Auffassung, daß der Gesetzgeber nicht jeder- 
mann und für alle Fälle untersagen könne, auf eine 
Straftat, wegen der eine nunmehr getilgte Ver- 
urteilung ergangen sei, hinzuweisen. So könnten 
die durch eine Straftat Geschädigten auch nach lan- 
ger Zeit noch ein anerkennenswertes Bedürfnis 
haben, im Rechtsverkehr Folgerungen aus der Tat 
zu ziehen und den Täter zu bezeichnen. Solche Per- 
sonen müßten sich gegenüber einem Vorwurf der 
üblen Nachrede oder Verleumdung aber auch dann 
mit dem Hinweis auf das Strafurteil verteidigen 
können, wenn dieses schon im Register getilgt sei. 
Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die Recht- 
sprechung diese Fälle auf der Grundlage des Vor- 
schlags zu § 49 — indem sie die in § 190 Satz 1 
StGB erwähnte Wirkung als gesetzliche Rechtsfolge 
der Verurteilung betrachtet — oder über § 193 StGB 
lösen kann; eine Sonderregelung hält der Ausschuß 
nicht für erforderlich. 

Nicht selten zieht eine Straftat oder eine straf- 
gerichtliche Verurteilung andere Entscheidungen 
nach sich, z. B. die Entlassung aus einem Beruf oder 
die Rücknahme der Zulassung zu einem Beruf oder 
einer gewerberechtlichen Erlaubnis. Hierzu gehören 
auch disziplinarrechtliche Maßnahmen. Sobald diese 
Entscheidungen von Gerichten oder Verwaltungs- 
behörden getroffen worden sind, sollen sie eben- 
falls nach § 49 Abs. 2 wirksam bleiben. Ein Rechts- 
anwalt, der aus der Rechtsanwaltschaft ausgeschlos- 
sen worden ist, (§ 114 Abs. 1 Nr. 4 der Bundes- 
rechtsanwalts Ordnung) und ein Arzt, dessen Appro- 
bation widerrufen worden ist (§ 5 Abs. 2 der 
Bundesärzteordnung), sind demnach nicht im Augen- 
blick der Tilgung wieder zu ihren Berufen zugelas- 
sen. Es bedarf vielmehr eines erneuten Antrages 
auf Zulassung. In dem neuen Zulassungsverfahren 
dürfen die Tat oder die Verurteilung dem Antrag- 
steller allerdings nach § 49 Abs. 1 nicht mehr vor- 
gehalten werden, es sei denn, daß eine der in § 50 
Nr. 1 oder 4 geregelten Ausnahmen vorliegt (s. u.). 
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Während § 49 Abs. 2 das in § 49 Abs. 1 geregelte 
Verwertungsverbot hinsichtlich seiner Wirkungen 
nach allgemeinen Merkmalen einschränkt, sind in 
§ 50 besondere Ausnahmen vom Verwertungs- 
verbot aufgeführt. 

Nach Nummer 1 darf die frühere Tat berücksichtigt 
werden, wenn die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder dies zwingend 
gebietet. Dieser Fall deckt sich mit der in § 45 
Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs vorgesehenen Aus- 
nahme. Durch das Wort „zwingend" soll der An- 
wendungsbereich der Vorschrift noch weiter ein- 
geschränkt werden. Bereits in der Begründung 
des Entwurfs ist darauf hingewiesen, daß es bei 
dieser Ausnahme nicht um die Sicherheit und 
Ordnung im polizeirechtlichen Sinn geht, sondern 
allein um die Sicherheit des Staates selbst. So müs- 
sen in die Sicherheitsüberprüfung von Personen, die 
Zugang zu Staatsgeheimnissen erhalten sollen,' 
getilgte Verurteilungen miteinbezogen werden 
können. 

Die in Nummer 2 geregelte Ausnahme stellt 
sicher, daß ein Gutachter in einem späteren Straf- 
verfahren gegen den Betroffenen die frühere Tat 
nicht ausklammern muß, wenn es darum geht, den 
Geisteszustand des Betroffenen zu beurteilen. Zu 
einer Persönlichkeitsanamnese gehört häufig die 
Kenntnis aller wesentlichen Einzelheiten aus dem 
Vorleben einer Person. Dürfte rder Gutachter frühere 
Straftaten nicht verwerten, käme er u. U. zu lücken- 
haften Ergebnissen, die wissenschaftlich nicht über- 
zeugen können und daher als Grundlage für die 
Urteilsfindung ausscheiden. 

Da die frühere Tat nach der Tilgung noch Gegen- 
stand eines Wiederaufnahmeverfahrens sein kann, 
mußte der Ausschuß auch insoweit eine Ausnahme 
vom Verwertungsverbot zulassen (Nummer 3). 

Einem Bewerber, der sich um die Zulassung bzw. 
Wiederzulassung zu einem Beruf oder die Einstel- 
lung in den öffentlichen Dienst bemüht, soll grund- 
sätzlich die frühere Tat nicht mehr entgegengehal- 
ten werden können. Dieser für die Resozialisierung 
wichtige Grundsatz wird bei der Prüfung der in 
einzelnen Berufsordnungen (z. B. Bundesärzteord- 
nung, Bundesnotarordnung) festgelegten Zulas- 
sungsvoraussetzungen künftig von erheblicher Be- 
deutung sein (vgl. z. B. § 6 der Bundesnotarordnung; 
„Nur solche Bewerber sind zu Notaren zu bestellen, 
die nach ihrer Persönlichkeit und ihren Leistungen 
für das Amt eines Notars geeignet sind."). § 50 Nr. 4 
sieht eine Ausnahme für die Fälle vor, in denen 
„die Zulassung oder Einstellung sonst zu einer er- 
heblichen Gefährdung der Allgemeinheit führen 
würde". Hiervon sind nur Berufe und Amtsstellun- 
gen betroffen, bei denen wegen ihrer Bedeutung für 
die Allgemeinheit ganz besondere Anforderungen 
an die persönliche Eignung des Bewerbers zu stel- 
len sind (z. B. Arzt, Apotheker, Rechtsanwalt, Rich- 
ter, Lehrer). Die Entscheidung darüber, wann im 
Einzelfall eine erhebliche Gefährdung der All- 
gemeinheit zu befürchten ist, muß der Verwaltungs- 
praxis bzw. der Rechtsprechung überlassen bleiben. 
Selten wird allein die zurückliegende Tat nach Ab- 
lauf der Tilgungsfrist noch die Annahme einer Ge- 


fährdung rechtfertigen. Bei den Ausschußberatungen 
sind vor allem Fälle ins Auge gefaßt worden, in 
denen zwischen der früheren Tat und dem späteren 
Verhalten des Betroffenen ein Zusammenhang be- 
steht. So könnte die Anwendung der Ausnahmevor- 
schrift z. B. bei der Entscheidung über die Wieder- 
erteilung einer Approbation an einen Arzt, der 
früher wegen im Zustand der Trunkenheit began- 
gener schwerer Behandlungsfehler verurteilt wor- 
den war und die Approbation verloren hatte, dann 
gerechtfertigt sein, wenn der Betroffene nach wie 
vor zum Alkoholgenuß neigt und sich nur in Ver- 
bindung mit der früheren Tat der hinreichend 
sichere Schluß ziehen läßt, daß auch eine künftige 
ärztliche Tätigkeit hiervon beeinflußt würde (vgl. 
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 der Bundesärzteordnung). Auch 
kann es gerechtfertigt sein, einem Rechtsanwalt, der 
Mandantengelder veruntreut hatte und deshalb aus 
der Anwaltschaft ausgeschlossen worden war, unter 
dem Gesichtspunkt der Gefährdung auch nach der 
Tilgung der Eintragung die erneute Zulassung zu 
versagen, wenn er sich in der Zwischenzeit nicht 
einmal bemüht hat, die aus der Tat entstandenen 
Schulden zu begleichen. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Begrenzung von Offenbarungspflichten 
der Verurteilten 

Zu § 51 (§§ 47 bis 49 E) 

Mit dieser Vorschrift wurden die §§ 47 bis 49 
des Entwurfs zusammengefaßt und inhaltlich unver- 
ändert übernommen. 


ACHTER ABSCHNITT 

Verurteilungen durch Gerichte und Auskunft 
an Stellen außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes 

Zu § 52 {§§ 50, 4 Abs. 3 E) 

Der Ausschuß hat in dieser Vorschrift § 50 des 
Entwurfs dahin erweitert, daß nicht nur Verurtei- 
lungen ausländischer Gerichte, sondern schlechthin 
Verurteilungen, „die nicht durch deutsche Gerichte 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes ergangen sind", 
erfaßt werden. Dazu gehören auch Verurteilungen 
durch deutsche Gerichte außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes. Die Erweiterung ist eine 
notwendige Folge der zu § 4 Abs. 1 beschlossenen 
Änderung (vgl. Bericht zu § 4). 

Im übrigen wird in Absatz 1 wie in § 50 Abs. 1 
des Entwurfs weiter darauf abgestellt, ob es sich 
um eine Verurteilung gegen „Deutsche oder im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes geborene oder 
wohnhafte Ausländer" handelt. Der Begriff „Deut- 
scher" bedeutet deutscher Staatsangehöriger im 
Sinne des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes 
vom 22. Juli 1913. In diesem Zusammenhang wurde 
bei den Beratungen auch das Problem einer für die 


23 



Drucksache VI/ 1550 


Deutscher Bundestag — • 6. Wahlperiode 


Zwecke dieses Gesetzes befriedigenden Unterschei- 
dung zwischen Deutschen, die der Bundesrepublik 
zugehören, und Deutschen im anderen Teil Deutsch- 
lands behandelt. Im Ergebnis hat der Ausschuß je- 
doch davon abgesehen, den Begriff „Deutscher" ein- 
zuengen, Insbesondere erscheinen auch die im Be- 
reich des Strafrechts und des Wehrpflichtgesetzes 
gefundenen Lösungsmodelle (vgl, § 91 Nr, 3 StGB 
und § 1 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes) für dieses 
Gesetz nicht geeignet. 

Da Absatz 1 sich jetzt auch auf die ursprünglich 
von § 4 Abs. 1 des Entwurfs erfaßten Verurteilun- 
gen bezieht, die durch deutsche Gerichte außerhalb 
der Bundesrepublik ausgesprochen werden, war es 
erforderlich, den mit § 4 Abs. 3 des Entwurfs 
inhaltsgleichen Absatz 3 hier neu anzufügen. 

Im übrigen hat der Ausschuß nur redaktionelle 
Änderungen beschlossen. 

Der Ausschuß ist sich bewußt, daß die Fälle des 
§ 52 (und der §§ 53, 54) unter Umständen schwie- 
rige Rechtsfragen aufwerfen können; er geht davon 
aus, daß der Generalbundesanwalt die Anordnun- 
gen treffen wird, die eine sachgerechte Lösung 
gewährleisten. 

Zu § 53 (§ 51 E) 

Die Worte „ausländische Behörden" in § 51 des 
Entwurfs sind durch die Worte „Behörden außer- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes" ersetzt 
worden. Darunter fallen sowohl ausländische Stel- 
len als auch Behörden im anderen Teil Deutsch- 
lands. Eine Auskunft wird allerdings nur erteilt, 
wenn und soweit dies in entsprechenden Gesetzen 
oder Vereinbarungen geregelt ist oder der Bundes- 
minister der Justiz es anordnet. 

Zu § 54 (§ 52 E) 

Diese Vorschrift erfaßt Verurteilungen, die an 
sich nach § 52 einzutragen wären, aber aus bestimm- 
ten Gründen (z. B, wegen fehlenden Nachrichtenaus- 
tauschs) nicht eingetragen sind. Auch hier mußte die 
im Entwurf vorgesehene Beschränkung auf aus- 
ländische Behörden aufgehoben werden. 

ZWEITER TEIL 

Das Erziehungsregister 

Zu § 55 (§ 53 E) 

Die Vorschrift übernimmt inhaltlich unverändert 
§ 53 des Entwurfs. 

Zu § 56 (§ 54 E) 

Die Vorschrift wurde im wesentlichen unver- 
ändert übernommen. Absatz 1 Nr. 1 und 2 entspricht 
dem Inhalt von § 54 Abs, 1 Nr. 1 des Entwurfs, In 
Nummer 2 wurden lediglich — korrespondierend 
mit § 5 Abs. 2 — die nach dem Jugendgerichts- 


gesetz zulässigen Nebenstrafen und Nebenfolgen 
mit angeführt. Einzutragen sind nach der neuen 
Nummer 3 auch Schuldsprüche, die nach § 15 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 2 aus dem Zentralregister entfernt wor- 
den sind. 


Zu § 57 (§ 55 E) 

Die Vorschrift übernimmt § 55 des Entwurfs 
inhaltlich unverändert. Sie regelt abschließend, wel- 
che Stellen Zugang zu den Eintragungen im Erzie- 
hungsregister haben sollen, und stellt damit klar, 
daß die Vorschriften des Ersten Teils über Füh- 
rungszeugnisse und unbeschränkte Auskunft nicht 
(entsprechend) anzuwenden sind. 

Absatz 3 verbietet die Weiterleitung von Regi- 
sterauskünften an andere als die in Absatz 1 ge- 
nannten Stellen und untersagt damit allgemeinen 
Grundsätzen entsprechend gleichzeitig eine Um- 
gehung der Vorschrift in der Weise, daß anstelle 
der förmlichen Auskunft mißbräuchlich die zu- 
grundeliegenden Akten weitergeleitet oder Aus- 
künfte aus ihnen erteilt werden. Der Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit, das Bundesmini- 
sterium für Jugend, Familie und Gesundheit und 
die Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und 
Jugendgerichtshilfen e, V. haben vorgeschlagen, 
das Verbot umfassender auszugestalten und auch 
die Weiterleitung der Akten sowie die Auskunfts- 
erteilung aus ihnen einzubeziehen. Diese Vor- 
schläge werden aber der Tatsache nicht gerecht, daß 
ein derartiges Vorgehen in vielen Fällen sachlich 
geboten ist und keine mißbräuchliche Umgehung 
der Vorschrift darstellt. So muß z. B. das Jugendamt 
die Möglichkeit haben, den Erziehungsberechtigten 
des Betroffenen oder im Falle einer in Aussicht ge- 
nommenen Adoption des Betroffenen dessen künf- 
tigen Adoptiveltern in verständiger Weise die Aus- 
künfte zu erteilen, die sie für eine sinnvolle Erzie- 
hung benötigen. Weiter muß es dem Bewährungs- 
helfer erlaubt sein, in geeigneten Fällen den künfti- 
gen Arbeitgeber des Betroffenen oder die Familie, 
die ihn in irgendeiner Form hilfsbereit aufnimmt, 
über den der Eintragung zugrundeliegenden Sach- 
verhalt zu informieren. Schließlich kann sich aus 
den zu § 41 angeführten Gesichtspunkten die Not- 
wendigkeit ergeben, Akteneinsicht zu gewähren 
oder Auskünfte zu erteilen. Bei der Unterschiedlich- 
keit der einzelnen Sachverhalte und im Hinblick dar- 
auf, daß sich die Fälle, in denen ein sachliches Be- 
dürfnis für Akteneinsicht oder Auskunftgewährung 
auftreten kann, nicht annähernd vollständig über- 
sehen lassen, hat der Ausschuß auch an dieser Stelle 
von einer ausdrücklichen Regelung abgesehen. Die 
auftauchenden Probleme müssen durch Sonderrege- 
lungen für die davon betroffenen Verwaltungs- 
zweige gelöst werden, wie bereits zu § 41 aus- 
geführt wurde. 

Zu § 58 (§ 56 E) 

Die Vorschrift übernimmt im wesentlichen § 56 
des Entwurfs; lediglich Absatz 3 wurde an die ent- 
sprechenden Vorschriften der §§ 23, 47 angepaßt. 
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Insbesondere beläßt es der Ausschuß dabei, daß die 
Eintragungen im Erziehungsregister erst entfernt 
werden, wenn der Betroffene das 24. Lebensjahr 
vollendet hat. 

Die Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und 
Jugendgerichtshilfen hat u. a. vorgeschlagen, Ein- 
tragungen über jugendgerichtliche Entscheidungen 
nach einer Einheitsfrist von zwei Jahren, jedoch 
nicht vor Vollendung des 21. Lebensjahres äus dem 
Register zu entfernen. Eine derartige Regelung 
hätte zur Folge, daß ein Richter, der unmittelbar 
nach der Vollendung des 21. Lebensjahres des Be- 
troffenen eine von diesem begangene Straftat zu 
untersuchen hat, von der Tatsache, daß sich der 
Betroffene bis kurz zuvor wegen einer früher be- 
gangenen Tat mehrere Jahre in der Fürsorgeerzie- 
hung befunden hat, u. U. nichts erfahren würde. 
Eine solche Lösung hält der Ausschuß auch im 
Interesse des Betroffenen nicht für vertretbar. Sie 
ließe sich darüber hinaus nicht mit der Tatsache in 
Einklang bringen, daß auch nach Vollendung des 
21. Lebensjahres eine Verurteilung nach Jugend- 
strafrecht möglich ist. 

Die vom Ausschuß in Übereinstimmung mit dem 
Entwurf vorgeschlagene Lösung korrespondiert 
allerdings nicht mit dem am 1. Oktober 1973 in 
Kraft tretenden § 65 Abs. 2 StGB in der Fassung des 
Zweiten Gesetzes zur Reform des Strafrechts, weil 
die dort erwähnten Voraussetzungen (eine frühere 
Fürsorgeerziehung) u. U. auch dann, wenn sie vor- 
liegen, im maßgebenden Zeitpunkt nicht mehr aus 
dem Erziehungsregister hervorgehen. Der Ausschuß 
hält es jedoch für zweckmäßiger, die notwendige 
Abstimmung dem Einführungsgesetz zum Zweiten 
Gesetz zur Reform des Strafrechts vorzubehalten. 

Zu § 59 (§ 57 E) 

Die Vorschrift entspricht § 57 des Entwurfs. 

DRITTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Der Ausschuß hat den Entwurf auch in diesem 
Teil erheblich geändert, wie nachstehend bei den 
einzelnen Vorschriften erläutert wird. 

In der Überschrift zu § 60 und in einzelnen Vor- 
schriften (§ 60 Abs. 1, § 61) hat der Ausschuß das 
Wort „Bundeszentralregister" durch „Zentralregi- 
ster" ersetzt. Hierdurch soll klargestellt werden, 
daß die Vorschriften auch gelten, soweit die ent- 
sprechenden Aufgaben (z. B. die Übernahme frü- 
herer Eintragungen) vorläufig noch von den bisher 
zuständigen Behörden der Länder wahrgenommen 
werden sollen (§71 Abs. 3). 

§ 66 des Entwurfs ist ersatzlos weggefallen. Nach 
dieser Vorschrift sollte die Bundesregierung er- 
mächtigt sein, die Aufnahme weiterer Eintragungen 
in das Zentralregister oder das Erziehungsregister 
durch Rechtsverordnung anzuordnen, soweit Zwecke 
der Rechtspflege oder Gründe der öffentlichen 


Sicherheit ein Bedürfnis hierfür entstehen lassen. 
Die mit der Stellungnahme des Bundesrates über- 
einstimmende Auffassung des Ausschusses geht da- 
hin, daß die Ermächtigung zu unbestimmt ist, um 
den Anforderungen des Artikels 80 Abs. 1 Satz 2 
des Grundgesetzes zu genügen. Wegen der Bedeu- 
tung einer Eintragung soll es auch allein dem 
Gesetzgeber Vorbehalten bleiben, den Bereich der 
einzutragenden Entscheidungen und Tatsachen zu 
erweitern. 


Zu § 60 (§ 58 E) 

Der Bestand der bisherigen Strafregister der Län- 
der wird nach Absatz 1 (= § 58 Abs. 1 des Ent- 
wurfs) in das Zentralregister übernommen. Hiervon 
sind neben tilgungsreifen Eintragungen auch die in 
Absatz 2 aufgeführten Eintragungen über längere 
Zeit zurückliegende Verurteilungen ausgenommen. 
Der Ausschuß hat den Kreis der zu übernehmenden 
Eintragungen gegenüber dem Entwurf (§ 58 Abs. 2) 
verkleinert. Diese Vergünstigung steht im Zusam- 
menhang mit der Entscheidung, den Kreis der nicht 
in das Führungszeugnis aufzünehmenden Verurtei- 
lungen in § 30 Abs. 2 zu erweitern bzw. für einige 
Fallgruppen die Fristen, nach deren Ablauf eine 
Eintragung nicht mehr in das Führungszeugnis auf- 
genommen oder getilgt wird, zu verkürzen. Außer- 
dem erleichtert sich die Übernahme der bisherigen 
Eintragungen. 

Wenn in Absatz 2 Nr. 2 (vgl. auch Nummer 3) auf 
eine Freiheitsstrafe von nicht mehr als neun Mona- 
ten anstelle von „nicht mehr als einem Jahr" abge- 
stellt wird, soll hierdurch verhindert werden, daß 
eine frühere Verurteilung zu Zuchthausstrafe, die 
im Mindestfall nach § 14 Abs. 2 a. F. StGB ein Jahr 
betrug, u. U. bereits nach fünf Jahren aus dem 
Register entfernt wird. Der Entwurf sah für den 
Fall der Zuchthausstrafe eine Ausnahme in § 58 
Abs. 2 letzter Halbsatz Nummer 1 vor. 

Hinsichtlich des Zeitpunkts, der für die Über- 
nahme von Eintragungen maßgeblich sein soll, wird 
nicht mehr an ein festes Datum angeknüpft, sondern 
es ist jeweils vom Datum des Inkrafttretens des 
Gesetzes an zurückzurechnen. Das hat den Vorteil, 
daß die Vorschrift nicht geändert werden muß, wenn 
im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfahrens in 
§71 Abs. 1 ein anderer Zeitpunkt bestimmt wird, 
zu dem das Gesetz in Kraft treten soll. 

Absatz 3 legt die Ausnahmen von Absatz 2 fest, 
und zwar in einigen Punkten abweichend vom Ent- 
wurf. Nach § 58 Abs. 2 letzter Halbsatz Nr. 1 und 3 
des Entwurfs sollten alle noch nicht tilgungsreifen 
Eintragungen übernommen werden, wenn der Be- 
troffene nach dem 1. Januar 1955 zu Zuchthausstrafe 
oder ab 1. Januar 1965 zu Freiheitsstrafe von mehr 
als drei Monaten verurteilt worden ist. Die Aus- 
schußfassung differenziert nicht nach der Strafart 
und bestimmt, daß eine innerhalb der letzten zehn 
Jahre vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes aus- 
gesprochene Freiheitsstrafe bis zu neun Monaten 
auf die Übernahme anderer Verurteilungen ohne 
Einfluß bleibt (Absatz 3 Nr. 1). Hierdurch wird ein 


25 



Drucksache VI/1550 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


weiterer Kreis Betroffener begünstigt. Die höhere 
Strafgrenze erscheint auch im Hinblick darauf ge- 
rechtfertigt, daß die regelmäßige Mindestfreiheits- 
strafe durch § 14 StGB in der Fassung des Ersten 
Gesetzes zur Reform des Strafrechts erhöht worden 
ist. 

Absatz 4 ist neu eingefügt. Er trifft entsprechend 
einem Vorschlag des Bundesrates eine Übernahme- 
regelung für Verwaltungsentscheidungen. An der 
Übernahme weiter zurückliegender Entscheidungen 
besteht kein Interesse. Hinsichtlich des Datums — 
23. Mai 1945 — hat sich der Ausschuß an einen 
Vorschlag der Bundesregierung gehalten, um jeden- 
falls die Übernahme aller Verwaltungsentscheidun- 
gen auszuschließen, die funktionell noch der frühe- 
ren Reichsregierung und deren Behörden zuge- 
schrieben werden könnten, 

Absatz 3, Halbsatz 2 des Entwurfs ist durch Arti- 
kel 98 Abs. 3 des Ersten Gesetzes zur Reform des 
Strafrechts gegenstandslos geworden. Der erste 
Halbsatz wurde als Absatz 5 übernommen. 

Zu §§ 61 bis 64 (§§ 59 bis 62 £) 

Die Vorschriften der §§ 61 bis 64 entsprechen 
den §§59 bis 62 des Entwurfs. 

Zu § 65 

Diese Vorschrift bestimmt, daß künftig schon der 
Urteilstenor die angewendete Straf Vorschrift an- 
geben soll. Die Regelung bringt erhebliche Erleich- 
terungen für die vorgesehene Datenverarbeitung; 
sie trägt überdies dazu bei, daß der Urteilstenor die 
Tat, die Gegenstand der Verurteilung ist, klarer 
als bisher ausweist. 

Zu § 66 (§ 63 E) 

Die Vorschrift entspricht § 63 des Entwurfs und 
bringt in den Nummern 1 und 8 zwei weitere sich 
aus dem Bundeszentralregistergesetz ergebende 
Folgeänderungen für das Jugendgerichtsgesetz. 

Zu § 67 

Die Vorschrift enthält die übliche Ermächtigung 
zur Neubekanntmachung. Sie ist wegen der zahl- 
reichen Änderungen, die das Jugendgerichtsgesetz 
durch dieses Gesetz erfährt und durch frühere Ge- 
setze bereits erfahren hat, notwendig, damit Schwie- 
rigkeiten in der Praxis soweit wie möglich vermie- 
den werden. 

Zu § 68 (§ 64 E) 

Der Ausschuß hat § 64 des Entwurfs in zwei 
Punkten sachlich geändert: 

Die Gebühr wird auf 5,00 DM erhöht; davon stehen 
(vgl. Absatz 2) 3,00 DM dem Bund zu. Aus diesem 
Gebührenaufkommen sollen die voraussichtlichen 
Kosten für das Führungszeugnis abgedeckt werden. 


Durch den neuen Absatz 2 wird — im Einverneh- 
men mit den Ländern — klargestellt, daß 

a) die Melldebehörden für ihre Mitwirkung nach 
§ 28 (Entgegennahme, Prüfung und Weiterlei- 
tung des Antrags auf Ausstellung eines Füh- 
rungszeugnisses) einen Teil der Gebühr erhal- 
ten (vgl. Nr. 24 der Stellungnahme des Bundes- 
rates) , 

b) der Antragsteller nur eine einheitMche Gebühr 
zu entrichten hat (vgl. Auffassung der Bundes- 
regierung zu Nr. 24 der Stellungnahme des Bun- 
desrates). 

Zu §§ 69, 70 (§§ 65, 67 E) 

Die Vorschriften entsprechen wörtlich §§ 65, 67 
des Entwurfs. 

Zu § 71 (§§ 68, 69 E) 

Die neue Vorschrift tritt an die Stelle der §§68 
und 69 des Entwurfs und bringt folgende Ände- 
rungen : 

Das Gesetz tritt einheitlich am 1. Januar 1972 
in Kraft. Hierdurch wird zunächst erreicht, daß das 
gesamte Gesetz und damit wesentliche Vorschrif- 
ten, die dem Schutz des Betroffenen dienen (vgl. 
z. B. §§ 39 bis 42), früher in Kraft treten. Zugleich 
werden Schwierigkeiten vermieden, die zu erwar- 
ten wären, wenn in der Übergangszeit altes und 
neues 'Recht nebeneinander gültig wäre. Anderer- 
seits ist eine angemessene Vorbereitungszeit er- 
forderlich, um die mit der Durchführung des Geset- 
zes befaßten Behörden mit den neuen Vorschriften 
vertraut zu machen. » 

Der Aufbau des Bundeszentralregisters und die 
damit verbundene Umstellung auf elektronische 
Datenverarbeitung lassen sich nur schrittweise ver- 
wirklichen. Bis Ende 1976 soll die Übernähme — 
die länderweise vorgesehen ist — abgeschlossen 
sein. 

Wenn gleichwohl alle Vorschriften des Gesetzes 
bereits am 1. Januar 1972 in Kraft treten sollen, 
müssen die Aufgaben des Zentral- und des Erzie- 
hungsregisters nach diesem Gesetz vorläufig von 
den bisher für die Führung des Strafregisters und 
der Erziehungäkartei zuständigen Behörden der 
Länder währgenommen werden. Der damit ver- 
bundenen Mehr'belastung der Länder — deren Be- 
dienstete ■ sich mit Vorschriften vertraut machen 
müssen, die nur für kurze Zeit in ihrem Bereich 
gelten — ^ steht der übergeordnete Gedanke gegen- 
über, daß nur so im gesamten Bereich des Bundes 
die rechtspolitisch erwünschten Vorteile des Ge- 
setzes zum frühestmöglichen Zeitpunkt gleichzei- 
tig in Kraft treten können. Das bisherige Bundes- 
strafregister wird ab 1. Januar 1972 als Bundes- 
zentralregister mit zunächst unveränderter Zustän- 
digkeit (nämlich für Personen, die nicht im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes geboren sind) über- 
nommen, Der Bestand dieses Registers soll als 
erster auf die elektronische Datenverarbeitungs- 
anlage übertragen werden. 

In diesem Zusammenhang muß betont werden, 
daß bereits zum 1. Januar 1972 in allen Bereichen 
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(also in den bisherigen iStrafregistern der Länder 
und dem Bundesstrafregister) frühere Eintragun- 
gen nach Maßgabe des § 60 Abs. 2 bis 4 zu entfer- 
nen sind. 

Solange die bisher zuständigen Behörden der 
Länder in der Übergangszeit Aufgaben nach die- 
sem Gesetz erfüllen, steht den Ländern auch der 


Teil der in § 68 Abs. 1 bezeichneten Gebühr zu, der 
sonst an die Bundeskasse abzuführen wäre (Ab- 
satz 4). Es wird Sache der Länder sein, durch Ver- 
waltungsvereinbarung eine pauschalierte Abrech- 
nung oder den Verzicht auf gegenseitige Erstattung 
in den Fällen zu erreichen, in denen der Antrag 
nicht in einem Land gestellt wird, das ihn auch zu 
bearbeiten hat. 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den -von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über das Zentralregister 
und das Erziehungsregister (Bundeszentralregi- 
stergesetz — BZRG) — Drucksache VI/477 — 
in der anliegenden Fassung anzunehmen ; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 7. Dezember 1970 


Der Sonderausschuß für die Strafrechtsreform 


Dr. Müller-Emmert 

Vorsitzender 


Dr. Eyrich Frau Dr. Diemer-Nicolaus 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des Sonderausschusses für die 
Strafrechtsreform 


Entwurf eines Gesetzes 

über das Zentralregister und das Erziehungsregister 
(Bundeszentralregistergesetz — BZRG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 
Das Zentralregister 

ERSTER ABSCHNITT 
Registerbehörde 

§ 1 

Bundeszentralregister 

Für den Geltungsbereich dieses Gesetzes führt 
der Generalbundesanwalt bei dem Bundesgerichts- 
hof ein zentrales Register (Bundeszentralregister). 

§ 2 

Sitz und Aufbau 

(1) Das Bundeszentralregister wird in Berlin ge- 
führt. 

(2) Die näheren Bestimmungen über den Aufbau 
der Registerbehörde trifft der Bundesminister der 
Justiz. Soweit die Bestimmungen die Erfassung und 
Aufbereitung der Daten sowie die Auskunftsertei- 
lung betreffen, ist die Zustimmung des Bundesrates 
erforderlich. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Inhalt und Führung des Registers 

§3 

Inhalt des Registers 

In das Register werden eingetragen 

1. strafgerichtliche Verurteilungen (§§ 4 bis 9), 

2. Entmündigungen (§ 10 Abs. 1), 

3. Entscheidungen von Verwaltungsbehörden (§ 11), 

4. Vermerke über Zurechnungsunfähigkeit (§ 12 
Abs. 1), 

5. Entscheidungen über Unterbringungen (§ 13 

Abs. 1), 


6. nachträgliche Entscheidungen, die sich auf eine 
der in Nummern 1 bis 5 genannten Eintragungen 
beziehen (§ 10 Abs. 2, § 13 Abs. 2, §§ 14 bis 19). 

§ 4 

Verurteilungen 

(1) In das Register sind die rechtskräftigen Ver- 
urteilungen einzutragen, durch die ein deutsches 
Gericht im Geltungsbereich dieses Gesetzes wegen 
einer mit Strafe bedrohten Handlung 

1. auf Strafe erkannt, 

2. eine Maßregel der Sicherung und Besserung an- 
geordnet oder 

3. nach § 27 des Jugendgerichtsgesetzes die Schuld 
eines Jugendlichen oder Heranwachsenden fest- 
gestellt hat. 

(2) Verurteilungen wegen einer Übertretung, die 
ausschließlich auf Geldstrafe lauten, sind nicht ein- 
zutragen. 

§ 5 

Inhalt der Eintragung 

(1) Einzutragen sind 

1. die genaue Bezeichnung des Verurteilten, 

2. die entscheidende Stelle samt Geschäftsnummer, 

3. der Tag der Verurteilung, bei Strafbefehlen und 
Strafverfügungen der Tag der Unterzeichnung 
durch den Richter, 

4. die rechtliche Bezeichnung der Tat, deren der 
Verurteilte schuldig gesprochen worden ist, unter 
Angabe der angewendeten Strafvorschriften, 

5. alle Haupt- und Nebenstrafen, der kraft Gesetzes 
eingetretene Verlust und die Aberkennung der 
in § 31 Abs. 1, 5 des Strafgesetzbuchs bezeichne- 
ten Fähigkeiten und Rechte sowie alle in der Ent- 
scheidung neben einer Strafe oder neben Frei- 
sprechung oder selbständig angeordneten oder 
zugelassenen Nebenfolgen und Maßregeln der 
Sicherung und Besserung einschließlich der Ein- 
ziehung, der Unbrauchbarmachung und des Ver- 
falls. 

(2) Enthält eine Entscheidung mehrere Verurtei- 
lungen, von denen nur ein Teil registerpflichtig ist, 
so sind alle Verurteilungen einzutragen. Die An- 
ordnung von Erziehungsmaßregeln und Zuchtmit- 
teln sowie von Nebenstrafen und Nebenfolgen, auf 
die bei Anwendung von Jugendstrafrecht erkannt 
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worden ist, wird in das Register nur eingetragen, 
wenn sie mit einem Schuldspruch nach § 27 des 
Jugendgerichtsgesetzes, einer Verurteilung zu Ju- 
gendstrafe oder der Anordnung einer Maßregel der 
Sicherung und Besserung verbunden ist. 

(3) Ist auf Geldstrafe erkannt, so ist auch die im 
Falle der Uneinbringlichkeit an ihre Stelle tretende 
Ersatzfreiheitsstrafe einzutragen. 

§6 

Tag der Verurteilung 

Weicht die Entscheidung im höheren Rechtszug 
von der Entscheidung im ersten Rechtszug ab, so 
sind der Tag der Entscheidung im ersten und der 
Tag der Entscheidung im höheren Rechtszug einzu- 
tragen. 

§ 7 

Gesamtstrafe und Einheitsstrafe 

Wird aus mehreren Einzelstrafen nachträglich 
eine Gesamtstrafe gebildet oder eine einheitliche 
Jugendstrafe festgesetzt, so ist auch diese in das 
Register einzutragen. 

§ 8 

Strafaussetzung zur Bewährung 

(1) Wird die Vollstreckung einer Strafe zur Be- 
währung ausgesetzt, so ist dies in das Register ein- 
zutragen. Dabei ist das Ende der Bewährungszeit zu 
vermerken. 

(2) Hat das Gericht den Verurteilten nach § 24 c 
des Strafgesetzbuchs der Aufsicht und Leitung eines 
Bewährungshelfers unterstellt, so ist auch diese Ent- 
scheidung einzutragen. 

(3) Wird die Entscheidung über die Verhängung 
einer Jugendstrafe zur Bewährung ausgesetzt (§ 27 
des Jugendgerichtsgesetzes), so ist das Ende der 
Bewährungszeit einzutragen. 

§9 

Sperre für Fahrerlaubnis 

Hat das Gericht die Erteilung einer Fahrerlaub- 
nis auf Zeit untersagt, so ist das Ende der Sperrfrist 
einzutragen. 

§ 10 

Entmündigungen 

(1) In das Register sind die gerichtlichen Entschei- 
dungen einzutragen, durch die jemand entmündigte 
wird. 

(2) Wird die Entmündigung wiederaufgehoben 
(§§ 675, 679, 685, 686 der Zivilprozeßordnung), so 
ist auch diese Entscheidung einzutragen. 

§ 11 

Entscheidungen von Verwaltungsbehörden 

In das Register sind die nicht mehr anfechtbaren 
Entscheidungen einer Verwaltungsbehörde einzu- 
tragen, durch die 


1. ein Ausländer aus dem Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ausgewiesen oder durch die ihm die 
Ausreise untersagt wird, 

2. ein Ausländer abgeschoben oder das Vorliegen 
der Voraussetzungen für die Abschiebung fest- 
gestellt wird, 

3. von einer deutschen Behörde die Entfernung 
eines Mitgliedes einer Truppe oder eines zivilen 
Gefolges der Stationierungsstreitkräfte nach 
Artikel III Abs. 5 des NATO-Truppenstatuts ver- 
langt wird, 

4. wegen Unzuverlässigkeit, Ungeeignetheit oder 
Unwürdigkeit 

a) ein Antrag auf Zulassung zu einem Beruf 
oder Gewerbe abgelehnt oder eine erteilte 
Erlaubnis zurückgenommen, 

b) die Ausübung eines Berufes oder Gewerbes 
untersagt, 

c) die Befugnis zur Einstellung oder Ausbil- 
dung von Auszubildenden entzogen oder 

d) die Beschäftigung und Beaufsichtigung von 
Kindern und Jugendlichen verboten wird; 

richtet sich die Entscheidung nicht gegen eine 
natürliche Person, so ist die Eintragung bei der 
'vertretungsberechtigten natürlichen Person vor- 
zunehmen, die unzuverlässig, ungeeignet oder 
unwürdig ist, 

5. ein Paß versagt, entzogen oder in seinem Gel- 
tungsbereich beschränkt wird, 

6. a) wegen Gefahr der mißbräuchlichen Verwen- 

dung die Ausübung der tatsächlichen Ge- 
walt über Schußwaffen, Munition und Ge- 
schosse mit pyrotechnischer Wirkung unter- 
sagt wird, 

b) die Erteilung eines Waffenerwerbsscheins, 
eines Munitionserwe^bsscheins oder eines 
Waffenscheins wegen Unzuverlässigkeit oder 
fehlender körperlicher Eignung abgelehnt, zu- 
rückgenommen oder widerrufen wird. 

§ 12 

Zurechnungsunfähigkeit 

(1) In das Register sind einzutragen 

1. Verfügungen einer Strafverfolgungsbehörde, 
durch die ein Strafverfahren wegen erwiesener 
oder nicht auszuschließender Zurechnungsun- 
fähigkeit des Beschuldigten (§ 51 Abs. 1, § 55 
Abs. 1 des Strafgesetzbuchs) eingestellt wird, 

2. gerichtliche Entscheidungen, durch die wegen er- 
wiesener oder nicht auszusctiließender Zurech- 
nungsunfähigkeit 

a) der Beschuldigte außer Verfolgung gesetzt 
oder freigesprochen wird, 

b) die Eröffnung des Hauptverfahrens gegen 
den Beschuldigten abgelehnt wird, 

3. gerichtliche Entscheidungen, durch die der An- 
trag der Staatsanwaltschaft, den Beschuldigten in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt unterzubringen 
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(§ 429 a der Strafprozeßordnung), mit der Begrün- 
dung abgelehnt wird, daß die öffentliche Sicher- 
heit die Unterbringung nicht erfordere, 

4. gerichtliche Entscheidungen und Verfügungen 
einer Strafverfolgungsbehörde, durch die ein 
Strafverfahren eingestellt wird, weil der Be- 
schuldigte nach der Tat in Geisteskrankheit ver- 
fallen ist, 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn lediglich die feh- 
lende Verantwortlichkeit eines Jugendlichen (§ 3 des 
Jugendgerichtsgesetzes) festgestellt wird oder nicht 
ausgeschlossen werden kann. 

§ 13 

Unterbringung 

(1) In das Register sind gerichtliche Entscheidun- 
gen einzutragen, durch die jemand auf Grund lan- 
desrechtlicher Vorschriften wegen Geisteskrankheit, 
Geistesschwäche, Rauschgift- oder Alkoholsucht 
nicht nur einstweilig untergebracht wird. 

(2) In das Register ist auch der Tag einzutragen, 
an dem die Unterbringung endgültig erledigt ist. 

§ 14 

Nachträgliche Entscheidungen nach allgemeinem 
Strafrecht 

In das Register sind einzutragen 

1. die Aussetzung des Straf restes nach § 26 des 
Strafgesetzbuchs; dabei ist das Ende der Be- 
währungszeit zu vermerken, 

2. die nachträgliche Unterstellung des Verurteil- 
ten unter die Aufsicht und Leitung eines Bewäh- 
rungshelfers sowie die Abkürzung oder Ver- 
längerung der Bewährungszeit nach §§ 24 d, 
24 Abs. 2 Satz 2 und § 26 Abs. 3 des Straf- 
gesetzbuchs, 

3. der Erlaß oder Teilerlaß der Strafe nach § 25 a 
Abs. 1 und § 26 Abs. 3 des Strafgesetzbuchs, 

4. die Entlassung nach § 42 f Abs. 2 des Strafge- 
setzbuchs sowie die Anordnung nach § 42 g 
Abs. 1 Satz 2 des Strafgesetzbuchs; ist gleich- 
zeitig oder nachträglich ein Bewährungshelfer 
bestellt worden, so ist dies zu vermerken, 

5. die Anordnung der Vollstreckung nach § 42 h 
Abs. 3 des Strafgesetzbuchs, 

6. die Aufhebung der Untersagung der Berufs- 
ausübung nach § 421 Abs. 4 des Strafgesetz- 
buchs, 

7. die vorzeitige Aufhebung der Sperre für die 
Erteilung einer Fahrerlaubnis nach § 42 n Abs. 7 
des Strafgesetzbuchs, 

8. der Widerruf der Strafaussetzung zur Bewäh- 
rung nach § 25 des Strafgesetzbuchs, des Straf- 
erlasses nach § 25 a Abs. 2 des Strafgesetz- 
buchs, der Aussetzung des Strafrestes nach § 26 
Abs. 3 des Strafgesetzbuchs und der Aufhebung 


der Untersagung der Berufsausübung nach § 42 1 
Abs. 4 des Strafgesetzbuchs, 

9. die Aufhebung der Unterstellung unter die Auf- 
sicht und Leitung eines Bewährungshelfers nach 
§ 24 d des Strafgesetzbuchs, 

10. die Wiederverleihung von Rechten und Fähig- 
keiten nach § 33 des Strafgesetzbuchs. 

§ 15 

Nachträgliche Entscheidungen nach Jugendstrafrecht 

(1) In das Register sind einzutragen 

1. die Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewährung 
durch Beschluß nach § 57 des Jugendgerichtsge- 
setzes; dabei ist das Ende der Bewährungszeit 
zu vermerken, 

2. die Entlassung des Verurteilten zur Bewährung 
sowie das Ende der Bewährungszeit und die 
endgültige Entlassung des Verurteilten nach 
§§ 88, 89 des Jugendgerichtsgesetzes, im Falle 
des § 89 auch die Dauer der festgesetzten be- 
stimmten Jugendstrafe, 

3. die Abkürzung oder Verlängerung der Bewäh- 
rungszeit nach § 22 Abs. 2 Satz 2, § 28 Abs. 2 
Satz 2, § 88 Abs. 5 Satz 2, § 89 Abs. 2 des Jugend- 
gerichtsgesetzes, 

4. der Erlaß oder Teilerlaß der Jugendstrafe nach 
§§ 26 >a, 88 Abs. 5 Satz 2, § 89 Abs. 2 des Jugend- 
gerichtsgesetzes, 

5. die Beseitigung des Strafmakels nach § 97 des 
Jugendgerichtsgesetzes, 

6. der Widerruf der Aussetzung der Jugendstrafe 
nach § 26 des Jugendgerichtsgesetzes sowie der 
unter Nummern 1 , 2 und 5 bezeichneten Entschei- 
dungen. 

(2) Wird nach § 30 Abs. 1 des Jugendgerichts- 
gesetzes auf Jugendstrafe erkannt, so ist auch diese 
in das Register einzutragen. Die Eintragung über 
einen Schuldspruch wird aus dem Register ent- 
fernt, wenn der Schuldspruch 

1. nach § 30 Abs. 2 des Jugendgerichtsgesetzes 
getilgt wird oder 

2. nach § 31 Abs. 2, § 66 des Jugendgerichtsgesetzes 
in eine Entscheidung einbezogen wird, die in das 
Erziehungsregister einzutragen ist. 

§ 16 

Gnadenerweise und Amnestien 

In das Register sind einzutragen 

1. die Aussetzung einer im Register eingetragenen 
Strafe oder einer Maßregel der Sicherung und 
Besserung sowie deren Widerruf; wird eine 
Bewährungszeit festgesetzt, so ist auch deren 
Ende zu vermerken, 

2. der Erlaß, der Teilerlaß, die Ermäßigung oder die 
Umwandlung einer im Register eingetragenen 
Strafe oder einer Maßregel der Sicherung und 
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Besserung sowie die Aufhebung des Verlustes 
von Rechiten und Fähigkeiten, die der Verurteilte 
nach dem Strafgesetz infolge der Verurteilung 
verloren hatte, 

§ 17 

Eintragung der Vollstreckung 

In das Register ist der Tag einzutragen, an dem 
die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder eine 
mit Freiheitsentziehung verbundene Maßregel der 
Sicherung und Besserung beendet oder auf andere 
Weise erledigt. 

§ 18 

Wiederaufnahme des Verfahrens 

(1) In das Register ist der rechtskräftige Beschluß 
einzutragen, durch den das Gericht wegen einer 
registerpflichtigen Verurteilung die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens anordnet (§ 370 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung) . 

(2) Ist die endgültige Entscheidung in dem Wie- 
deraufnahmeverfahren (§§ 371, 373 der Strafprozeß- 
ordnung) rechtskräftig geworden, so wird die Ein- 
tragung nach Absatz 1 aus dem Register entfernt. 
Wird durch die Entscheidung das frühere Urteil auf- 
rechterhalten, so wird dies im Register vermerkt. 
Andernfalls wird die auf die erneute Hauptverhand- 
lung ergangene Entscheidung in das Register einge- 
tragen, wenn sie eine registerpflichtige Verurteilung 
enthält; die frühere Eintragung wird aus dem Re- 
gister entfernt. 

§ 19 

Aufhebung von Entscheidungen 

(1) Wird eine Entmündigung auf Anfechtungs- 
klage aufgehoben (§§ 672, 684 der Zivilprozeßord- 
nung), so wird die Eintragung der Entmündigung 
aus dem Register entfernt. 

(2) Entsprechend wird verfahren, wenn 

1. eine nach § 11 eingetragene Verfügung aufgeho- 
ben oder durch eine neue Verfügung gegen- 
standslos wird, 

2. die Verwaltungsbehörde eine befristete Ent- 
scheidung erlassen oder in der Mitteilung an das 
Register bestimmt hat, daß die Entscheidung nur 
für eine bestimmte Frist eingetragen werden soll, 
und diese Frist abgelaufen ist. 

§20 

Mitteilungen zum Register 

Die Gerichte und Behörden teilen dem Bundes- 
zentralregister die einzutragenden Entscheidungen, 
Feststellungen und Tatsachen mit. 


§ 21 

Hinweispflicht der Registerbehörde 

(1) Erhält das Register eine Mitteilung über 

1. einen Schuldspruch (§ 4 Abs. 1 Nr. 3), 

2. die Aussetzung einer Strafe zur Bewährung (§ 8 
Abs. 1, § 15 Abs. 1 Nr. 1), 

3. die Aussetzung des Strafrestes (§ 14 Nr. 1), 

4. den Erlaß oder Teilerlaß der Strafe (§ 14 Nr. 3), 

5. die Entlassung des Verurteilten aus der Unter- 
bringung oder eine Anordnung nach § 42 g 
Abs. 1 Satz 2 des Strafgesetzbuchs (§14 Nr, 4), 

6. die Aufhebung der Untersagung der Berufsaus- 
übung (§ 14 Nr. 6), 

7. die Entlassung des Verurteilten zur Bewährung 
(§ 15 Abs. 1 Nr. 2), 

8. die Beseitigung des Strafmakels (§ 15 Abs, 1 
Nr. 5), 

9. die Aussetzung einer Strafe oder Maßregel dei 
Sicherung und Besserung im Gnadenwege (§ 16 
Nr. 1), 

so wird die Behörde, welche die Mitteilung gemacht 
hat, von der Registerbehörde unterrichtet, wenn 
eine Strafnachricht eingeht, bevor sich aus dem 
Register ergibt, daß die Entscheidung nicht mehr 
widerrufen werden kann. In den Fällen der Num- 
mer 5 und, soweit eine Maßregel der Sicherung 
und Besserung ausgesetzt ist, auch in den Fällen 
der Nummer 9 stehen einer Strafnachricht Mittei- 
lungen nach § 12 Abs. 1, § 13 gleich. 

(2) Das gleiche gilt, wenn eine Mitteilung über 
die Bewilligung einer weiteren in Absatz 1 bezeich- 
neten Anordnung, ein Suchvermerk oder eine Steck- 
briefnachricht eingeht. 

(3) Wird eine in Absatz 1 bezeichnete Entschei- 
dung widerrufen und ist im Register eine weitere 
Entscheidung nach Absatz 1 eingetragen, so hat 
die Registerbehörde die Behörde, welche die wei- 
tere Entscheidung mitgeteilt hat, von dem Wider- 
ruf zu benachrichtigen. 

§ 22 

Entfernung von Eintragungen 

(1) Eintragungen über Personen, deren Tod der 
Registerbehörde glaubhaft gemacht wird, werden 
aus dem Register entfernt. 

(2) Eintragungen, die eine über 90 Jahre alte 
Person betreffen, werden ebenfalls aus dem Re- 
gister entfernt. 

§ 23 

Anordnung der Entfernung 

(1) Der Generalbundesanwalt kann auf Antrag 
oder von Amts wegen im Benehmen mit der Stelle, 
welche die Entscheidung getroffen hat, insbesondere 
im Interesse der Rehabilitation des Betroffenen an- 
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ordnen, daß Eintragungen nach §§ 11, 12 Abs. 1, 
§13 aus dem Register entfernt werden, soweit nicht 
das öffentliche Interesse einer solchen Anordnung 
entgegensteht. Vor seiner Entscheidung soll er in 
den Fällen des § 12 Abs. 1 und des § 13 einen in der 
Psychiatrie erfahrenen medizinischen Sachverstän- 
digen hören. 

(2) Gegen die Ablehnung eines Antrages auf Ent- 
fernung einer Eintragung steht dem Antragsteller 
innerhalb zwei Wochen nach der Bekanntgabe der 
Entscheidung die Beschwerde zu. Hilft der General- 
bundesanwalt der Beschwerde nicht ab, so entschei- 
det der Bundesminister der Justiz. 

§24 

Zu Unrecht entfernte Eintragungen 

Eine Eintragung, die zu Unrecht aus dem Register 
entfernt worden ist, darf nur mit Genehmigung des 
Generalbundesanwalts wieder in das Register auf- 
genommen werden. Vor der Entscheidung ist dem 
Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme zu ge- 
ben. 


DRITTER ABSCHNITT 

Steckbriefnachrichten und Suchvermerke 

§ 25 

Niederlegung 

Behörden können Suchvermerke und, wenn sie 
dafür zuständig sind, auch Steckbriefnachrichten im 
Register niederlegen. . 

§26 

Behandlung 

(1) Enthält das Register eine Eintragung oder 
erhält es eine Mitteilung über den Gesuchten, so 
gibt die Registerbehörde der anfragenden Behörde 
das Datum und die Geschäftsnummer der Entschei- 
dung sowie die mitteilende Behörde bekannt. Ent- 
sprechend ist zu verfahren, wenn ein Antrag auf 
Erteilung eines Führungszeugnisses oder auf Aus- 
kunft aus dem Register eingeht. 

(2) Liegen von verschiedenen Behörden Anfragen 
vor, welche dieselbe Person betreffen, so ist jeder 
Behörde von der Anfrage der anderen Behörde Mit- 
teilung zu machen. Entsprechendes gilt, wenn Anfra- 
gen von derselben Behörde unter verschiedenen 
Geschäftsnummern vorliegen. 

§27 

Erledigung 

(1) Erledigt sich eine Anfrage vor Ablauf von 
drei Jahren seit der Niederlegung, so ist dies der 
Registerbehörde mitzuteilen. 


(2) Die Nachricht wird entfernt, wenn ihre Erle- 
digung mitgeteilt wird, spätestens jedoch nach Ab- 
lauf von drei Jahren seit der Niederlegung. 


VIERTER ABSCHNITT 
Auskunft aus dem Zentralregister 

1. Führungszeugnis 

§28 

Antrag 

(1) Jeder Person, die das 14. Lebensjahr vollendet 
hat, wird auf Antrag ein Zeugnis über den sie be- 
treffenden Inhalt des Zentralregisters erteilt (Füh- 
rungszeugnis). Hat der Betroffene einen gesetzlichen 
Vertreter, so ist auch dieser antragsberechtigt. Ist 
der Betroffene geschäftsunfähig, so ist nur sein ge- 
setzlicher Vertreter antragsberechtigt. 

(2) Der Antrag ist bei der Meldebehörde zu stel- 
len. Sie hat die Angaben des Antragstellers zur Per- 
son nachzuprüfen. 

(3) Wohnt der Antragsteller außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes, so kann er den An- 
trag unmittelbar bei dem Bundeszentralregister stel- 
len. Zugleich soll er seine Identität glaubhaft ma- 
chen. 

(4) Die Übersendung des Führungszeugnisses an 
eine andere Person als den Antragsteller ist nicht 
2 rulässig. 

(5) Wird das Führungszeugnis zur Vorlage bei 
einer Behörde beantragt, so ist es der Behörde un- 
mittelbar zu übersenden. Die Behörde hat dem 
Antragsteller auf Verlangen Einsicht in das Füh- 
rungszeugnis zu gewähren. Der Antragsteller kann 
verlangen, daß das Führungszeugnis, wenn es Ein- 
tragungen enthält, zunächst an ein von ihm benann- 
tes Amtsgericht zur Einsichtnahme durch ihn über- 
sandt wird. Die Meldebehörde hat den Antrag- 
steller in den Fällen, in denen der Antrag bei ihr 
gestellt wird, auf diese Möglichkeit hinzuweisen. 
Das Amtsgericht darf die Einsicht nur dem Antrag- 
steller persönlich gewähren. Nach Einsichtnahme ist 
das Führungszeugnis an die Behörde weiterzuleiten 
oder, falls der Antragsteller dem widerspricht, vom 
Amtsgericht zu vernichten. 

§29 

Erteilung des Führungszeugnisses an Behörden 

Behörden erhalten über eine bestimmte Person 
ein Führungszeugnis, soweit sie es zur Erledigung 
ihrer hoheitlichen Aufgaben benötigen und eine 
Aufforderung an den Betroffenen, ein Führungs- 
zeugnis vorzulegen, nicht sachgemäß ist oder erfolg- 
los bleibt. Die Behörde hat dem Betroffenen auf 
Verlangen Einsicht in das Führungszeugnis zu ge- 
währen. 
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§ 30 

Inhalt des Führungszeugnisses 

(1) In das Führungszeugnis werden die im zwei- 
ten Abschnitt bezeichneten Eintragungen aufgenom- 
men. 

(2) Nicht aufgenommen werden 

1. Verurteilungen, durch die nach § 27 des Jugend- 
gerichtsgesetzes die Schuld eines Jugendlichen 
oder Heranwachsenden festgestellt worden ist, 

2. Verurteilungen, durch die auf Jugendstrafe von 
nicht mehr als zwei Jahren erkannt worden list, 
wenn Strafaussetzung oder Entlassung zur Be- 
währung bewilligt und diese Entscheidung nicht 
widerrufen worden ist, 

3. Verurteilungen, durch die auf Jngendstrafe er- 
kannt worden ist, wenn der Strafmakel als besei- 
tigt erklärt und die Beseitigung nicht widerrufen 
worden ist, 

4. Verurteilungen, durch die auf Geldstrafe erkannt 
worden ist, wenn die Ersatzfreiheitsstrafe 

a) nicht mehr als einen Monat beträgt und keine 
Freiheitsstrafe im Register eingetragen ist, 

b) mehr als einen Monat, aber nicht mehr als 
drei Monate beträgt und im Register keine 
weitere Strafe eingetragen ist, 

5. Verurteilungen, durch die auf Freiheitsstrafe von 
nicht mehr als drei Monaten erkannt worden ist, 
wenn im Register keine weitere Strafe einge- 
tragen ist, 

6. Verurteilungen, durch die Maßregeln der Siche- 
rung imid Besserung, Nebenstrafen oder Neben- 
folgen allein oder in Verbindung miteinander 
oder in Verbindung mit) Erziehungsmaßregeln 
oder Zuchtmitteln angeordnet worden sind, 

7. Verurteilungen, bei denen die Wiederaufnahme 
des gesamten Verfahrens vermerkt ist; ist die 
Wiederaufnahme nur eines Teils des Verfahrens 
angeordnet, so ist im Führungszeugnis darauf 
hinzuweisen, 

8. Eintragungen nach § 10, wenn die Entmündigung 
wiederaufgehoben worden ist (§10 Abs. 2), 

9. Eintragungen nach §§ 11, 12 Abs. 1 und § 13. 

(3) In ein Führungszeugnis für Behörden (§ 28 
Abs. 5, § 29) sind entgegen Absatz 2 auch aufzu- 
nehmen 

1. Verurteilungen, durch welche die Unterbringung 
in einer Heil- oder Pflegeanstalt, einer Trinker- 
heilanstalt oder einer Entziehungsanstalt ahge- 
ordnet worden ist, 

2. Eintragungen nach § 11, wenn die Entscheidimg 
nicht länger als zehn Jahre zurückliegt, 

3. Eintragungen nach i§ 12 Abs. 1. 


§ 31 

Nichtaufnahme von Verurteilungen nach Fristablauf 

(1) Nach Ablauf einer bestimmten Frist werden 
Verurteilungen nicht mehr in das Führungszeugnis 
aufgenommen. 

(2) Dies gilt nicht 

1. bei Verurteilungen, durch die auf lebenslange 
Freiheitsstrafe erkannt oder Sicherungsverwah- 
rung angeordnet worden ist, 

2. bei Verurteilungen, durch welche die Unterbrin- 
gung in einer Heil- oder Pflegeanstalt angeord- 
net worden ist, wenn ein Führungszeugnis für 
Behörden (§ 28 Abs. 5, § 29) beantragt wird. 

§ 32 

Länge der Frist 

(1) Die Frist, nach deren Ablauf eine Verurtea- 
lung nicht mehr in das Führungszeugnis aufgenom- 
men wird, beträgt 

1. drei Jahre 

bei Verurteilungen zu 

a) Geldstrafe und Freiiheitsstrafe von nicht mehr 
mehr als drei Monaten, wenn die Voraus- 
setzungen des ,'§ 30 Abs. 2 nicht vorliegen, 

b) Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten, 
aber nicht mehr als einem Jahr, wenn die 
Vollstreckung der Strafe oder eines Straf- 
restes )Zur Bewährung ausgesetzt worden, 
diese Entscheidung nicht widerrufen worden 
und im Register keine weitere Freiheitsstrafe 
eingetragen ist, 

c) Jugendstrafe von nicht mehr als einem Jahr, 
wenn die Voraussetzungen des § 30 Abs. 2 
nicht vorliegen, 

d) Jugendstrafe von mehr als zwei Jahren, 
Wenn die Reststrafe nach Ablauf der Be- 
währungszeit erlassen worden ist, 

2. fünf Jahre in den übrigen Fällen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 Buch- 
stabe d, Nr. 2 verlängert sich die Frist um die 
Dauer der Freiheitsstrafe. 

§ 33 

Gesamtstrafe, Einheitsstrafe und 
Nebenentscheidungen 

(1) Ist eine Gesamtstrafe oder eine einheitliche 
Jugendstrafe gebildet oder ist nach § 30 Abs. 1 des 
Jugendgerichtsgesetzes auf Jugendstrafe erkannt 
worden, so ist allein die neue Entscheidung für § 30 
Abs. 2 und § 32 maßgebend. 

(2) In den Fällen des § 32 bleiben Ersatzfreiheits- 
strafen, Nebenstrafen, Nebenfolgen und neben Frei- 
heitsstrafe ausgesprochene Geldstrafen bei der Fest- 
stellung der Frist unberücksichtigt. 
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§ 34 

Beginn der Frist 

Die Frist 'beginnt mit dem Tag des ersten Urteils, 
bei Strafbefeihlen und Strafverfügungen mit dem 
Tag der Unterzeidmunig durdi den Riditer. Dieser 
Tag bleibt audi maßgebend, wenn 

1. eine Gesamtstrafe oder eine einheitliche Jugend- 
strafe gebildet, 

2. nach § 30 Abs. 1 des Jugendgerichtsgesetzes auf 
Jugendstrafe erkannt wird oder 

3. eine Entscheidung im Wiederaufnahmeverfahren 
ergeht, die eine registerpflichtige Verurteilung 
enthält, 

§ 35 

Ablaufhemmung 

(1) Hat ein Verurteilter infolge der Verurteilung 
die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden und 
Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, oder 
das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu wäh- 
len oder zu stimmen, verloren, so läuft die Frist 
nicht ab, solange er diese Fähigkeit oder dieses 
Recht nicht wiedererlangt hat. 

(2) Die Frist läuft ferner nicht ab, sofänge sich 
aus dem Register ergibt, daß die Vollstreckung einer 
Strafe oder eine Maßregel der Sicherung und Besse- 
rung mit Ausnahme der Untersagung der Erteilung 
einer Fahrerlaubnis noch nicht erledigt ist. 

§ 36 

Mehrere Verurteilungen 

(1) Sind im Register mehrere Verurteilungen ein- 
getragen, so sind sie alle in das Führungszeugnis 
aufzunehmen, solange eine von ihnen in das Zeug- 
nis aufzunehmen ist. 

(2) Außer Betracht bleiben 

1. Verurteilungen, die nur in ein Führungszeugnis 
für Behörden aufzimehmen sind (§ 30 Abs. 3, 
§ 31 Abs. 2 Nr. 2), 

2. Verurteilungen in den Fällen des § 30 Abs. 2 
Nr. 1 bis_3, 

3. Verurteilungen zu Freiheitsstrafe von nicht mehr 
als drei Monaten oder zu Geldstrafe, wenn die 
Ersatzfreiheitsstrafe nicht mehr als drei Monate 
beträgt. 

§ 37 

Anordnung der Niditaüfnahme von Verurteilungen 

(1) Der Generalbundesanwalt kann auf Antrag 
oder von Amts wegen anordnen, daß Verurteilun- 
gen entgegen diesem Gesetz nicht in das Führungs- 
zeugnis aufgenommen werden. Dies gilt nicht, so- 
weit das öffentliche Interesse der Anordnung ent- 
gegensteht. Wohnt der Betroffene im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes, so soll der Generalbundes- 
anwalt das erkennende Gericht und die sonst zu- 


ständige Behörde hören. Betrifft die Eintragung eine 
Verurteilung, durch welche die Unterbringimg in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt angeordnet worden 
ist, so soll er auch einen in der Psychiatrie erfahre- 
nen medizinischen Sachverständigen hören. 

(2) Hat der Verurteilte infolge der Verurteilung 
durch ein Gericht im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden 
und Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, 
oder das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu 
wählen oder zu stimmen, verloren, so darf eine An- 
ordnung nach Absatz 1 nicht ergehen, solange er 
diese Fähigkeit oder dieses Recht nicht wieder- 
erlatigt hat. 

(3) Gegen die Ablehnung einer Anordnung nach 
Absatz 1 steht dem Antragsteller innerhalb zwei 
Wochen nach der Bekanntgabe der Entscheidung die 
Beschwerde zu. Hilft der Generalbundesanwalt der 
Beschwerde nicht ab, so entscheidet der Bundes- 
minister der Justiz. 

§ 38 

Nachträgliche Verurteilung 

Wird eine weitere Verurteilimg im Register ein- 
getragen, so kommt dem Verurteilten eine Anord- 
nung nach § 37 nicht zugute^ solange diie spätere 
Eintragung in das Führungszeugnis aufzunehmen ist. 


2. Unbeschränkte Auskunft aus dem 
Zentralregister 

§ 39 

Umfang der Auskunft 

(1) Von Eintragungen, die in ein Führungszeugnis 

nicht aufgenommen werden, sowie von Steckbrief- 
nachrichten und Suchvermerken darf — unbeschadet 

der §§ 40 und 53 - — nur Kenntnis gegeben werden 

1. den Gerichten und Staatsanwaltschaften für 
Zwecke der Rechtspflege, 

2. den obersten Bundesr und Landesbehörden, 

3. dem Bundesamt und den Landesämtem für Ver- 
fassungsschutz, dem Bundesnachrichtendienst und 
dem Amt für Sicherheit der Bundeswehr für die 
diesen Behörden übertragenen Sicherheitsauf- 
gaben, 

4. den Finanzbehörden für die Verfolgung von 
Straftaten, die zu ihrer Zuständigkeit gehört, 

5. den Kriminaldienst verrichtenden Dienststellen 
der Polizei für Zwecke der Verhütung und Ver- 
folgung von Straftaten, 

6. den Einbürgerungsbehörden für Einbürgerungs- 
verfahren, 

7. den Ausländerbehörden, wenn sich die Auskunft 
auf einen Ausländer bezieht, 

8. den Gnadenbehörden für Gnadensachen. 
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(2) Eintragungen über Entmündigungen, die wie- 
deraufgehoben worden sind (§- 10 Abs. 2), und 
über Unterbringungen (§ 13) dürfen nicht nach 
Absatz 1 mitgeteilt werden; über sie wird nur den 
Gerichten und Staatsanwaltschaften für Zwecke der 
Rechtspflege Auskunft erteilt, 

(3) Verurteilungen zu Jugendstrafe dürfen nicht 
nach Absatz 1 mitgeteilt werden, wenn der Straf- 
makel als beseitigt erklärt ist; über sie wird nur 
noch den Strafgerichten und Staatsanwaltschaften 
für ein Strafverfahren gegen den Betroffenen Aus- 
kunft erteilt. 

(4) Die Auskunft nach den Absätzen 1 bis 3 wird 
nur auf ausdrückliches Ersuchen erteilt. Die in Ab- 
satz 1 genannten Stellen haben den Zweck anzu- 
geben, für den die Auskunft benötigt wird; sie darf 
nur für diesen Zweck verwertet werden. 

(5) Enthält eine Auskunft Verurteilungen, die in 
ein Führungszeugnis nicht aufzunehmen sind, so ist 
hierauf besonders hinzuweisen. 

§ 40 

Auskunft in besonderen Fällen 

(1) Einer Person, die das 14. Lebensjahr voll- 
endet hat, kann mit Genehmigung des General- 
bundesanwalts mitgeteilt werden, ob über sie Ein- 
tragungen im Register enthalten sind, die in ein 
Führungszeugnis nicht auf genommen werden, falls 
sie ein berechtigtes Interesse hieran darlegt. § 28 
Abs. 1 Satz 2, 3 gilt entsprechend. Wohnt der An- 
tragsteller im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so 
ist die Mitteilung an ein von ihm benanntes Amts- 
gericht zu senden, bei dem er die Mitteilung persön- 
lich einsehen kann. Nach Einsichtnahme ist die Mit- 
teilung vom Amtsgericht zu vernichten. 

(2) Der Generalbundesanwalt kann gestatten, daß 
für wissenschaftliche Forschungsvorhaben unbe- 
schränkt Auskunft aus dem Register erteilt wird, 
wenn und soweit die Bedeutung des Forschungsvor- 
habens dies rechtfertigt und die Gewähr besteht, 
daß ein Mißbrauch der bekanntzugebenden Eintra- 
gungen nicht zu befürchten ist. Der Generalbundes- 
anwalt darf in einem solchen Fall insbesondere die 
Namen der Betroffenen nur dann preisgeben, wenn 
ohne diese Preisgabe das Forschungsvorhaben nicht 
durchgeführt werden kann. 

§ 41 

Weiterleitung von Auskünften 

Oberste Bundes- oder Landesbehörden dürfen Ein- 
tragungen, die in ein Führungszeugnis nicht aufge- 
nommen werden, einer nachgeordneten oder ihrer 
Aufsicht unterstehenden Behörde nur mitteilen, 
wenn dies zur Vermeidung von Nachteilen für den 
Bund oder ein Land unerläßlich ist oder wenn 
andernfalls die Erfüllung öffentlicher Aufgaben er- 
heblich gefährdet oder erschwert würde. 


3. Auskünfte an Behörden 
§ 42 

Vertrauliche Behandlung der Auskünfte 

Auskünfte aus dem Zentralregister an Behörden 
(§ 28 Abs. 5, §§ 29, 39, 41) dürfen nur den mit der 
Entgegennahme oder Bearbeitung betrauten Be- 
diensteten zur Kenntnis gebracht werden. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Tilgung 
§ 43 

Tilgung nach Fristablauf 

(1) Eintragungen über Verurteilungen (§ 4) wer- 
den nach Ablauf einer bestimmten Frist getilgt. 

(2) Eine zu tilgende Eintragung wird aus dem 
Register entfernt. 

(3) Absatz 1 gilt nicht 

1. bei Verurteilungen zu lebenslanger Freiheits- 
strafe, 

2. bei Anordnung der Sicherungsverwahrung oder 
der Unterbringung in einer Heil- oder Pflege- 
anstalt und bei Untersagung der Erteilung einer 
Fahrerlaubnis für immer. 

§44 

Länge der Tilgungsfrist 

(1) Die Tilgungsfrist beträgt 

1. fünf Jahre 

bei Verurteilungen 

a) zu Geldstrafe, wenn die Ersatzfreiheitsstrafe 
nicht mehr als drei Monate beträgt und keine 
Freiheitsstrafe im Register eingetragen ist, 

b) zu Freiheitsstrafe von nicht mehr als drei 
Monaten, wenn im Register keine weitere 
Strafe eingetragen ist, 

c) zu Jugendstrafe von nicht mehr als einem 
Jahr, 

d) zu Jugendstrafe von nicht mehr »als zwei 
Jahren, wenn Strafaussetzung oder Entlas- 
sung zur Bewährung bewilligt ist, 

e) zu Jugendstrafe von mehr als zwei Jahren, 
wenn die Reststrafe nach Ablauf der Bewäh- 
rungszeit erlassen worden ist, 

f) zu Jugendstrafe, wenn der Strafmakel als 
beseitigt erklärt worden ist, 

g) durch welche die Untersagung der Erteilung 
einer Fahrerlaubnis auf Zeit oder eine Ne- 
benstrafe oder Nebenfolge allein oder in 
Verbindung miteinander oder in Verbindung 
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mit Erziehungsmaßregeln oder Zuditmitteln 
angeordnet worden ist, 

2. zehn Jahre 

bei Verurteilungen zu 

a) Geldstrafe und Freiheitsstrafe von nicht mehr 
als drei Monaten, wenn die Voraussetzungen 
der Nummer 1 Buchstaben a und b nicht vor- 
liegen, 

b) Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten, 
aber nicht mehr als einem Jahr, wenn die 
Vollstreckung der Strafe oder eines Straf- 
restes zur Bewährung ausgesetzt und im Re- 
gister keine weitere Freiheitsstrafe eingetra- 
gen ist, 

c) Jugendstrafe von mehr als einem Jahr, außer 
in den Fällen der Nummer 1 Buchstaben d 
bis f, 

3. fünfzehn Jahre 

in allen übrigen Fällen. 

(2) Die Aussetzung der Strafe oder eines Straf- 
restes zur Bewährung oder die Beseitigung des 
Strafmakels bleiben bei der Berechnung der Frist 
unberücksichtigt, wenn diese Entscheidungen wider- 
rufen worden sind. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 Buch- 
stabe e, Nr. 2 Buchstabe c, Nr. 3 verlängert sich die 
Frist um die Dauer der Freiheitsstrafe. 

§ 45 

Feststellung der Frist und Ablaufhemmung 

(1) Für die Feststellung und Berechnung der Frist 
gelten die §§ 33, 34 entsprechend. 

(2) Die Tilgungsfrist läuft nicht ab, solange sich 
aus dem Register ergibt, daß die Vollstreckung einer 
Strafe oder eine Maßregel der Sicherung und Bes- 
serung noch nicht erledigt ist. § 35 Abs. 1 gilt ent- 
sprechend. 

(3) Sind im Register mehrere Verurteilungen ein- 
getragen, so ist die Tilgung einer Eintragung erst 
zulässig, wenn für alle Verurteilungen die Voraus- 
setzungen der Tilgung vorliegen. Die Eintragung 
einer Verurteilung, durch welche die Erteilimg der 
Fahrerlaubnis für immer untersagt worden ist, 
hindert die Tilgung anderer Verurteilungen nur, 
wenn zugleich auf eine Strafe erkannt worden ist, 
für die allein die Tilgungsfrist nach § 44 noch nicht 
abgelaufen wäre. 

§ 46 

Anordnung der Tilgung wegen Gesetzesänderung 

Ist die Verurteilung lediglich wegen einer Hand- 
lung eingetragen, für die das nach der Verurteilung 
geltende Gesetz nicht mehr Strafe, sondern nur noch 
Geldbuße allein oder in Verbindung mit einer Ne- 
benfolge androht, so ordnet der Generalbundes- 


anwalt auf Antrag des Verurteilten an, daß die Ein- 
tragung zu tilgen ist. 

§47 

Anordnung der Tilgung in besonderen Fällen 

(1) Der Generalbundesanwalt kann auf Antrag 
oder von Amts wegen anordnen, daß Eintragungen 
entgegen §§ 43, 44 zu tilgen sind, falls die Voll- 
streckung erledigt ist und das öffentliche Interesse 
der Anordnung nicht entgegensteht. Wohnt der Be- 
troffene im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so soll 
der Generalbundesanwalt das erkennende Gericht 
und die sonst zuständige Behörde hören. Betrifft die 
Eintragung eine Verurteilung, durch welche die 
Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt an- 
geordnet worden ist, so soll er auch einen in der 
Psychiatrie erfahrenen medizinischen Sachverstän- 
digen hören. 

(2) Hat der Verurteilte infolge der Verurteilung 
durch ein Gericht im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden 
und Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, 
oder das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu 
wählen oder zu stimmen, verloren, so darf eine 
Anordnung nach Absatz 1 nicht ergehen, solange er 
diese Fähigkeit oder dieses Recht nicht wieder- 
erlangt hat. 

(3) Gegen die Ablehnung einer Anordnung nach 
Absatz 1 steht dem Antragsteller innerhalb zwei 
Wochen nach der Bekanntgabe der Entscheidung die 
Beschwerde zu. Hilft der Generalbundesanwalt der 
Beschwerde nicht ab, so entscheidet der Bundesmini- 
ster der Justiz. 

§ 48 

Zu Unrecht getilgte Eintragungen 

Eine Eintragung, die zu Unrecht im Register ge- 
tilgt worden ist, darf nur mit Genehmigung des 
Generalbundesanwalts wieder in das Register auf- 
genommen werden. Vor der Entscheidung ist dem 
Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme zu ge- 
ben. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Rechts Wirkungen der Tilgung 

§ 49 

V er wertungs verbot 

(1) Ist die Eintragung über eine Verurteilung im 
Register getilgt worden oder ist sie zu tilgen, so 
dürfen die Tat und die Verurteilung dem Betrof- 
fenen im Rechtsverkehr nicht mehr vorgehalten und 
nicht zu seinem Nachteil verwertet werden. 

(2) Rechte Dritter, gesetzliche Rechtsfolgen der 
Tat oder der Verurteilung und Entscheidungen von 
Gerichten oder Verwaltungsbehörden, die im Zu- 
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sammenhang mit der Tat oder der Verurteilung er- 
gangen sind, bleiben unberührt. 

§ 50 

Ausnahmen 

Die frühere Tat darf abweichend von § 49 Abs. 1 
nur berücksichtigt werden, wenn 

1. die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder eine Ausnahme zwin- 
gend gebietet, 

2. in einem erneuten Strafverfahren ein Gutachten 
über den Geisteszustand des Betroffenen zu er- 
statten ist, falls die Umstände der früheren Tat 
für die Beurteilung seines Geisteszustandes von 
Bedeutung sind, 

3. die Wiederaufnahme des früheren Verfahrens 
beantragt wird oder 

4. der Betroffene die Zulassung zu einem Beruf 
oder Gewerbe oder die Einstellung in den öffent- 
lichen Dienst beantragt, falls die Zulassung oder 
Einstellung sonst zu einer erheblichen Gefähr- 
dung der Allgemeinheit führen würde; das glei- 
che gilt, wenn der Betroffene die Aufhebung 
einer die Ausübung eines Berufes oder Ge- 
werbes untersagenden Entscheidung beantragt. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Begrenzung von Offenbarungspflichten 
des Verurteilten 

§51 

Offenbarungspflicht bei Verurteilungen 

(1) Der Verurteilte darf sich als unbestraft be- 
zeichnen und braucht den der Verurteilung zu- 
grunde liegenden Sachverhalt nicht zu offenbaren, 
wenn die Verurteilung 

1 . nicht im Register einzutragen, 

2. nicht in das Führungszeugnis aufzunehmen oder 

3. zu tilgen ist. 

(2) Soweit Gerichte oder Behörden ein Recht auf 
unbeschränkte Auskunft haben, kann der Verur- 
teilte ihnen gegenüber keine Rechte aus Absatz 1 
Nr. 2 herleiten, falls er hierüber belehrt wird. 


ACHTER ABSCHNITT 

Verurteilungen durch Gerichte und Auskunft an 
Stellen außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes 

§52 

Eintragungen in das Register 

(1) In das Register sind auch strafgerichtlidie Ver- 
urteilungen einzutragen, die nicht durch deutsche 
Gerichte im Geltungsbereich dieses Gesetzes ergan- 
gen sind, wenn sie sich auf Deutsche oder im Gel- 


tungsbereich dieses Gesetzes geborene oder wohn- 
hafte Ausländer beziehen und die Straftat nach dem 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes geltenden Recht 
ein Verbrechen oder Vergehen ist. 

(2) Eintragungen nach Absatz 1 werden bei der 
Anwendung dieses Gesetzes wie Verurteilungen in 
dessen Geltungsbereich behandelt. Hierbei steht 
eine Strafart oder Maßregel der Sicherung und Bes- 
serung der im Geltungsbereich dieses Gesetzes gel- 
tenden Strafart oder Maßregel gleich, der sie am 
meisten entspricht. 

(3) Die Vorschriften des Gesetzes über die inner- 
deutsche Rechts- und Amtshilfe in Strafsachen vom 
2. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 161) bleiben un- 
berührt. 

§ 53 

Auskunft aus dem Register 

Behörden außerhalb des Geltungsbereicl\s dieses 
Gesetzes sowie über- und zwischenstaatlichen Stel- 
len wird nach den hierfür geltenden Gesetzen und 
Vereinbarungen Auskunft aus dem Register erteilt. 
Soweit solche Vorschriften fehlen, kann der Bun- 
desminister der Justiz anordnen, daß ihnen im 
gleichen Umfang Auskunft erteilt wird wie ver- 
gleichbaren Stellen im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes. 

§ 54 

Berücksichtigung von Verurteilungen 

Eine strafgerichtliche Verurteilung gilt, auch wenn 
sie nicht nach § 52 in das Register eingetragen ist, 
als tilgungsreif, sobald eine ihr vergleichbare Ver- 
urteilung im Geltungsbereich dieses Gesetzes til- 
gungsreif wäre. § 51 gilt auch zugunsten des außer- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes Ver- 
urteilten. 


ZWEITER TEIL 

Das Erziehungsregister 

§ 55 

Führung des Erziehungsregisters 

Das Erziehungsregistef wird bei dem Bundes- 
zentralregister geführt. Für das Erziehungsregister 
gelten die Vorschriften des Ersten Teils, soweit die 
§§56 bis 59 nicht etwas anderes bestimmen. 

§ 56 

Eintragungen in das Erziehungsregister 

(1) In das Erziehungsregister werden die folgen- 
den Entscheidungen und Anordnungen eingetragen, 
soweit sie nicht nach § 5 Abs. 2 Satz 2 in das Zen- 
tralregister einzutragen sind: 
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1. die Anordnung von Maßnahmen nach § 3 Satz 2 
des Jugendgerichtsgesetzes, 

2. die Anordnung von Erziehungsmaßregeln oder 
Zuchtmitteln (§§ 9 bis 16, 75, 112 a Nr. 2 des 
Jugendgerichtsgesetzes), Nebenstrafen oder Ne- 
benfolgen (§§ 6, 8 Abs. 3, §§ 75, 76 des Jugend- 
gerichtsgesetzes) allein oder in Verbindung mit- 
einander, 

3. der Schuldspruch, der nach § 15 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 2 aus dem Zentralregister entfernt worden 
ist, 

4. Entscheidungen, in denen der Richter die Aus- 
wahl und Anordnung von Erziehungsmaßregeln 
dem Vormundschaftsrichter überläßt (§§ 53, 104 
Abs. 4 des Jugendgerichtsgesetzes), 

5. Anordnungen des Vormundschaftsrichters, die 
auf Grund einer Entscheidung nach Nummer 4 
ergehen, 

6. der Freispruch wegen mangelnder Reife und die 
Einstellung des Verfahrens aus diesem Gründe 
(§ 3 Satz 1 des Jugendgerichtsgesetzes), 

7. das Absehen von der Verfolgung nach § 45 des 
Jugendgerichtsgesetzes und die Einstellung des 
Verfahrens nach § 47 oder § 75 Abs. 2 des Ju- 
gendgerichtsgesetzes, 

8. die Anordnung der Erziehungsbeistandschaft oder 
der (vorläufigen oder endgültigen) Fürsorge- 
erziehung durch den Vormundschaftsrichter 
(§§ 57, 65, 67 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt), 

9. vorläufige und endgültige Entscheidungen des 

Vormundschaftsrichters nach § 1631 Abs. 2, 

§ 1666 Abs. 1 und § 1838 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs sowie die Entscheidungen nach § 1671 
Abs. 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, welche die 
Sorge für die Person des Minderjährigen betref- 
fen; ferner die Entscheidungen, durch welche die 
vorgenannten Entscheidungen aufgehoben oder 
geändert werden. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 7 ist 
zugleich die von dem Richter nach § 45 Abs. 1 oder 
§ 47 Abs. 1 Nr. 1 des Jugendgerichtsgesetzes ge- 
troffene Maßnahme einzutragen. 

(3) Ist Erziehungsbeistandschaft angeordnet, so 
ist auch ihre Aufhebung einzutragen (§ 61 Abs. 2 
des Gesetzes für Jugendwohlfahrt). 

(4) Ist Fürsorgeerziehung angeordnet, so sind 
auch ihre Aufhebung sowie der Widerruf der Auf- 
hebung einzutragen (§ 75 Abs. 2 und 4 des Gesetzes 
für Jugendwohlfahrt). 

§ 57 

Auskunft aus dem Erziehungsregister 

(1) Eintragungen im Erziehungsregister dürfen 
nur mitgeteilt werden 

1. den Strafgerichten und Staatsanwaltschaften für 
Zwecke der Rechtspflege, 

2. den Vormundschaftsgerichten für Verfahren, 
welche die Sorge für die Person des im Register 
Geführten betreffen, 


3. den Jugendämtern und den Landesjugendämtern 
für die Wahrnehmung von Erziehungsaufgaben 
der Jugendhilfe, 

4. den Gnadenbehörden für Gnadensachen. 

(2) Soweit Behörden sowohl aus dem Zentral- 
register als auch aus dem Erziehungsregister Aus- 
kunft zu erteilen ist, werden auf ein Ersuchen um 
Auskunft aus dem Zeritralregister (§ 39 Abs. 4) auch 
die in das Erziehungsregister aufgenommenen Ein- 
tragungen mitgeteilt. 

(3) Auskünfte aus dem Erziehungsregister dürfen 
nicht an andere als die in Absatz 1 genannten Be- 
hörden weitergeleitet werden. 

§ 58 

Entfernung von Eintragungen 

(1) Eintragungen im Erziehungsregister werden 
entfernt, sobald der Betroffene das 24. Lebensjahr 
vollendet hat. 

(2) Die Entfernung unterbleibt, solange im Zen- 
tralregister eine Verurteilung zu Freiheitsstrafe ein- 
getragen ist. 

(3) Der Generalbundesanwalt kann auf Antrag 
oder von Amts wegen anordnen, daß Eintragungen 
vorzeitig entfernt werden, wenn die Vollstreckung 
erledigt ist und das öffentliche Interesse einer sol- 
chen Anordnung nicht entgegensteht. § 47 Abs. 3 ist 
anzuwenden. 

§ 59 

Begrenzung von Offenbarungspflichten des 
Betroffenen 

(1) Eintragungen in das Erziehungsregister und 
die ihnen zugrunde liegenden Sachverhalte braucht 
der Betroffene nicht zu offenbaren. 

(2) Soweit Gerichte oder Behörden ein Recht auf 
Auskunft aus dem Erziehungsregister haben, kann 
der Betroffene ihnen gegenüber keine Rechte aus 
Absatz 1 herleiten, falls er hierüber belehrt wird. 


DRITTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorsdiriften 

§ 60 

Übernahme von Eintragungen in das 
Zentralregister 

(1) Eintragungen, die vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes in das Strafregister aufgenommen wor- 
den sind, werden in das Zentralregister übernom- 
men. 

(2) Nicht übernommen werden Eintragungen über 
Verurteilungen zu 
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1. Geldstrafe, die mehr als zwei Jahre vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgesprochen wor- 
den ist, wenn die Ersatzfreiheitsstrafe nicht mehr 
als drei MonaJe beträgt und keine weitere Ein- 
tragung im Register enthalten ist, 

2. Geldstrafe, bei der die Voraussetzungen der 
Nummer 1 nicht vorliegen, und Freiheitsstrafe 
von nicht mehr als neun Monaten, wenn die 
Geldstrafe oder die Freiheitsstrafe mehr als fünf 
Jahre vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes aus- 
gesprochen worden ist, 

3. Freiheitsstrafe von mehr als neun Monaten, aber 
nicht mehr als drei Jahren, die mehr als zehn 
Jahre vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes aus- 
gesprochen worden ist, 

4. Freiheitsstrafe von mehr als drei, aber nicht 
mehr als fünf Jahren, die mehr als fünfzehn 
Jahre vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes aus- 
gesprochen worden ist. 

(3) Absatz 2 gilt nidit, wenn 

1. der Betroffene als gefährlicher Gewohnheitsver- 
brecher oder innerhalb der letzten zehn Jahre 
vor dem Inkrafttreten idieses Gesetzes zu Frei- 
heitsstrafe von mehr als neun Monaten ver- 
urteilt worden ist, 

2. gegen den Betroffenen auf Unterbringung in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt oder auf Unter- 
sagung der Erteilung der Fahrerlaubnis für im- 
mer erkannt worden ist. 

(4) Nicht übernommen werden ferner Eintragun- 
gen über Entscheidungen von Verwaltungsbehörden 
aus der Zeit bis zum 23, Mai 1945. 

(5) Die in das Zentralregister zu übernehmenden 
Eintragungen werden nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes behandelt. 

§ 61 

Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes getilgte oder 
tilgungsreife Eintragungen 

Für die Verurteilungen, die bei dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes im Strafregister getilgt oder til- 
gungsreif sind oder die nach § 60 Abs. 2 nicht in das 
Zentralregister übernommen werden, gelten die 
49 bis 51. 

§ 62 

Urteile nicht mehr bestehender Gerichte 

Bei der Entscheidung über einen Antrag nach 
§§ 37, 47 sind deren Absätze 2 entsprechend anzu- 
wenden, wenn das Urteil von einem Gericht erlas- 
sen wurde, an dessen Sitz deutsche Gerichtsbarkeit 
nicht mehr ausgeübt wird. Das gleiche gilt bei einer 
Verurteilung durch das Reichsgericht im ersten 
Rechtszug, den ehemaligen Volksgerichtshof, ein 
früheres Wehrmachtgericht oder ein Gericht eines 
früheren wehrmachtähnlichen Verbandes. 


§63 

Eintragungen in der Erziehungskartei 

Die bei dem Inkraftreten dieses Gesetzes vorhande- 
nen Eintragungen in der gerichtlichen Erziehungs- 
kartei sind in das Erziehungsregister zu über- 
nehmen. 

§64 

Änderung des Strafgesetzbuchs 

Das Strafgesetzbuch wird wie folgt geändert: 

1. § 25 a Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben. 

2. In § 26 Abs. 3 werden die Worte „25 sowie § 25 a 
Abs. 1 Satz 1, 2, Abs. 2" ersetzt durch das Wort 
„25 a". 

§65 

Änderung der Strafprozeßordnung 

§ 260 Abs. 4 Satz 1 der Strafprozeßordnung er- 
hält folgende Fassung: 

„Der Urteilsspruch gibt die rechtliche Bezeich- 
nung der Tat, deren der Angeklagte schuldig ge- 
sprochen wird, sowie die angewendete Strafvor- 
schrift an." 

§66 

Änderung des Jugendgerichtsgesetzes 

Das Jugendgerichtsgesetz wird wie folgt geändert: 

1. § 13 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Zuchtmittel haben nicht die Rechtswirkun- 
gen einer Strafe. Sie begründen nicht die An- 
wendung von strafrechtlichen Rückfall Vorschrif- 
ten." 

2. Vor § 94 werden in der Überschrift des vierten 
Hauptstückes die Worte „Strafregister und" so- 
wie die Überschrift „Erster Abschnitt. Strafregi- 
ster" gestrichen. 

3. die §§94 bis 96 werden aufgehoben, 

4. Vor § 97 wird die Überschrift „Zweiter Abschnitt. 

- Beseitigung des Strafmakels durch Richter- 
spruch" gestrichen. 

5. § 97 wird wie folgt geändert: 

a) Als Absatz 1 wird eingefügt: 

„(1) Wird die Strafe oder ein Strafrest bei 
Verurteilung zu nicht mehr als zwei Jahren 
Jugendstrafe nach Aussetzung oder Entlas- 
sung zur Bewährung erlassen, so erklärt der 
Richter den Strafmakel als beseitigt." 

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2. 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

An die Stelle der Worte 
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„(2) Die Anordnung kann erst ..." 
treten die Worte 

„ (3) In den Fällen des Absatzes 2 kann die 
Anordnung erst . . 

6. § 100 wird aufgehoben. 

7. § 101 wird wie folgt ergänzt: 

Hinter den Worten „oder vorsätzlichen Ver- 
gehens erneut" wird eingefügt „zu Freiheits- 
strafe". 

8. Vor § 110 wird in der Überschrift des Dritten 
Abschnittes das Wort „Strafregister" durch die 
Worte „Beseitigung des Strafmakels durch Rich- 
terspruch" ersetzt. 

9. § 111 erhält folgende Fassung: 

»§ 111 

Beseitigung des Strafmakels 
durch Richterspruch 

Die Vorschriften über die Beseitigung des 
Strafmakels durch Richterspruch (§§ 97 bis 101) 
gelten für Heranwachsende entsprechend, so- 
weit der Richter Jugendstrafe verhängt hat." 

§ 67 

Ermächtigung zur Neubekanntmachung des 
Jugendgerichtsgesetzes 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Jugendgerichtsgesetzes in der 
neuen Fassung bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten der Paragraphenfolge und des Wort- 
lauts zu beseitigen. 

§ 68 

Kosten 

(1) Die Verordnung über Kosten im Bereich der 
Justizverwaltung vom 14. Februar 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 357), zuletzt geändert durch Artikel 10 
des Gesetzes zur Änderung von Kostenermächti- 
gungen, sozialversicherungsrechtlichen und ande- 
ren Vorschriften (Kostenermächtigungs-Änderungs- 
gesetz) vom 23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 9 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. in Zentralregister angelegenheiten, ausge- 
nommen für die Erteilung von Führungs- 
zeugnissen;" 

2. Im Gebührenverzeichnis (Anlage zu § 2 Abs. 1) 
wird nach 2 d) eingefügt: 

a) in der Spalte „Gegenstand": „e) Führungs- 
zeugnis", 

b) in der Spalte „Gebühren": „5 DM". 


(2) Die Meldebehörde (§ 28 Abs. 2) nimmt die 
Gebühr für das Führungszeugnis entgegen. Sie 
behält davon zwei Fünftel ein und führt den Rest- 
betrag an die Bundeskasse ab. 

§69 

Bestimmungen und Bezeichnungen 
in anderen Vorschriften 

Soweit in anderen Vorschriften auf das Gesetz 
über beschränkte Auskunft aus dem Strafregister 
und die Tilgung von Strafvermerken verwiesen wird 
oder Bezeichnungen verwendet werden, die durch 
dieses Gesetz aufgehoben oder geändert werden, 
treten an ihre Stelle die entsprechenden Bestimmun- 
gen und Bezeichnungen dieses Gesetzes. 

§ 70 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§71 

Aufhebung von Vorschriften und Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in 
Kraft. 

(2) Das Gesetz über beschränkte Auskunft aus 
dem Strafregister und die Tilgung von Strafver- 
merken vom 9. April 1920 (Reichsgesetzbl. S. 507), 
zuletzt geändert durch das Erste Gesetz zur Reform 
des Strafrechts vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 645), und die Strafregisterverordnung vom 
12. Juni 1920 (Zentralblatt für das Deutsche Reich 
S. 909), zuletzt geändert durch das Erste Gesetz zur 
Reform des Strafrechts vom 25. Juni 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 645), werden aufgehoben. 

(3) Die Aufgaben des Zentralregisters und des 
Erziehungsregisters sowie des Generalbundesan- 
walts und des Bundesministers der Justiz nach die- 
sem Gesetz werden bis spätestens 31. Dezember 1976 
von den bisher zuständigen Behörden wahrgenom- 
men, wenn sie Personen betreffen, die im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes geboren sind. Der Bundes- 
minister der Justiz wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu 
bestimmen, daß diese Aufgaben schon zu einem 
früheren Zeitpunkt, auch für den Bereich einzelner 
bestimmter Länder, auf das Bundeszentralregister, 
den Generalbundesanwalt und den Bundesminister 
der Justiz übergehen. 

(4) Soweit die Aufgaben des Zentralregisters von 
den Behörden der Länder wahrgenommen werden, 
steht die Gebühr für das Führungszeugnis den Län- 
dern zu. 
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